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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Einfuhrung der Grundrente fiir langjahrige
Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurch-
schnittlichem Einkommen und fiir weitere MaBnahmen zur Erhohung
der Alterseinkommen (Grundrentengesetz)

A. Problem und Ziel

Die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung sind fur viele Menschen die zentrale Ein-
kommensquelle, um im Alter ihr Leben finanzieren zu kénnen. Dafiir haben sie jahrzehnte-
lang gearbeitet und Beitrage eingezahlt, viele haben dariber hinaus Kinder erzogen oder
ihnen nahestehende Menschen gepflegt. Aus Sicht vieler Bargerinnen und Blrger wird je-
doch gerade jahrzehntelange Arbeit zu unterdurchschnittlichen Léhnen, Zeiten der Kinder-
erziehung und der Pflege in der Rente nicht angemessen genug gewlrdigt und anerkannt.
Daher ist es geboten, das Vertrauen in das Grundversprechen des Sozialstaats und in die
Leistungsfahigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung zu starken. Personen, die jahr-
zehntelang verpflichtend Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt haben, dir-
fen im Alter eine der Lebensleistung entsprechende Rente erwarten. Die Menschen missen
darauf vertrauen kdnnen, dass sie nach einem langen Arbeitsleben — auch bei unterdurch-
schnittlichem Einkommen — ordentlich abgesichert sind und besser dastehen als jemand,
der wenig oder gar nicht gearbeitet und somit wenige oder keine Pflichtbeitrage zur gesetz-
lichen Rentenversicherung gezahlt hat.

Das qilt auch fur die Erziehung von Kindern und die Pflege nahestehender Menschen.
Diese fir den Zusammenhalt der Gesellschaft und nicht zuletzt fir die Stabilitdt des Umla-
geverfahrens in der Rentenversicherung wichtige Sorgeleistung wird Uberwiegend von
Frauen erbracht, deren Erwerbsbiografien dadurch beeintrachtigt werden, mit der Folge,
dass ihre Renten oft geringer ausfallen.

Verbesserungen dirfen aber nicht nur kiinftigen Rentnerinnen und Rentnern zuteilwerden,
sondern sollen auch diejenigen erreichen, die bereits eine Rente beziehen. Schliel3lich ha-
ben die heutigen Rentnerinnen und Rentner mit oftmals langjahriger Beitragszahlung ge-
rade auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten wesentlich zur Finanzierung und Stabilisie-
rung der gesetzlichen Rentenversicherung und zum Wohlstand in Deutschland beigetra-
gen. Dennoch gilt es darauf zu achten, dass eine starkere Anerkennung der Lebensleistung
in der gesetzlichen Rentenversicherung so zielgenau wie mdglich ausgestaltet, dabei aber
weder flr Rentnerinnen und Rentner noch fur die Verwaltung zu einer burokratischen Last
wird.

Es ist letztlich auch eine Frage der Gerechtigkeit, dass Menschen nach einem langen Ar-
beitsleben, der Erziehung von Kindern sowie der Pflege von Angehdrigen oder anderen
pflegebedurftigen Menschen trotz einer nur kleinen Rente auch in bedurftigkeitsabhangigen
Flrsorgesystemen besser dastehen mussen als diejenigen, die wenig oder gar nicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung verpflichtend versichert gearbeitet und entsprechend we-
nig oder gar nicht in die gesetzliche Rentenversicherung eingezahlt haben. Die Lebensleis-
tung aufgrund von langjahriger Versicherung sollte daher auch im jeweiligen Flrsorgesys-
tem abgebildet werden, indem ihnen Leistungen oberhalb des fir die Grundsicherung gel-
tenden individuellen Bedarfs zugesichert werden. Insbesondere darf es nicht dazu kom-
men, dass die Grundrente als Anerkennung der Lebensleistung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung in anderen Systemen wieder aufgezehrt wird.
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B. Losung

Zur Starkung des Grundversprechens des Sozialstaates und der Leistungsfahigkeit der ge-
setzlichen Rentenversicherung insgesamt, insbesondere aber fur langjahrige Versicherung
mit unterdurchschnittlichem Einkommen, sind folgende MaRnahmen vorgesehen:

1. Die Einfuhrung einer Grundrente fir langjahrige Versicherung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und

2. die Einfuhrung von Freibetragen im Wohngeld, in der Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB Il), in der Hilfe zum Lebensunter-
halt, in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung des Zwdlften Buches
Sozialgesetzbuch (SGB XIl) und in den firsorgerischen Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung.

Herzstlck ist die Grundrente flr langjahrige Versicherung mit unterdurchschnittlichem Ein-
kommen. Sie ist als Rentenzuschlag konzipiert und soll von einer nachzuweisenden Be-
durftigkeit wie in den Flrsorgesystemen unabhéangig sein.

Die Grundrente gibt es unter folgenden Voraussetzungen: Wenn mindestens 33 Jahre
Grundrentenzeiten vorliegen, das sind vor allem Zeiten, in denen Pflichtbeitrage aufgrund
einer Beschaftigung, Kindererziehung oder Pflegetatigkeit an die gesetzliche Rentenversi-
cherung gezahlt wurden, soll die Rente um einen Zuschlag erhdht werden, wenn die Ent-
geltpunkte des Erwerbslebens unterdurchschnittlich, aber nicht ganz gering waren. Dabei
soll der Grundrentenzuschlag in einer Staffelung von 33 bis 35 Jahren ansteigend berech-
net werden, damit auch Versicherte mit weniger als 35 Jahren Grundrentenzeiten einen
Zuschlag erhalten kénnen. Die Grundrente ist demnach nicht bedingungslos, sondern setzt
auf der Vorleistung in Form einer langen Beitragszahlung der Versicherten auf.

Die Grundrente richtet sich nach der Héhe der erworbenen Entgeltpunkte. Dadurch wird,
anders als bei den bisherigen rentenrechtlichen Bestimmungen, sichergestellt, dass sich
eine langjahrige Beitragszahlung zur Rentenversicherung auch bei unterdurchschnittlichem
Einkommen lohnt und danach eine Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt
wird, die die erbrachte Leistung respektiert und anerkennt. Zugleich wird damit der Leis-
tungsgedanke fur Menschen gestarkt, die es auf dem Arbeitsmarkt nicht leicht haben. Ins-
besondere noch zu Zeiten ohne gesetzlichen Mindestlohn haben sie weniger gut bezahlte,
aber fUr das Funktionieren der Wirtschaft und der Gesellschaft trotzdem unerlassliche Ar-
beiten verrichtet. Dieselbe Anerkennung sollen Zeiten der Kindererziehung oder der Pflege
erfahren. Damit werden Biografien von Frauen in besonderem Male bericksichtigt. Insge-
samt werden rund 1,3 Millionen Menschen von der Grundrente profitieren, davon rund 70
Prozent Frauen. Allerdings sollen diejenigen Personen keine Grundrente erhalten, deren
Arbeitsentgelte haufig lediglich die Bedeutung eines erganzenden Einkommens hatten, wie
dies insbesondere bei ,Minijobbern® der Fall ist. Um die Zielgenauigkeit der Grundrente zu
erhohen, soll daher ein Anspruch auf die Grundrente nur dann bestehen, wenn ein Entgelt
von mindestens 30 Prozent des Durchschnittsentgelts versichert worden ist.

Der Zugang zur Grundrente erfolgt Uber die Feststellung des Grundrentenbedarfes. Dazu
findet eine Einkommensprufung statt. Dabei gilt zunachst ein Einkommensfreibetrag in
Hohe von monatlich 1 250 Euro fur Alleinstehende (15 000 Euro im Jahr) und 1 950 Euro
fur Eheleute oder Lebenspartner (23 400 Euro im Jahr). Ubersteigt das Einkommen den
Freibetrag, wird die Grundrente um 60 Prozent des den Freibetrag Gbersteigenden Einkom-
mens gemindert. Ubersteigt das Einkommen von Alleinstehenden zudem einen Betrag von
1 600 Euro (19 200 Euro im Jahr), ist zusatzlich das Uber dieser Grenze liegende Einkom-
men zu 100 Prozent auf die Grundrente anzurechnen. Fir Eheleute oder Lebenspartner er-
folgt die Anrechnung von Einkommen zu 100 Prozent ab Uberschreiten eines Betrages von
2 300 Euro (27 600 Euro im Jahr). Einklinfte von Ehegatten oder Lebenspartnern sind dabei
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unabhangig davon zu berucksichtigen, ob sie sich steuerlich zusammen oder einzeln ver-
anlagen lassen. Fur die Einkommensprufung wird auf das zu versteuernde Einkommen ab-
gestellt. Gleich hohe Renten sollen gleichbehandelt werden. Daher wird das zu versteuernde
Einkommen unter Hinzurechnung des steuerfreien Teils der Rente beziehungsweise eines
Versorgungsfreibetrages und der Einklunfte aus Kapitalvermdgen zugrunde gelegt.

Die fur die Grundrente vorgesehene Einkommensprufung soll sowohl fur die Versicherten
als auch fir die Verwaltung unbirokratisch ausgestaltet und daher verwaltungsintern még-
lichst automatisiert durchgefiihrt werden. Die Ubermittlung des zu versteuernden Einkom-
mens erfolgt deshalb ohne Verwaltungsaufwand fur den Birger durch einen automatisier-
ten Datenabgleich zwischen der Rentenversicherung und den Finanzbehdrden. Damit wird
sichergestellt, dass Rentnerinnen und Rentner mit einer Grundrente — ein zumeist alterer
Personenkreis — nicht mit zusatzlichen burokratischen Anstrengungen belastet werden. Die
Trager der Rentenversicherung rufen die Hohe des zu versteuernden Einkommens der
Rentnerinnen und Rentner und gegebenenfalls ihrer Ehegatten oder Lebenspartner, unmit-
telbar bei den zustéandigen Finanzbehdrden in einem automatisierten Verfahren ab. Zielge-
richtet werden dabei nur die Daten abgerufen, die fur die Berechnung des Grundrentenzu-
schlags erforderlich sind. Regelmalig liegen die Angaben lber das zu versteuernde Ein-
kommen zum Zeitpunkt der Grundrentenberechnung aus dem vorvergangenen Jahr vor,
sodass regelmafig auf das zu versteuernde Einkommen des vorvergangenen Jahres fur
die Einkommensanrechnung zurlickgegriffen werden wird. Liegt kein zu versteuerndes Ein-
kommen aus dem vorvergangenen Kalenderjahr vor, wird ersatzweise auf das vorvorver-
gangene Kalenderjahr abgestellt. Die Entscheidung, zur Einkommensprufung auf diese
Einkommensgrélen zurlickzugreifen, ist also zwangslaufig damit verbunden, dass diese
GroRe im Einzelfall — bei sich von Jahr zu Jahr stark andernden Einkommen — nur eine
Annaherung fur das laufende Einkommen darstellt. Es ist daher vorgesehen, die Einkom-
mensUberprifung einmal jahrlich zu wiederholen, um Einkommensentwicklungen im Lauf
der Zeit abzubilden.

Das automatisierte Datenabrufverfahren bei der Grundrente leistet einen wichtigen Beitrag
auf dem Weg hin zu einem moderneren Staat, der das Leben flur die Burgerinnen und Bur-
ger sowie die Unternehmen mithilfe einer digital gepragten Verwaltung zunehmend einfa-
cher gestaltet. In Anbetracht der mit hohem Tempo kontinuierlich fortschreitenden Digitali-
sierung aller Lebensbereiche in unserem Land und weltweit setzt der automatisierte Daten-
abruf fur die Grundrente ein wichtiges Signal fur die Mdglichkeiten und Erleichterungen ei-
ner burgerfreundlichen und leistungsstarken Verwaltung im 21. Jahrhundert. Dies ist umso
wichtiger, weil der Erwartungshaltung vieler Birgerinnen und Burger an einem unkompli-
zierten und digitalen Zugang zu o6ffentlichen Leistungen auch in der Sozialversicherung
heutzutage noch zu wenig Genlige getan ist. Mit der Etablierung automatischer Verfahren
— wie es zur Berechnung der Hohe der Grundrente vorgesehen wird — geht die Bundesre-
gierung damit auch im Bereich der Alterssicherung einen bedeutsamen Schritt in diese
Richtung. Er bringt uns dem Ziel, den digitalen Austausch mit der Verwaltung und die Be-
antragung von Leistungen perspektivisch fiir alle erheblich einfacher und zugleich sicher zu
machen, spurbar naher. Der vorliegende Gesetzentwurf bildet damit einen weiteren wichti-
gen Meilenstein im Sinne der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung zur blrgernahen
Gestaltung des digitalen Wandels.

Die Grundrente wird nicht in allen Fallen ein Alterseinkommen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts beziehungsweise oberhalb des Grundsicherungsbedarfes gewahrleisten kon-
nen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn durch hohe Wohnkosten — insbesondere in den
Stadten — auch relativ hohe individuelle Bedarfe in der Grundsicherung entstehen. Daher
ist dafur zu sorgen, dass auch diese Personen tatsachliche Einkommensverbesserungen
erfahren. Mit der Einfuhrung von Freibetragen im Wohngeld, der Grundsicherung fur Arbeit-
suchende (SGB ll), in der Hilfe zum Lebensunterhalt, in der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung (SGB XIl) und den firsorgerischen Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung wird erreicht, dass die Verbesserung in der Rente nicht durch eine Anrechnung
in den bedarfsorientierten Flrsorgesystemen beziehungsweise einkommensabhangigen
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Sozialleistungen aufgezehrt werden. Fir diese Fursorgesysteme ist keine der Grundren-
tenregelung entsprechende Staffelung bis zum Erreichen der vollen 35 Jahre an Grundren-
tenzeiten vorgesehen, da eine gestaffelte Freibetragsregelung mit sehr hohem Verwal-
tungsaufwand verbunden ware.

Die Kosten der Grundrente von rund 1,3 Milliarden Euro im Einfuhrungsjahr 2021 werden
vollstandig durch eine Erhéhung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung finan-
ziert, damit es nicht zu einer Belastung der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler in der
Rentenversicherung kommt. Der Bundeszuschuss wird ab dem Jahr 2021 dauerhaft um
1,4 Milliarden Euro erhdht. Da die gesetzlich festgelegte Fortschreibung des Bundeszu-
schusses in den Folgejahren weniger dynamisch ausfallt als die Kostenentwicklung der
Grundrente, ist es erforderlich, dass die Erhéhung des Bundeszuschusses im Einflihrungs-
jahr 2021 mit 1,4 Milliarden Euro etwas héher ausfallt als die Kosten der Grundrente mit
1,3 Milliarden Euro. Nur so kann gewahrleistet werden, dass auch in den Folgejahren ins-
gesamt keine zusatzliche Beitragsbelastung entsteht. Die Grundrente ist damit vollstandig
aus Steuermitteln finanziert.

Als Anreiz fur den Aufbau einer zusatzlichen arbeitgeberfinanzierten betrieblichen Alters-
versorgung bei Geringverdienern mit einem monatlichen Bruttoarbeitslohn bis zu
2 200 Euro wird der Forderbetrag zur betrieblichen Altersversorgung von derzeit maximal
144 Euro auf maximal 288 Euro angehoben.

C. Alternativen

Alternativ zur Grundrente im Sinne eines Rentenzuschlags konnten fur langjahrige Versi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung ausschliel3lich Freibetrage in den Firsor-
gesystemen gewahrt werden. Die Berechtigten wirden, falls sie bedurftig sind, durch den
Freibetrag zwar ein Alterseinkommen oberhalb ihres individuellen Bedarfs in der Grundsi-
cherung erhalten. Hierbei wirde es sich jedoch gerade nicht um eine selbst verdiente Leis-
tung der gesetzlichen Rentenversicherung handeln, sondern weiterhin um eine bedarfs-
und bedirftigkeitsabhangige Fursorgeleistung. Die hiermit verknUpfte Prifung und den not-
wendigen Nachweis der gesamten Einkommens- und Vermoégensverhaltnisse empfinden
viele Rentnerinnen und Rentner als unbillig hart mit Blick auf langjahrige Beitragszahlung
und die Anerkennung ihrer Biografie.

Insbesondere ist auch zu bedenken, dass vor allem in den Fursorgesystemen die bedurf-
tigkeitsabhangige Leistung im Wesentlichen von den jeweils individuell sehr unterschiedli-
chen Bedarfen abhangen. Dies beruht unter anderem auf regional sehr unterschiedlichen
Wohnkosten, vor allem bei angemietetem Wohnraum, oder personengebundenen Mehrbe-
darfen, zum Beispiel wegen einer Schwerbehinderung. Es handelt sich um Ursachen, die
in keinem Zusammenhang mit der Hohe der geleisteten Beitrage und langjahriger Beitrags-
zahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung stehen. Dies bedeutet nicht zuletzt, dass bei
einer Lésung im Flrsorgesystem die Aquivalenz von Beitrag und Leistung nicht zum Tragen
kommen wirde.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Im EinfGhrungsjahr werden die Rentenleistungen fir rund 1,3 Millionen Rentnerinnen und
Rentner, davon rund 70 Prozent Frauen, verbessert. Der Anteil der Frauen ist wegen der
Anerkennung von Zeiten der Kindererziehung und Pflege und wegen geringerer Rentenan-
wartschaften hoher. Insgesamt werden rund 5 Prozent der Versichertenrenten Gber eine
Grundrente aufgestockt, wobei der Anteil bei den Mannern rund 3 Prozent und bei den
Frauen rund 7 Prozent betragt. Etwa drei Viertel der Berechtigten leben in den alten und
etwa ein Viertel in den neuen Bundeslandern. In den alten Bundeslandern betragt der Anteil
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der Berechtigten an allen Versichertenrenten rund 5 Prozent, in den neuen Bundeslandern
sind es rund 7 Prozent.

Die Kosten der Grundrente einschlieldlich der darauf von der Rentenversicherung zu leis-
tenden Beitrage an die Krankenversicherung der Rentner (KVdR) betragen im Einfiihrungs-
jahr 2021 rund 1,3 Milliarden Euro und steigen unter Berucksichtigung klnftiger Rentenan-
passungen bis zum Jahr 2025 auf rund 1,6 Milliarden Euro an.

Kosten der MaBRnahmen in Milliarden Euro

Grundrente einschiiestich KVAR 1730 137 44 1753 ot
Grundsicherung im Alter und bei EM 0,24 0,24 0,24 0,23 0,23
Wohngeld 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06
Hilfe zum Lebensunterhalt 0,02 0,02 0,02 0,02 0,02
Grundsicherung fur Arbeitsuchende 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01

*Kosten der Freibetrage unter Berticksichtigung von Einsparungen durch die Grundrente

Die Kosten der Grundrente erhéhen die Ausgaben der Rentenversicherung. Diesen hdhe-
ren Ausgaben steht ein auch im Zeitverlauf entsprechend héherer Bundeszuschuss gegen-
Uber, sodass es insgesamt nicht zu einer héheren Beitragsbelastung kommt. Auch das Si-
cherungsniveau vor Steuern bleibt insgesamt unverandert.

Finanzwirkungen auf den Haushalt des Bundes und der Lander in Milliarden Euro
(+ Belastung, - Entlastung)

Bomd
Erhéhung Bundeszuschuss aRV 1,40 1,43 1,47 1,51 1,65
Grundsicherung im Alter und bei EM
Einsparungen -0,20 -0,21 -0,22 -0,24 -0,25
Freibetrag 0,44 0,45 0,46 0,47 0,48
Wohngeld 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01
Summe Bund* 1,68 1,71 1,75 1,78 1,92
Lander und Kommunen
Wohngeld 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03
Hilfe zum Lebensunterhalt 0,02 0,02 0,02 0,02 0,02

*Abweichungen in der Summe sind rundungsbedingt

In der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Kapitel 4 SGB XIl) profitieren
rund 110 Tausend Bezieher von der Grundrente. Ohne den Freibetrag wirden rund 45 Tau-
send von ihnen nicht mehr bedurftig sein. Insgesamt kommt es so zu Einsparungen in Héhe
von 200 Millionen Euro. Diesen Einsparungen stehen die Kosten des Freibetrags in Héhe
von knapp 440 Millionen Euro gegentiber, von dem insgesamt rund 200 Tausend Personen
profitieren.

Einsparungen durch die Grundrente und Kosten durch den Freibetrag entstehen in gleicher
Weise auch im Wohngeld, in der Hilfe zum Lebensunterhalt (Kapitel 3 SGB XII) und in der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende, wobei in der Summe beim Wohngeld zusatzliche Kos-
ten von etwa 60 Millionen Euro, in der Hilfe zum Lebensunterhalt etwa 20 Millionen Euro
und in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende knapp 10 Millionen Euro anfallen.

Bei den fursorgerischen Leistungen der Sozialen Entschadigung bewegen sich die Mehr-
kosten aufgrund der geringen Anzahl Betroffener in einer nicht quantifizierbaren geringen
Hohe.
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Durch die Neuregelungen dieses Gesetzentwurfs ergeben sich auch in anderen Sozialver-
sicherungszweigen unmittelbare sowie mittelbare Finanzwirkungen.

Die Verdoppelung des Hoéchstbetrags beim Férderbetrag zur betrieblichen Altersversor-

gung (BAV-Forderbetrag) von 144 Euro auf 288 Euro flhrt zu Steuermindereinnahmen von
rund 50 Millionen Euro jahrlich.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Biirgerinnen und Biirger

Fur Blrgerinnen und Burger entsteht durch Informationspflichten ein einmaliger Erfillungs-
aufwand von rund 712 Tausend Stunden im EinfUhrungsjahr der Neuregelungen sowie ein
laufender Erfullungsaufwand von 403 Tausend Stunden.

E.2 Erfiullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht einmaliger Erfillungsaufwand in Héhe von rund 926 Tausend
Euro sowie laufender Erfiillungsaufwand in Hohe von rund 87 Tausend Euro. Es wird eine
neue Informationspflicht mit Blrokratiekosten von 87 Tausend Euro jahrlich eingefuhrt (im
Erfullungsaufwand enthalten).

Der Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft wird durch geeignete Entlastungsmaflinamen kom-
pensiert.

E.3 Erflullungsaufwand der Verwaltung

Auf Bundesebene entsteht zusatzlicher laufender Erfullungsaufwand von rund 197 Millio-
nen Euro und einmaliger Erfullungsaufwand von rund 399 Millionen Euro.

Auf Landerebene inklusive Kommunen entsteht zusatzlicher laufender Erfillungsaufwand
von rund 10 Millionen Euro und einmaliger Erflllungsaufwand von rund 16 Millionen Euro.

F. Weitere Kosten
Fir die Wirtschaft, einschlief3lich mittelstandischer Unternehmen, entstehen durch den Ge-

setzentwurf keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Gesetzenentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Einfliihrung der Grundrente fiir langjahrige

Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurch-

schnittlichem Einkommen und fiir weitere MaBnahmen zur Erhéhung
der Alterseinkommen (Grundrentengesetz)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung — in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384), das zuletzt
durch Artikel 34 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652) gedndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geandert:
a) Nach der Angabe zu § 76f wird folgende Angabe eingeflgt:
,§ 769 Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung®.
b) Nach der Angabe zu § 97 wird folgende Angabe eingeflgt:
,§ 97a Einkommensanrechnung beim Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung®.
c) Nach der Angabe zu § 117 wird folgende Angabe eingefugt:
,§ 117a Besonderheiten beim Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung®.
d) Nach der Angabe zu § 151a werden die folgenden Angaben eingefligt:

,8 151b Automatisiertes Abrufverfahren beim Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung

§ 151c Auskunftsrechte zur Uberpriifung von Einkiinften aus Kapitalvermégen beim Zuschlag an Entgeltpunkten
fur langjahrige Versicherung®.

e) Nach der Angabe zu § 307d werden die folgenden Angaben eingefugt:
,§ 307e Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung bei Rentenbeginn in den Jahren 1992 bis 2020
§ 307f Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung bei Rentenbeginn vor dem 1. Januar 1992

§ 307g Evaluierung®.
2. Dem § 66 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

.Personliche Entgeltpunkte werden zusatzlich ermittelt, indem der Zuschlag an Entgelt-
punkten fur langjahrige Versicherung mit dem Zugangsfaktor vervielfaltigt wird.*

3. Nach § 76f wird folgender § 76g eingeflgt:
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,§ 769
Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung

(1)Ein Zuschlag an Entgeltpunkten wird ermittelt, wenn mindestens 33 Jahre mit
Grundrentenzeiten vorhanden sind und sich aus den Kalendermonaten mit Grundren-
tenbewertungszeiten ein Durchschnittswert an Entgeltpunkten ergibt, der unter dem
nach Absatz 4 malRgebenden Hochstwert liegt.

(2)Grundrentenzeiten sind Kalendermonate mit anrechenbaren Zeiten nach § 51
Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3; § 55 Absatz 2 gilt entsprechend. Grundrentenzeiten
sind auch Kalendermonate mit Ersatzzeiten. Abweichend von Satz 1 sind Kalendermo-
nate mit Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten wegen des Bezugs von Arbeits-
losengeld keine Grundrentenzeiten.

(3)Grundrentenbewertungszeiten sind Kalendermonate mit Zeiten nach Absatz 2,
wenn auf diese Zeiten Entgeltpunkte entfallen, die fir den Kalendermonat mindestens
0,025 Entgeltpunkte betragen. Berlcksichtigt werden fir die Grundrentenbewertungs-
zeiten auch Zuschlage an Entgeltpunkten nach § 76e und § 76f.

(4)Der Zuschlag an Entgeltpunkten wird ermittelt aus dem Durchschnittswert an
Entgeltpunkten aus allen Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten und um-
fasst zunachst diesen Durchschnittswert. Ubersteigt das Zweifache dieses Durch-
schnittswertes den jeweils maligeblichen Hochstwert an Entgeltpunkten nach den Sat-
zen 3 bis 5, wird der Zuschlag aus dem Differenzbetrag zwischen dem jeweiligen
Hochstwert und dem Durchschnittswert nach Satz 1 ermittelt. Der Hochstwert betragt
0,0334 Entgeltpunkte, wenn 33 Jahre mit Grundrentenzeiten vorliegen. Liegen mehr
als 33, aber weniger als 35 Jahre mit Grundrentenzeiten vor, wird der Héchstwert nach
Satz 3 je zusatzlichen Kalendermonat mit Grundrentenzeiten um 0,001389 Entgelt-
punkte erhdht; das Ergebnis ist auf vier Dezimalstellen zu runden. Liegen mindestens
35 Jahre mit Grundrentenzeiten vor, betragt der Hochstwert 0,0667 Entgeltpunkte. Zur
Berechnung der Hohe des Zuschlags an Entgeltpunkten wird der nach den Satzen 1
bis 5 ermittelte Entgeltpunktewert mit dem Faktor 0,875 und anschlieRend mit der An-
zahl der Kalendermonate mit Grundrentenbewertungszeiten, hdchstens jedoch mit 420
Kalendermonaten, vervielfaltigt.

(5)Der Zuschlag an Entgeltpunkten wird den Kalendermonaten mit Grundrenten-
bewertungszeiten zu gleichen Teilen zugeordnet; dabei werden Kalendermonaten mit
Entgeltpunkten (Ost) Zuschlage an Entgeltpunkten (Ost) zugeordnet.”

Dem § 77 wird folgender Absatz 5 angeflgt:

»(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend fur die Ermittlung des Zugangsfaktors
fur die nach § 66 Absatz 1 Satz 2 gesondert zu bestimmenden persénlichen Entgelt-
punkte aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung.”

Dem § 88 wird folgender Absatz 4 angefugt:

»(4) Wird die Rente unter Anwendung der Absatze 1 bis 3 berechnet, entfallt auf
den Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung der Anteil an personli-
chen Entgeltpunkten, der in der Rente enthalten war, aus der sich der Besitzschutz an
personlichen Entgeltpunkten ergab.”

Nach § 97 wird folgender § 97a eingefugt:
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,§ 97a

Einkommensanrechnung beim Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versiche-
rung

(1)Auf den Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Ver-
sicherung wird Einkommen des Berechtigten und seines Ehegatten angerechnet.

(2)Als Einkommen zu berucksichtigen sind

1. das zu versteuernde Einkommen nach § 2 Absatz 5 des Einkommensteuergeset-
zes,

2. der steuerfreie Teil von Renten nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa Satz 4 des Einkommensteuergesetzes sowie der nach § 19 Ab-
satz 2 und § 22 Nummer 4 Satz 4 Buchstabe b des Einkommensteuergesetzes
steuerfreie Betrag von Versorgungsbezigen und

3. die versteuerten Einkinfte aus Kapitalvermogen nach § 20 des Einkommensteu-
ergesetzes, soweit diese nicht bereits in dem Einkommen nach Nummer 1 enthal-
ten sind; im Falle der Kapitalertrage nach § 20 Absatz 1 Nummer 6 Satze 1 bis 3
des Einkommensteuergesetzes gilt als Einkommen ein Zehntel des Ertrags, langs-
tens jedoch fur zehn Jahre.

Als Einkommen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 sind grundsatzlich die von den Tragern
der Rentenversicherung nach § 151b automatisiert abzurufenden, bei den Finanzbe-
horden jeweils bis zum 30. September fir das vorvergangene Kalenderjahr vorliegen-
den Festsetzungsdaten zugrunde zu legen. Liegen flr das vorvergangene Kalender-
jahr keine Festsetzungsdaten nach Satz 1 Nummer 1 vor, sind die Festsetzungsdaten
nach Satz 1 Nummer 1 und 2 des vorvorvergangenen Kalenderjahres malfgeblich. Lie-
gen keine Festsetzungsdaten des vorvorvergangenen Kalenderjahres nach Satz 1
Nummer 1 vor, ist die um 13 vom Hundert bei Leistungsbeginn vor dem Jahre 2011
und um 14 vom Hundert bei Leistungsbeginn nach dem Jahre 2010 geminderte Rente
sowie das Einkommen nach Satz 1 Nummer 3 des vorvergangenen Kalenderjahres zu
berlcksichtigen. Die Trager der Rentenversicherung sind an die Ubermittelten Festset-
zungsdaten gebunden. Von dem Einkommen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 ist der darin
enthaltene Rentenanteil, der auf dem Zuschlag an Entgeltpunkten flir langjahrige Ver-
sicherung beruht, abzuziehen.

(3)Als monatliches Einkommen gilt ein Zwdlftel des Einkommens, das nach Ab-
satz 2 zu berUcksichtigen ist. Fir Berechtigte mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufent-
halt im Inland, die vergleichbare auslandische Einkommen haben, gilt Absatz 2 sinn-
gemal. Berechtigte und deren Ehegatten mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt
im Ausland haben vergleichbare auslandische Einkommen durch geeignete Unterla-
gen gegenlber dem Trager der Rentenversicherung nachzuweisen; bei fehlendem
Nachweis ist kein Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige
Versicherung zu zahlen.

(4)Anrechenbar ist dasjenige Einkommen des Berechtigten und seines Ehegatten,
das monatlich die in den Satzen 2 bis 4 genannten, jeweils auf einen vollen Eurobetrag
aufgerundeten Betrage Ubersteigt [Hinweis: Mal3gebend ist im Folgenden jeweils der
aktuelle Rentenwert ab Juli 2020, der im Méarz 2020 feststeht; die Variablen werden
dann durch konkrete Werte ersetzt.]. Ubersteigt das anrechenbare Einkommen des
Berechtigten monatlich das XXfache des aktuellen Rentenwertes [1 250 Euro], werden
60 vom Hundert angerechnet, solange das anrechenbare Einkommen nicht mehr als
das XYfache des aktuellen Rentenwertes [1 600 Euro] betragt. Ubersteigt das anre-
chenbare Einkommen des Berechtigten das XYfache des aktuellen Rentenwertes
[1 600 Euro], wird das diesen Betrag Ubersteigende anrechenbare Einkommen in voller
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Hohe angerechnet; Satz 2 bleibt unberuhrt. Ist neben dem Einkommen des Berechtig-
ten auch Einkommen seines Ehegatten zu berucksichtigen, sind die Satze 2 und 3 mit
der MalRgabe anzuwenden, dass anstelle des XXfachen des aktuellen Rentenwertes
[1 250 Euro] das YYfache des aktuellen Rentenwertes [1 950 Euro] und anstelle des
XYfachen des aktuellen Rentenwertes [1 600 Euro] das YZfache des aktuellen Ren-
tenwertes [2 300 Euro] tritt. Anderungen der Héhe der Betrége nach Satz 2 bis 4 wer-
den mit Beginn des Kalendermonats wirksam, zu dessen Beginn Einkommensande-
rungen nach Absatz 5 zu bericksichtigen sind.

(5)Einkommen nach Absatz 2 ist auch dann abschlielRend zu bertcksichtigen,
wenn die Einkommensteuer vorlaufig oder unter Vorbehalt der Nachprifung festgesetzt
oder die Entscheidung der Finanzbehérde angefochten wurde, es sei denn, die Voll-
ziehung des Einkommensteuerbescheids wurde ausgesetzt. Einkommensanderungen,
die dem Trager der Rentenversicherung jeweils bis zum 31. Oktober vorliegen, sind
vom darauffolgenden 1. Januar an zu bericksichtigen; Absatz 6 bleibt unberthrt.

(6)Die jahrliche Einkommensanrechnung ist zunachst nur unter Bertcksichtigung
von Einkommen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 durchzuflhren. Ist
ein Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung zu
leisten, haben der Berechtigte und sein Ehegatte Uber Einkommen nach Absatz 2
Satz 1 Nummer 3 innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe des Bescheides Uber
den Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung
dem Trager der Rentenversicherung mitzuteilen, wenn solches Einkommen in dem
nach Absatz 2 Satz 3 und 4 maRgeblichen Kalenderjahr erzielt wurde und dessen
Héhe nachzuweisen. Der Berechtigte ist auf die Uberpriifungsrechte nach § 151c hin-
zuweisen. Erfolgt keine Mitteilung nach Satz 2, gilt Einkommen nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 3 als nicht erzielt. Teilen der Berechtigte und sein Ehegatte Einkommen nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 mit und ergibt sich nach erneuter Einkommensprifung ein
veranderter Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versi-
cherung, ist der Bescheid mit Wirkung fur die Zukunft aufzuheben. Im Fall einer zu
Unrecht unterbliebenen oder unrichtigen Auskunft ist der Bescheid vom Beginn des
Zeitraumes der Anrechnung von Einkommen nach Satz 1 aufzuheben. Soweit Be-
scheide aufgehoben wurden, sind zu viel erbrachte Leistungen zu erstatten; § 50 Ab-
satze 2a bis 5 des Zehnten Buches bleiben unberihrt. Nicht anzuwenden ist die Vor-
schrift zur Anhdérung Beteiligter (§ 24 des Zehnten Buches).

(7)Ist in einer Rente ein Zuschlag an Entgeltpunkten flir langjahrige Versicherung
enthalten, ist der hierauf beruhende Rentenanteil bei der Anwendung anderer Rege-
lungen uber das Zusammentreffen von Renten und Einkommen sowie Uber Berlck-
sichtigung von Hinzuverdienst nicht zu bertcksichtigen.®
Nach § 98 Absatz 1 Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingeflgt:

,4a. Einkommensanrechnung beim Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versi-
cherung,”.

§ 113 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefugt:

.Personliche Entgeltpunkte von Berechtigten werden zusatzlich ermittelt aus dem
Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung.®

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

Nach § 117 wird folgender § 117a eingefugt:



10.

11.

-11- Bearbeitungsstand: 19.02.2020 10:44 Uhr

.8 117a
Besonderheiten beim Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung

Uber den Anspruch auf Rente kann hinsichtlich der Rentenhdéhe auch unter Au-
Rerachtlassung des Zuschlags an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung ent-
schieden werden.*

In § 120f Absatz 2 wird in Nummer 2 der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt und
folgende Nummer 3 angefligt:

,3. die in der Rentenversicherung als Zuschlage fur langjahrige Versicherung ge-
wahrten Entgeltpunkte und die Ubrigen Entgeltpunkte.”

Nach § 151a werden folgende §§ 151b und 151c eingefiigt:

,§ 151b

Automatisiertes Abrufverfahren beim Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Ver-
sicherung

(1)Zur Ermittlung und Prifung der Anrechnung des Einkommens nach § 97a er-
folgt ein Datenaustausch zwischen den Tragern der Rentenversicherung und den zu-
standigen Finanzbehorden in einem automatisierten Abrufverfahren. Dazu sind die Tra-
ger der Rentenversicherung berechtigt, die erforderlichen und bei den Finanzbehoérden
vorhandenen Daten nach § 97a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 2 bei den zustéandigen
Finanzbehdrden unter Angabe der steuerlichen |dentifikationsnummer des Berechtig-
ten sowie seines Ehegatten zu erheben. Fur das Verfahren nach dieser Vorschrift wer-
den die Datenstelle der Rentenversicherung und das Bundeszentralamt fir Steuern als
Vermittlungsstellen eingeschaltet. § 30 der Abgabenordnung steht dem nicht entge-
gen.

(2)Fur das Verfahren nach dieser Vorschrift gilt § 79 Absatz 1, 2 bis 4 des Zehnten
Buches entsprechend mit der Mal3gabe, dass es einer Genehmigung nach § 79 Ab-
satz 1 des Zehnten Buches nicht bedarf.

(3)Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates das Nahere bestimmen, insbesondere Uber

1. die Einrichtung und

2. das Verfahren des automatisierten Abrufs.

§ 151c

Uberprifung von Einkiinften aus Kapitalvermdgen beim Zuschlag an Entgeltpunkten
fur langjahrige Versicherung

(1)Die Trager der Rentenversicherung kdénnen fir Berechtigte, bei denen nach
Prifung des Einkommens nach § 97a ein Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgelt-
punkten fur langjahrige Versicherung geleistet wird, und fur deren Ehegatten im Wege
des automatisierten Datenabgleichs stichprobenartig das Bundeszentralamt fir Steu-
ern ersuchen, bei Kreditinstituten die in § 93b Absatz 1 und 1a der Abgabenordnung
bezeichneten Daten fir den Berechtigten und dessen Ehegatten abzurufen. Ein Abruf
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nach Satz 1 ist frihestens nach Ablauf der in § 97a Absatz 6 Satz 2 genannten Aus-
kunftsfrist zulassig. Die Trager der Rentenversicherung durfen fur einen Abruf nach
Satz 1 Name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift des Berechtigten und seines
Ehegatten an das Bundeszentralamt fur Steuern tGbermitteln. Die Datenstelle der Ren-
tenversicherung kann als Vermittlungsstelle eingeschaltet werden. Das Bundeszentral-
amt fur Steuern darf die ihm nach Satz 3 vom Trager der Rentenversicherung ubermit-
telten Daten nur zur Durchfihrung des Abrufs nach Satz 1 und zum Zweck der Daten-
schutzkontrolle verwenden. Die Trager der Rentenversicherung durfen die ihnen vom
Bundeszentralamt fiir Steuern tbermittelten Dateien nur zur Uberprifung der An-
spruchsvoraussetzungen fiur die Gewahrung eines Zuschlags an Entgeltpunkten fur
langjahrige Versicherung nutzen. Fir das Verfahren nach diesem Absatz gilt § 79 Ab-
satz 1, 2 bis 4 des Zehnten Buches entsprechend mit der MalRgabe, dass es einer
Genehmigung nach § 79 Absatz 1 des Zehnten Buches nicht bedarf.

(2)Die Trager der Rentenversicherung sind berechtigt, bei jedem im Verfahren
nach Absatz 1 Satz 1 ermittelten Kreditinstitut die Hohe aller bei ihm in dem mafRgebli-
chen Kalenderjahr erzielten versteuerten EinkUnfte aus Kapitalvermdgen nach § 20
des Einkommensteuergesetzes von Berechtigten und deren Ehegatten zu erheben,
sofern deren Kenntnis fur die Einkommensprifung nach § 97a zur Gewahrung eines
Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung erforderlich ist. Die Trager
der Rentenversicherung dirfen hierzu Name, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift
des Berechtigten und seines Ehegatten an das betroffene Kreditinstitut Gbermitteln.
Das nach Satz 1 um Auskunft ersuchte Kreditinstitut ist verpflichtet, die ihm bekannten,
in Satz 1 bezeichneten Daten an den um Auskunft ersuchenden Trager der Rentenver-
sicherung zu Ubermitteln. Der Berechtigte und sein Ehegatte sind Gber die Durchfih-
rung der Datenerhebung und deren Ergebnis zu informieren.*

§ 213 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

,Der Bundeszuschuss wird in den Jahren 2019 und 2020 um jeweils 400 Millionen
Euro, im Jahr 2021 um 1 500 Millionen Euro, im Jahr 2022 um 560 Millionen Euro und
in den Jahren 2023 bis 2025 um jeweils 480 Millionen Euro erhdht; diese Betrage sind
jeweils bei den Anderungen des Bundeszuschusses in den darauf folgenden Kalender-
jahren nach den Satzen 1 bis 3 zu bericksichtigen.”

Dem § 244 wird folgender Absatz 5 angefugt:

»(5) Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 sind auch Kalendermonate mit Zeiten
vor dem 1. Januar 1984, fur die der Bezug von Leistungen nach § 51 Absatz 3a Num-
mer 3 Buchstabe b glaubhaft gemacht ist. Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
Zeiten des Bezugs von Arbeitslosenhilfe und Arbeitslosengeld Il sind keine Grundren-
tenzeiten.”

Nach § 307d werden die folgenden §§ 307e, 307f und § 3079 eingeflgt:

,§ 307e

Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung bei Rentenbeginn in den
Jahren 1992 bis 2020

(1)Bestand am 31. Dezember 2020 Anspruch auf eine Rente mit einem Renten-
beginn nach dem 31. Dezember 1991, wird ab dem 1. Januar 2021 ein Zuschlag an
Entgeltpunkten ermittelt, wenn

1. mindestens 33 Jahre mit Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 vorhanden sind
und
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2. sich aus den Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten nach § 76g Ab-
satz 3 ein Durchschnittswert an Entgeltpunkten ergibt, der unter dem nach § 76g
Absatz 4 malRgebenden Hochstwert liegt.

Ein Zuschlag an Entgeltpunkten wird nicht ermittelt, wenn die Rente nicht geleistet wird.
Grundrentenzeiten im Sinne von § 76g Absatz 2 sind auch Kalendermonate mit An-
rechnungszeiten vor dem 1. Januar 1984, in denen Versicherte wegen Krankheit ar-
beitsunfahig gewesen sind oder Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur
Teilhabe am Arbeitsleben erhalten haben. Das gilt auch bei Folgerenten. Bei der Er-
mittlung von Grundrentenzeiten und Grundrentenbewertungszeiten sind die Zeiten und
Entgeltpunkte maf3geblich, die der Rente am 31. Dezember 2020 zugrunde liegen. Als
Entgeltpunkte fur die Grundrentenbewertungszeiten werden auch Zuschlage an per-
sonlichen Entgeltpunkten fir Kindererziehung nach § 307d berulcksichtigt.

(2)FUr die Hohe und die Zuordnung des Zuschlags an Entgeltpunkten gilt § 76g
Absatz 4 und 5 entsprechend.

(3)Fur den Zuschlag an Entgeltpunkten gilt der Zugangsfaktor nach § 77. Wird der
Zuschlag zu einem Zeitpunkt in Anspruch genommen, zu dem der Zugangsfaktor min-
destens 1,0 ware, ist der Zugangsfaktor fur den Zuschlag auf diesen Wert zu begren-
zen.

(4)Ist bei einer Rente, die nach dem 31. Dezember 1991 begonnen hat, das Recht
anzuwenden, das vor dem 1. Januar 1992 galt, ist fir den Zuschlag an Entgeltpunkten
fur langjahrige Versicherung § 307f anzuwenden.

§ 307f

Zuschlag an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung bei Rentenbeginn vor dem
1. Januar 1992

(1)Bestand am 31. Dezember 2020 Anspruch auf eine Rente mit einem Renten-
beginn vor dem 1. Januar 1992, wird ab dem 1. Januar 2021 ein Zuschlag an Entgelt-
punkten ermittelt, wenn

1. fur Pflichtbeitragszeiten nach dem 31. Dezember 1972 ein Zuschlag an personli-
chen Entgeltpunkten nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992 ermittelt
wurde und

2. sich aus den Pflichtbeitragszeiten nach Nummer 1 einschlieRlich des Zuschlags
an personlichen Entgeltpunkten nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992
ein kalendermonatlicher Durchschnittswert ergibt, der unter 0,0625 Entgeltpunkten
liegt.

Ein Zuschlag an Entgeltpunkten wird nicht ermittelt, wenn die Rente nicht geleistet wird.

(2)Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 vor, gilt das Vorliegen von
mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 des Sechsten Bu-
ches als erflllt.

(3)Der Zuschlag an Entgeltpunkten wird ermittelt aus dem Durchschnittswert an
Entgeltpunkten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und umfasst zunachst diesen Durch-
schnittswert. Ubersteigt das Zweifache dieses Durchschnittswertes 0,0625 Entgelt-
punkte, wird der Zuschlag aus dem Differenzbetrag zwischen 0,0625 Entgeltpunkten
und dem Durchschnittswert nach Satz 1 ermittelt. Zur Berechnung der Hohe des Zu-
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schlags an Entgeltpunkten wird der nach den Satzen 1 und 2 ermittelte Entgelt-punk-
tewert mit der Anzahl der Kalendermonate, fur die ein Zuschlag an personlichen Ent-
geltpunkten nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992 ermittelt wurde, verviel-
faltigt.

(4)Liegen dem Zuschlag an personlichen Entgeltpunkten nach Artikel 82 des Ren-
tenreformgesetzes 1992 sowohl Zeiten der allgemeinen Rentenversicherung als auch
der knappschaftlichen Rentenversicherung zugrunde, ist der nach Absatz 2 ermittelte
Zuschlag an Entgeltpunkten getrennt nach dem jeweiligen Verhaltnis aller Entgelt-
punkte in der allgemeinen Rentenversicherung und aller Entgeltpunkte in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung zu allen Entgeltpunkten gemaf’ § 307 aufzuteilen.

(5)Bei einer Rente nach § 307a gelten die Arbeitsjahre nach § 307a Absatz 3 als
Grundrentenzeiten und Grundrentenbewertungszeiten im Sinne von § 76g Absatz 2
und 3. Bei den Grundrentenzeiten ist auch eine Kindererziehungspauschale zu bertck-
sichtigen. Die Kindererziehungspauschale betragt bei einem Kind zehn Jahre, bei zwei
Kindern 15 Jahre und bei mehr als zwei Kindern 20 Jahre, wenn diese Kinder bisher in
der Rente berlcksichtigt worden sind. Fur die Hohe des Zuschlags an Entgeltpunkten
gilt § 76g Absatz 4 entsprechend mit der MalRgabe, dass sich der Durchschnittswert an
Entgeltpunkten fir alle Kalendermonate mit Grundrentenbewertungszeiten bestimmt
aus der Summe der nach § 307a ermittelten persdnlichen Entgeltpunkte (Ost), die der
Rente am 31. Dezember 2020 fir Arbeitsjahre nach § 307a Absatz 3 zugrunde liegen,
einschlief3lich der Erhéhung an personlichen Entgeltpunkten fir bisher in der Rente
bertcksichtigte Kinder nach § 307a Absatz 1 Satz 2 und vorhandener Zuschlage an
personlichen Entgeltpunkten fur Kindererziehung nach § 307d; der ermittelte Zuschlag
an Entgeltpunkten ist dabei ein Zuschlag an Entgeltpunkten (Ost).

(6)Bei einer nach § 307b berechneten Rente wird ab dem 1. Januar 2021 ein Zu-
schlag an Entgeltpunkten ermittelt, wenn

1. mindestens 33 Jahre mit Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 vorhanden sind
und

2. sich aus den Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten nach § 76g Ab-
satz 3 ein Durchschnittswert an Entgeltpunkten ergibt, der unter dem nach § 76g
Absatz 4 malRgebenden Hochstwert liegt.

Bei der Ermittlung von Grundrentenzeiten und Grundrentenbewertungszeiten sind die
Zeiten und Entgeltpunkte mal3geblich, die der neu berechneten Rente oder der Ver-
gleichsrente nach § 307b Absatz 1 Satz 3 am 31. Dezember 2020 zugrunde liegen. Als
Entgeltpunkte fur die Grundrentenbewertungszeiten werden auch Zuschlage an per-
sonlichen Entgeltpunkten fur Kindererziehung nach § 307d berucksichtigt. Fir die
Hohe und die Zuordnung des Zuschlags an Entgeltpunkten gilt § 76g Absatz 4 und 5
entsprechend; der ermittelte Zuschlag an Entgeltpunkten ist dabei ein Zuschlag an Ent-
geltpunkten (Ost).

(7)Far den Zuschlag an Entgeltpunkten nach den Absatzen 1 bis 6 gilt § 307e Ab-
satz 3 entsprechend.

(8)Ist bei einer Rente, die vor dem 1. Januar 1992 begonnen hat, das Recht anzu-
wenden, das nach dem 31. Dezember 1991 gilt, ist fur den Zuschlag an Entgeltpunkten
fur langjahrige Versicherung § 307e anzuwenden.
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§ 307g
Evaluierung

Bis zum 31. Dezember 2025 wird durch die Bundesregierung evaluiert, ob die mit
der EinfUhrung der Grundrente formulierten Ziele erreicht wurden.®

Artikel 2

Anderungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Nach § 11b Absatz 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch — Grundsicherung far Ar-
beitsuchende — in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850,
2094), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2789)
geandert worden ist, wird folgender Absatz 2a eingeflgt:

»(2a) § 82a des Zwolften Buches gilt entsprechend.”

Artikel 3

Anderungen des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Dezember 2003, BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 14.
Dezember 2019 (BGBI. | S. 2789) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In der Inhaltsibersicht wird nach der Angabe zu § 82 folgende Angabe eingefigt:

,§ 82a Freibetrag fir Personen mit Grundrentenzeiten oder entsprechenden Zeiten aus anderweitigen Alterssicherungs-
systemen®.

2. Nach § 82 wird folgender § 82a eingefligt:

,§ 82a

Freibetrag fur Personen mit Grundrentenzeiten oder entsprechenden Zeiten aus an-
derweitigen Alterssicherungssystemen

(1)Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung ist fir Personen, die mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten nach
§ 76g Absatz 2 des Sechsten Buches erreicht haben, ein Betrag in Hohe von 100 Euro
monatlich aus der gesetzlichen Rente zuzlglich 30 Prozent des diesen Betrag Uber-
steigenden Einkommens aus der gesetzlichen Rente vom Einkommen nach § 82 Ab-
satz 1 abzusetzen, hochstens jedoch ein Betrag in Hohe von 50 Prozent der Regelbe-
darfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28.

(2)Absatz 1 gilt entsprechend fur Personen, die mindestens 33 Jahre an Grund-
rentenzeiten vergleichbaren Zeiten in

1. einer Versicherungspflicht nach § 1 des Gesetzes Uber die Alterssicherung der
Landwirte haben,
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2. einer sonstigen Beschaftigung, in der Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 und 3 und Satz 2 des Sechsten Buches oder Befreiung von der
Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Sechsten Buches
bestand, haben oder

3. einer Versicherungspflicht in einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung,
die fur Angehorige bestimmter Berufe errichtet ist, haben.

Absatz 1 gilt auch, wenn die 33 Jahre durch die Zusammenrechnung der Zeiten nach
Satz 1 Nummer 1 bis 3 und der Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 des Sechsten
Buches erfillt werden. Je Kalendermonat wird eine Grundrentenzeit oder eine nach
Satz 1 vergleichbare Zeit angerechnet.”

Artikel 4

Anderung des Bundesversorgungsgesetzes

In § 25d des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Dezem-
ber 2019 (BGBI. | S. 2652) geandert worden ist, wird nach Absatz 3b folgender Absatz 3c
eingefigt:

»(3¢) Bei der erganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt ist flir Personen, die mindestens
33 Jahre an Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch haben, ein Betrag in Hohe von 100 Euro monatlich aus der gesetzlichen Rente zu-
zuglich 30 Prozent des diesen Betrag ubersteigenden Einkommens aus der gesetzlichen
Rente vom Einkommen nach § 25d Absatz 1 abzusetzen, héchstens jedoch ein Betrag in
Hohe von 0,65 Prozent des Bemessungsbetrags nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a.
Satz 1 gilt entsprechend flr Personen, die mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten ver-
gleichbaren Zeiten in

1. einer Versicherungspflicht nach § 1 des Gesetzes Uber die Alterssicherung der Land-
wirte haben,

2. einer sonstigen Beschaftigung, in der Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 und 3 und Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch oder eine Befrei-
ung von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch bestand, haben oder

3. einer Versicherungspflicht in einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung, die fir
Angehdrige bestimmter Berufe errichtet ist, haben.

Satz 1 gilt auch, wenn die 33 Jahre durch die Zusammenrechnung der Zeiten nach Satz 2
Nummer 1 bis 3 und der Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch erflllt werden. Je Kalendermonat wird eine Grundrentenzeit oder eine
nach Satz 2 vergleichbare Zeit angerechnet.”
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Artikel 5

Anderung des Wohngeldgesetzes

Das Wohngeldgesetz vom 24. September 2008 (BGBI. | S. 1856), das zuletzt durch

Artikel 55 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu § 17 folgende Angabe eingefligt:

,§ 17a Freibetrag flr zu berucksichtigende Haushaltsmitglieder mit Grundrentenzeiten oder entsprechenden Zeiten aus
anderweitigen Alterssicherungssystemen®.

In § 13 Absatz 1 wird nach der Angabe ,(§ 17 die Angabe ,und § 17a“ angeflgt.

Nach § 17 wird folgender § 17a eingeflgt:

.8 17a

Freibetrag fur zu berticksichtigende Haushaltsmitglieder mit Grundrentenzeiten oder
entsprechenden Zeiten aus anderweitigen Alterssicherungssystemen

(1)FUr jedes zu bertcksichtigende Haushaltsmitglied, das mindestens 33 Jahre an
Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch er-
reicht hat, ist bei der Ermittlung des Gesamteinkommens ein jahrlicher Freibetrag ab-
zuziehen. Dieser betragt 1 200 Euro vom jahrlichen Einkommen aus der gesetzlichen
Rente zuzuglich 30 Prozent des diesen Betrag Ubersteigenden jahrlichen Einkommens
aus der gesetzlichen Rente, hdchstens jedoch ein mit 12 zu multiplizierender Betrag in
Hohe von 50 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwolften
Buches Sozialgesetzbuch.

(2)Absatz 1 gilt entsprechend fur zu berlcksichtigende Haushaltsmitglieder, die
mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten vergleichbaren Zeiten in

1. einer Versicherungspflicht nach § 1 des Gesetzes Uber die Alterssicherung der
Landwirte,

2. einer Beschaftigung, in der Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 1 oder Befreiung
von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch bestand, oder

3. einer Versicherungspflicht in einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung,
die fur Angehorige bestimmter Berufe errichtet ist,

erreicht haben. Absatz 1 gilt auch, wenn die 33 Jahre durch die Zusammenrechnung
der Zeiten nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 und der Grundrentenzeiten nach § 76g Ab-
satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch erfiillt werden. Je Kalendermonat wird
eine Grundrentenzeit oder eine nach Satz 1 vergleichbare Zeit angerechnet.

(3)Erlangt die Wohngeldbehoérde erstmals davon Kenntnis, dass die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 oder 2 im Bewilligungszeitraum vorliegen oder vorlagen, so ist
abweichend von § 27 Absatz 1 unter Berlcksichtigung des Freibetrages Uber das
Wohngeld nach § 48 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, Absatz 4 des Zehnten Buches Sozi-
algesetzbuch von Amts wegen bis zum Ende des jeweiligen Bewilligungszeitraums neu
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zu entscheiden. Hierbei sind andere Anderungen der Verhaltnisse nur zu beriicksichti-
gen, wenn gleichzeitig die Voraussetzungen des § 27 Absatz 1 oder 2 dieses Gesetzes
vorliegen; § 28 bleibt unberthrt.

(4)Wurde der Freibetrag bei der Wohngeldbewilligung bereits bericksichtigt, so
werden im laufenden Bewilligungszeitraum Anderungen der Hohe des Freibetrages
nach Absatz 1 oder 2 nur unter den Voraussetzungen des § 27 berucksichtigt.”

In § 28 Absatz 6 wird vor der Angabe ,§ 27“ die Angabe ,§ 17a Absatz 3, eingefiigt.

In § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe a wird die Angabe ,§ 17 durch die Angabe
.88 17, 17a" ersetzt.

Artikel 6

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober

2009 (BGBI. | S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember
2019 (BGBI. | S. 2886) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Dem § 22a Absatz 2 wird folgender Satz angefigt:

,Die Trager der Rentenversicherung kénnen zur Ermittlung des Einkommens des Ehe-
gatten des Berechtigten nach § 97a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch dessen
steuerliche Identifikationsnummer nach den Satzen 2 bis 7 und 9 abfragen und diese
fur das automatisierte Abrufverfahren nach § 151b des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch nutzen.®

In § 100 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,144 Euro“ durch die Angabe ,288 Euro”
ersetzt.

Artikel 7

Anderung der Abgabenordnung

§ 93 Absatz 8 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Ok-

tober 2002 (BGBI. | S. 3866; 2003 | S. 61), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.
Dezember 2019 (BGBI. | S. 2875) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

In Buchstabe e wird das Wort ,und“ am Ende durch ein Komma ersetzt.
In Buchstabe f wird das Wort ,und“ am Ende angeflgt.
Folgender Buchstabe g wird angefugt:

»,9) des Zuschlags an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung nach dem Sechs-
ten Buch Sozialgesetzbuch®.
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Artikel 8

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2021 in Kraft.

(2) Artikel 6 Nummer 2 tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft.



-20 - Bearbeitungsstand: 19.02.2020 10:44 Uhr

Begriindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die gesetzliche Rentenversicherung ist die Grundlage der Alterssicherung in Deutschland.
Das Vertrauen in ihre Leistungsfahigkeit und damit in das Kernversprechen unseres Sozi-
alstaates, namlich nach einem Leben voller Arbeit im Alter gut abgesichert zu sein, ist we-
sentlich fur den Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Fir viele, insbesondere fir dltere Be-
schaftigte und aktuelle Rentnerinnen und Rentner mit unterdurchschnittlichen Verdiensten
in ihrem Erwerbsleben, ist die gesetzliche Rente die einzige Altersversorgung. Aus Sicht
vieler Burgerinnen und Burger wird jedoch jahrzehntelange Arbeit zu unterdurchschnittli-
chen Léhnen, dazu noch Zeiten der Kindererziehung und der Pflege nahestehender Perso-
nen, nicht angemessen genug in der Rente anerkannt. Dies flhrt dazu, dass mitunter auch
das Vertrauen in die Leistungsfahigkeit des Rentensystems verloren geht. Das Vertrauen
in die gesetzliche Rente kann dadurch wieder gestarkt werden, indem hier vor allem lang-
jahrige Beitragsleistung besser anerkannt und gewurdigt und hierauf aufbauende Verbes-
serungen auch in den Firsorgesystemen erreicht werden.

Der Entwurf enthalt daher folgende Kernregelungen:

1. die Einfihrung einer Grundrente fir langjahrige Versicherung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung,

2. die EinfUhrung eines Freibetrags im Wohngeldrecht,

3. die Einfihrung eines Freibetrags in der Hilfe zum Lebensunterhalt und in der Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung,

4. die EinfUhrung eines Freibetrags in der Grundsicherung fir Arbeitsuchende und

5. die Einfuhrung eines Freibetrags bei den flirsorgerischen Leistungen der Sozialen Ent-
schadigung.

Die Entwicklungen der vergangenen Jahre zeigen, dass Handlungsbedarf vor allem bei den
Menschen besteht, die jahrzehntelang verpflichtend Rentenbeitrage aus unterdurchschnitt-
lichem Einkommen gezahlt haben. Sie kdnnen im Alter genauso auf erganzende Sozialleis-
tungen angewiesen sein wie diejenigen, die wenig oder gar nicht gearbeitet und demzufolge
wenige oder keine Beitrage zur gesetzlichen Rentenversicherung geleistet haben. Gerade
aber auch die Menschen, die jahrzehntelang lediglich geringe beziehungsweise unterdurch-
schnittliche Einkommen erzielt und Beitrage gezahlt haben, missen darauf vertrauen kon-
nen, nach einem langen Arbeitsleben ihrer Lebensleistung entsprechend abgesichert zu
sein und eine angemessene Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu erhalten.

Aus diesem Grund muss flur diese Menschen der soziale Ausgleich in der gesetzlichen
Rentenversicherung deutlich gestarkt werden. Das verbessert ihr Vertrauen in ihre Alters-
sicherung dauerhaft. Darlber hinaus ist das Vertrauen in eine ordentliche Absicherung im
Rentenalter nicht nur wichtig fur die Legitimation und Akzeptanz der gesetzlichen Renten-
versicherung, sondern auch fir den Zusammenhalt der Gesellschaft.

Vor diesem Hintergrund mussen auch die Leistungen der Menschen starker anerkannt wer-
den, die gesellschaftlich relevante Leistungen durch die Erziehung von Kindern und Pflege
von Angehdrigen oder anderen pflegebedurftigen Menschen erbracht haben. Das betrifft in
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erster Linie Frauen. Es war und ist bis heute vor allem eine von Frauen Ubernommene
Aufgabe, die Erziehungsleistung fur ihre Kinder zu erbringen, woflr sie oft ihnre Erwerbsta-
tigkeit unterbrechen, reduzieren oder aufgeben. Ein spaterer Wiedereinstieg ins Arbeitsle-
ben ist haufig gepragt durch Teilzeitarbeit und verhaltnismaRig geringe Verdienste. Das gilt
vor allem fUr die alteren Beschaftigten und die aktuellen Rentnerinnen, zu deren aktiver Zeit
im Arbeitsleben die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in qualifizierten und gut entlohnten
Tatigkeiten auf wenig Akzeptanz stiel. Zudem weisen Berufe mit einem hohen Frauenanteil
und Fokus auf die Sorge fur andere Menschen, beispielsweise im Sozialwesen, traditionell
eine schlechtere Lohnstruktur auf. Dies tragt dazu bei, dass Rentenanspriiche von Frauen
haufig geringer ausfallen, obwohl sie gesellschaftlich Gberaus wichtige Tatigkeiten — im fa-
miliaren Kontext zudem unentgeltlich — verrichten.

Mit der Anerkennung von Erziehungs- und Pflegeleistungen durch die Einfuhrung und Aus-
weitung von Kindererziehungszeiten und von Berticksichtigungszeiten wegen Kindererzie-
hung und Pflege wurden bereits leistungsverbessernde Elemente in die gesetzliche Ren-
tenversicherung eingebracht. Auch der in dieser Legislaturperiode geschaffene Rechtsan-
spruch fur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, mit der Briickenteilzeit die Arbeitszeit flr
einen vereinbarten Zeitraum zu verklrzen und anschlieend in die vorherige Arbeitszeit
zurlckzukehren, hilft kinftig, eine eigene ausreichende Altersabsicherung aufzubauen. Wie
die Sachverstandigenkommission im Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung
vom 21. Juni 2017 (Drucksache 18/12840) aber herausgestellt hat, bedarf es aufgrund der
deutlich geringeren Renten bei Frauen noch weiterer Angleichungsprozesse. Unter ande-
rem wird eine verbesserte Anrechnung von Pflegezeiten und ein nachsorgender sozialer
Ausgleich bei niedrigen Rentenanspriichen empfohlen. Mit der Einflihrung der Grundrente
wird eine lebenslange Verbindung von Erwerbs- und Sorgearbeit in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nun besser bewertet und gerade flr Frauen eine Anerkennung fir ihre
Lebensleistung geschaffen.

Bei der Starkung des sozialen Charakters der Renten, die auf langjahriger Versicherung in
der gesetzlichen Rentenversicherung beruhen, darf es keinen Unterschied machen, ob be-
reits eine Rente bezogen wird oder nicht. Die Verbesserungen durfen deshalb nicht nur
zuklnftige Rentnerinnen und Rentner betreffen, sondern sie missen auch fir diejenigen
gelten, die schon eine Rente beziehen. Schlielllich haben die heutigen Rentnerinnen und
Rentner mit oftmals langjahriger Beitragszahlung gerade auch in teilweise schwierigen wirt-
schaftlichen Zeiten wesentlich zur Finanzierung und Stabilisierung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und unser aller Wohlstand beigetragen. lhre erbrachten Leistungen mus-
sen deshalb genauso anerkannt werden. Auch das ist eine Frage von Gerechtigkeit. Uber-
dies haben Rentnerinnen und Rentner jetzt kaum noch Mdglichkeiten, ihre Einkommenssi-
tuation zu verbessern.

Eine starkere Betonung sozialer Leistungselemente in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung darf es jedoch nicht bedingungslos geben, sondern sie muss an bestimmte Mindest-
anforderungen geknuipft sein. Nur dadurch kann sichergestellt werden, dass die verbesser-
ten Rentenleistungen zielgenau denjenigen zugutekommen, fur die sie bestimmt sind. An-
knUpfungspunkt sind deshalb zum einen die Versicherungsdauer und zum anderen die je-
weils erbrachte Beitragsvorleistung. Zur Erhéhung der Zielgenauigkeit der Grundrente wird
gepruft, ob und wie ab dem Jahr 2021 bei der sozialversicherungsrechtlichen Meldung zur
Rentenversicherung unbulrokratisch auch die regelmaRige Wochenarbeitszeit miterfasst
werden kann und Uber das Prifergebnis berichtet. Darlber hinaus gilt es sicherzustellen,
dass eine verstarkte Anerkennung der Lebensleistung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nicht den Haushaltseinkommen zugutekommt, die dieser Starkung nicht bedirfen. Da-
her ist Einkommen, das bestimmte Einkommensfreibetrage lUbersteigt, auf die Rente aus
dem Grundrentenzuschlag anzurechnen. Zur Prifung dieser Zielgenauigkeit wird ein auto-
matisiertes Datenabrufverfahren zwischen den Tragern der Rentenversicherung und den
Finanzbehdrden entwickelt. Es wird ein Einkommensabgleich eingerichtet, der birger-
freundlich, effizient und verwaltungsékonomisch ausgestaltet ist, um Rentnerinnen und
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Rentner — ein zumeist alterer Personenkreis — nicht zu belasten. Im Rahmen dieses auto-
matisierten Einkommensabgleichs werden die Trager der Rentenversicherung die in der
Finanzverwaltung vorhandenen Daten zur Hohe des zu versteuernden Einkommens der
Berechtigten und ihrer Ehegatten oder Lebenspartner fir die Berechnung der Hohe des
Grundrentenzuschlags bei den zustandigen Finanzbehdrden abrufen. Zielgerichtet werden
dabei nur die Daten abgerufen, die fur die Ermittlung der konkreten Hohe der Grundrente
erforderlich sind. Zwangslaufig handelt es sich hierbei um Angaben aus der Vergangenheit.
Regelmalig liegen die Angaben Uber das zu versteuernde Einkommen zum Zeitpunkt der
Grundrentenberechnung aus dem vorvergangenen Jahr vor, sodass regelmaRig auf das zu
versteuernde Einkommen des vorvergangenen Kalenderjahres fiir die Einkommensanrech-
nung zuriickgegriffen werden wird. Liegt kein zu versteuerndes Einkommen aus dem vor-
vergangenen Kalenderjahr vor, wird ersatzweise auf das vorvorvergangene Kalenderjahr
abgestellt. Die Entscheidung, zur Einkommensprifung auf diese Einkommensgrofle zu-
rickzugreifen, ist also damit verbunden, dass diese Gréle im Einzelfall — bei sich von Jahr
zu Jahr stark andernden Einkommen — nur eine Annaherung fur das laufende Einkommen
sein kann. Es ist daher vorgesehen, die Einkommensuberprifung einmal jahrlich zu wie-
derholen, um Einkommensentwicklungen im Lauf der Zeit abzubilden.

Das automatisierte Datenabrufverfahren bei der Grundrente leistet einen bedeutsamen Bei-
trag auf dem Weg hin zu einem moderneren Staat im Zeitalter des digitalen Wandels, der
das Leben fir die Blrgerinnen und Blirger sowie die Unternehmen mithilfe einer modernen
Verwaltung einfacher gestaltet. In Anbetracht der mit hohem Tempo kontinuierlich fort-
schreitenden Digitalisierung aller Lebensbereiche in unserem Land und weltweit wird zu-
dem ein wichtiges Signal fur die Moglichkeiten und Erleichterungen einer birgerfreundli-
chen und leistungsstarken Verwaltung im 21. Jahrhundert gegeben. Dies ist umso wichti-
ger, als dass die Erwartungen vieler Burgerinnen und Blrger an eine unkomplizierte und
digitale Abwicklung &ffentlicher Leistungen heutzutage noch zu wenig erflllt werden. Mit
der Etablierung automatisierter Verfahren, wie es bei der Grundrente vorgesehen wird, geht
die Bundesregierung auch im Bereich der Alterssicherung einen bedeutsamen Schritt in
diese Richtung.

Er bringt uns dem Ziel, den digitalen Austausch mit der Verwaltung und die Beantragung
von Leistungen perspektivisch fir alle erheblich einfacher und zugleich sicher zu machen,
spurbar naher. Die Digitalisierung hilft ma3geblich dabei, auch die Verwaltung und Sozial-
versicherung weiter zu modernisieren. Der vorliegende Gesetzentwurf bildet daher einen
weiteren zentralen Meilenstein im Sinne der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung zur
birgernahen Gestaltung des digitalen Wandels.

Freibetrag beim Wohngeld

Ein wesentliches Element fur ein auskdmmliches Leben im Alter sind auch die Wohnkosten,
die aber fur viele Rentnerinnen und Rentner zunehmend zu einer grof3en finanziellen Be-
lastung werden. Deswegen erhalten bereits zum 1. Januar 2020 mehr Menschen mehr
Wohngeld: Haushalte mit geringem Einkommen werden somit starker bei den Wohnkosten
entlastet und ab dem Jahr 2022 wird das Wohngeld regelmaRig angepasst (Wohngeldstar-
kungsgesetz vom 30. November 2019, BGBI. | S. 1877). Erganzend bedarf es eines Frei-
betrags beim Wohngeld, damit die Verbesserung durch die Grundrente nicht durch eine
Kirzung des Wohngeldes aufgehoben wird. Er wird mit diesem Gesetz eingeflihrt.

Freibetrag in der Hilfe zum Lebensunterhalt und in der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung

Reicht die Rente fur die Absicherung des Lebensunterhalts nicht aus, erhalten bisher alle
Berechtigten Leistungen aus den Fursorgesystemen, insbesondere Leistungen der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, um den notwendigen Lebensunterhalt zu
decken. Beitragsleistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung in der Erwerbsphase
beziehungsweise aus Erziehungs- und Pflegetatigkeit finden hierbei bislang grundsatzlich
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keine Bericksichtigung. Es ist daher eine Frage der Gerechtigkeit, dass Menschen mit einer
Beitragsleistung von mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten zukinftig auch in der Hilfe
zum Lebensunterhalt und in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung mehr
Einkommen zur Verfligung steht als denjenigen, die dies nicht getan haben. Daher ist si-
cherzustellen, dass auch diese Personen durch Freibetrage in den Fursorgesystemen tat-
sachlich Verbesserungen erfahren und die Starkung der Anerkennung der Lebensleistung
nicht durch Anrechnungen hier wieder aufgezehrt wird.

Il Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Einfiihrung einer Grundrente fiir langjéahrige Versicherung

Die Leistungsverbesserungen erhalten sowohl Rentnerinnen und Rentner, deren Rente ab
dem 1. Januar 2021 beginnt (Rentenzugang) als auch Rentnerinnen und Rentner, deren
Rente bereits vor dem 1. Januar 2021 begonnen hat (Rentenbestand).

Voraussetzung flr die Grundrente ist grundsatzlich, dass mindestens 33 Jahre an bestimm-
ten rentenrechtlichen Zeiten (Grundrentenzeiten) vorhanden sind. In einer Staffelung von
33 bis 35 Jahren an Grundrentenzeiten wird die Grundrente ansteigend berechnet, damit
auch Versicherte mit weniger als 35 Jahren Grundrentenzeiten einen Zuschlag erhalten
kénnen. Fir die Grundrentenberechtigung muss der Durchschnittswert der Entgeltpunkte
aus so genannten Grundrentenbewertungszeiten des gesamten Versicherungslebens stets
unter 80 Prozent liegen, aber mindestens 30 Prozent des Durchschnittsverdienstes betra-
gen. Die in die Berechnung einbezogenen Grundrentenbewertungszeiten werden dann um
einen Rentenzuschlag erhoht. Die Hohe dieses Grundrentenzuschlags richtet sich nach der
Anzahl der vorhandenen Grundrentenbewertungszeiten sowie der Héhe des aus diesen
Zeiten ermittelten Durchschnittswertes an Entgeltpunkten. Liegt der Durchschnittswert bei
bis zu 0,4 Entgeltpunkten, werden héchstens 35 Jahre der Grundrentenbewertungszeiten
erhdht, indem die Entgeltpunkte aus den eigenen Beitrdgen um diesen Durchschnittswert
aufgestockt werden. Liegt der Durchschnittswert zwischen 0,4 und 0,8 Entgeltpunkten, wer-
den die in die Berechnung des Durchschnittswertes einbezogenen Grundrentenbewer-
tungszeiten (hochstens 35 Jahre) um den Differenzbetrag bis zum jeweils maligebenden
Hoéchstwert an Entgeltpunkten (0,4 bis 0,8 Entgeltpunkte) erhéht. In beiden Fallen wird der
Zuschlag zur Starkung des Aquivalenzprinzips um 12,5 Prozent reduziert.

Die Grundrentenzeiten lehnen sich im Grundsatz an die rentenrechtlichen Zeiten an, die
auch auf die Wartezeit von 45 Jahren fir einen Anspruch auf Altersrente flr besonders
langjahrig Versicherte angerechnet werden, namlich Pflichtbeitragszeiten fur versicherte
Beschaftigung oder Tatigkeit, Pflichtbeitragszeiten aufgrund von Kindererziehung, Pflege
und Antragspflichtversicherung, rentenrechtliche Zeiten wegen des Bezugs von Leistungen
bei Krankheit und wahrend der Inanspruchnahme von Leistungen zur medizinischen Reha-
bilitation und von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, Ersatzzeiten sowie Berilicksich-
tigungszeiten wegen Kindererziehung und Pflege.

Zu den Grundrentenbewertungszeiten gehoéren alle Grundrentenzeiten, die mindestens ei-
nen kalendermonatlichen Wert von 0,025 Entgeltpunkten aufweisen. Mit dieser unteren
Grenze wird verhindert, dass auch Zeiten mit lediglich sehr geringer Beitragszahlung in die
Durchschnittsermittlung einflieBen. Das betrifft insbesondere Zeiten der Ausibung einer
rentenversicherungspflichtigen geringfugigen Beschaftigung (,Minijob®).

Eine strenge Beduirftigkeitsprifung wie in den Firsorgesystemen ist fir den Anspruch auf
eine Grundrente als eine Leistung der gesetzlichen Rentenversicherung nicht vorgesehen
und widerspricht ma3geblich dem Sicherungsziel der Grundrente. Statt der Lebensleistung
der Menschen wirden lediglich deren individuellen Bedarfe anerkannt. Bei der Hohe von
Versicherungsleistungen kommt es aber im Wesentlichen auf die durch Beitragszahlung
erworbenen Anwartschaften und gerade nicht auf den individuellen Bedarf an, der insbe-
sondere durch Wohnkosten, vor allem bei angemieteten Wohnraum in den Grof3stadten,
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oder personengebundene Mehrbedarfe bestimmt sein kann; Ursachen also, die in keinem
Zusammenhang mit der erbrachten Beitragsleistung stehen und damit nicht dem Kernge-
danken der Grundrente gerecht werden.

Um die Zielgenauigkeit der Grundrente zu starken, erfolgt der Zugang zur Grundrente Uber
eine unblrokratische und birgerfreundliche Feststellung des Grundrentenbedarfs. Dazu
findet eine umfassende Einkommensprufung statt. Trifft die Grundrente mit anderen Ein-
kiinften zusammen, wird durch einen Einkommensfreibetrag sichergestellt, dass Einkom-
men zundchst bis zu einem Freibetrag in Hohe von 1250 Euro fur Alleinstehende
(15000 Euro im Jahr) beziehungsweise 1 950 Euro fir Eheleute und Lebenspartner
(23 400 Euro im Jahr) nicht auf die Grundrente angerechnet wird. Ubersteigt das Einkom-
men diese Freibetrage, wird die Grundrente um 60 Prozent des den jeweiligen Freibetrag
Ubersteigenden Einkommens gemindert. Ubersteigt das Einkommen von Alleinstehenden
weiterhin einen Betrag von 1 600 Euro (19 200 Euro im Jahr), ist das dartber liegende Ein-
kommen zu 100 Prozent auf die Grundrente anzurechnen. Fir Eheleute und Lebenspartner
erfolgt die Anrechnung von Einkommen zu 100 Prozent ab Uberschreiten eines Betrages
von 2 300 Euro (27 600 Euro im Jahr).

MafRgebendes Einkommen ist grundsatzlich das zu versteuernde Einkommen nach § 2 Ab-
satz 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG). Gleich hohe Renten sollen jedoch gleichbe-
handelt werden. Daher wird das zu versteuernde Einkommen unter Hinzurechnung des
steuerfrei gestellten Teils der Rente und der Kapitalertrage zugrunde gelegt. Ubersteigt das
Einkommen den Freibetrag wird die Grundrente um 60 beziehungsweise bei hoherem Ein-
kommen um 100 Prozent des den Freibetrag Ubersteigenden Einkommens gemindert.

Der Einkommensabgleich erfolgt ohne Verwaltungsaufwand fir die Burger und automati-
siert durch einen Datenaustausch zwischen den Tragern der Rentenversicherung und den
Finanzbehdrden. Zielgerichtet werden dabei die Daten abgerufen, die fir die Ermittlung der
konkreten Hohe der Grundrente erforderlich sind. RegelmaRig liegen die Angaben Uber das
zu versteuernde Einkommen zum Zeitpunkt der Grundrentenberechnung aus dem vorver-
gangenen Jahr vor, sodass regelmafig auf das zu versteuernde Einkommen des vorver-
gangenen Kalenderjahres fur die Einkommensanrechnung zurlckgegriffen werden wird.
Liegt kein zu versteuerndes Einkommen aus dem vorvergangenen Kalenderjahr vor, wird
ersatzweise auf das vorvorvergangene Kalenderjahr abgestellt. Die Entscheidung, zur Ein-
kommensprifung auf diese Einkommensgréfle zuriickzugreifen, ist also zwangslaufig da-
mit verbunden, dass diese Grofde im Einzelfall — bei sich von Jahr zu Jahr stark andernden
Einkommen — nur eine Annaherung fir das laufende Einkommen darstellt. Es ist daher
vorgesehen, die Einkommensuberpriufung einmal jahrlich zu wiederholen, um Einkom-
mensentwicklungen im Lauf der Zeit abzubilden.

2. Einfluhrung eines Freibetrags im Wohngeldgesetz

Wohngeld wird Menschen mit niedrigem Einkommen als Zuschuss zur Miete oder als Zu-
schuss zur Belastung bei selbst genutztem Eigentum geleistet. Freibetrdge gibt es im
Wohngeldrecht bereits heute, zum Beispiel fir Menschen mit einer Schwerbehinderung o-
der fir Alleinerziehende. Gleiches soll zukiinftig auch flr Beziehende einer Rente der ge-
setzlichen Rentenversicherung beziehungsweise Beziehende von Alterseinkommen gelten,
die mindestens 33 Jahre Grundrentenzeiten in Alterssicherungssystemen haben. Durch die
Gewahrung von nahezu identischen Freibetragen in den Fursorgesystemen und auch im
Wohngeld wird die Anzahl der aus dem Wohngeld in die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung wechselnden Berechtigten reduziert. Auch werden die Verbesserungen
durch die Grundrente nicht durch eine Kirzung des Wohngeldes aufgehoben und das sys-
tematische ,Herauswachsen“ aus dem Wohngeld durch die Grundrente wird reduziert.
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3. Einfiihrung eines Freibetrags in der Hilfe zum Lebensunterhalt und in der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XII)

Die Verbesserungen durch die Grundrente werden nicht immer vollstandig ausreichen, um
ein Einkommen oberhalb des Grundsicherungsbedarfes sicherzustellen. Die Einfuhrung
der Grundrente soll daher mit einem Freibetrag im SGB XIl in der Hilfe zum Lebensunterhalt
und in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung flankiert werden. Damit er-
fahren auch hier Personen Einkommensverbesserungen, die langjahrig verpflichtend Bei-
trage in die Alterssicherungssysteme gezahlt haben. Dieser neue Freibetrag beruht auf
33 Jahren an Grundrentenzeiten beziehungsweise vergleichbaren Zeiten.

4. Einfiihrung eines Freibetrags in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende, Zwei-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Il)

Personen, die eine Rente wegen Alters beziehen, sind zwar im Grundsatz von den Leistun-
gen nach dem SGB Il ausgeschlossen. Sofern er oder sie aber in einer so genannten ge-
mischten Bedarfsgemeinschaft mit einer oder einem Leistungsberechtigten nach dem
SGB Il zusammenlebt, waren den Eigenbedarf Ubersteigende Teile der Grundrente bei dem
anderen Partner im SGB Il als Einkommen zu berticksichtigen. Damit wiirde das Haushalts-
einkommen in gemischten Bedarfsgemeinschaften im Ergebnis nicht, wie durch den Frei-
betrag im SGB XlI intendiert, steigen. Eine gemischte Bedarfsgemeinschaft kann Uberdies
auch bestehen, wenn ein Mitglied dieser Bedarfsgemeinschaft dauerhaft voll erwerbsge-
mindert ist und deshalb grundsatzlich keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB I
hat. Bezieht die betreffende Person eine GUber dem eigenen Bedarf liegende Rente wegen
voller Erwerbsminderung, bestiinde ohne eine Freibetragsregelung auch hier die Gefahr,
dass diese Rente beim Partner als Einkommen bericksichtigt wirde.

Daher wird auch ein Freibetrag im SGB Il in den Gesetzentwurf zur Grundrente aufgenom-
men, der an den Freibetrag im SGB XII angelehnt ist. Dieser Freibetrag kommt auch bei
Beziehenden von Hinterbliebenenrente und Rente wegen teilweiser oder nicht dauerhafter
Erwerbsminderung zum Tragen, wenn diese einen Anspruch nach dem SGB Il haben. Glei-
ches gilt fur Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen der sonstigen im neuen § 82a
SGB Xl angesprochenen Alterssicherungssysteme.

Die Umsetzbarkeit dieser Freibetragsregelungen wird dadurch gewahrleistet, dass die Tra-
ger der Rentenversicherung sowie der sonstigen von § 82a SGB XII erfassten Alterssiche-
rungssysteme in ihren Rentenbescheiden ausweisen beziehungsweise nétigenfalls ander-
weitig bescheinigen, dass die Betroffenen die entsprechenden Voraussetzungen erfiillen,
insbesondere ausreichende Grundrentenzeiten zuriickgelegt haben.

5. Einfuhrung eines Freibetrags bei den fiirsorgerischen Leistungen der Sozialen
Entschadigung

Der neue Freibetrag im SGB Xll und SGB Il wird auch bei den firsorgerischen Leistungen
der Sozialen Entschadigung in entsprechender Weise eingeflihrt.

6. Erhohung des steuerlichen Forderbetrags zur betrieblichen Altersversorgung

Als Anreiz fur den Aufbau einer zusatzlichen arbeitgeberfinanzierten betrieblichen Alters-
versorgung bei Geringverdienern mit einem monatlichen Bruttoarbeitslohn bis zu
2 200 Euro wird der Forderbetrag zur betrieblichen Altersversorgung von derzeit maximal
144 Euro auf maximal 288 Euro angehoben.
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7. Zusatzliche Bundesmittel

Die Grundrente wird vollstandig durch eine Erhéhung des Bundeszuschusses finanziert,
damit es nicht zu einer Belastung der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler in der Ren-
tenversicherung kommt. Der Bundeszuschuss wird ab dem Jahr 2021 dauerhaft um 1,4 Mil-
liarden Euro erhdht. Da die gesetzlich festgelegte Fortschreibung des Bundeszuschusses
in den Folgejahren weniger dynamisch ausfallt als die Kostenentwicklung der Grundrente,
ist es erforderlich, dass die Erhéhung des Bundeszuschusses im Einfliihrungsjahr 2021 mit
1,4 Milliarden Euro etwas hoher ausfallt als die Kosten der Grundrente mit 1,3 Milliar-
den Euro. Nur so kann gewahrleistet werden, dass auch in den Folgejahren insgesamt
keine zusatzliche Beitragsbelastung entsteht. Die Grundrente ist damit vollstandig aus
Steuermitteln finanziert.

1l. Alternativen

Alternativ kénnten flr langjahrige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
ausschlieB3lich Freibetrage in den Flrsorgesystemen gewahrt werden. Sie wirden durch
den Freibetrag zwar ein Einkommen oberhalb der Grundsicherung erhalten. Hierbei wurde
es sich jedoch gerade nicht um eine selbst verdiente Leistung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung handeln, sondern weiterhin um eine bedarfs- und bedurftigkeitsabhangige Fur-
sorgeleistung. Ursachlich fir den Bezug einer derartigen Grundrente waren dann regelma-
3ig besonders hohe individuelle Bedarfe in der Grundsicherung, zum Beispiel aufgrund ho-
her Kosten fiir Wohnraum. Bei einer Lésung im Firsorgesystem wiirde die Aquivalenz von
Beitrag und Leistung nicht zum Tragen kommen. Die hiermit verknipfte Prifung der ge-
samten Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse empfinden viele Rentnerinnen und
Rentner als unbillig hart mit Blick auf die Anerkennung ihrer Biografie.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir die sozialversicherungsrechtlichen Rege-
lungen ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (GG).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt fiir die Anderungen im SGB Il und im
SGB XII sowie die Anderung im Bundesversorgungsgesetz aus Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 7 GG — offentliche Fursorge - in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Der Bund hat
die Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Grundsicherung fir Arbeitsuchende, da hier
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet und die Wahrung der
Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse mit einer bundesgesetzli-
chen Regelung erforderlich ist (Artikel 72 Absatz 2 GG). Nur durch die Gesetzgebung des
Bundes lassen sich einheitliche Lebensverhaltnisse gewahrleisten. In der Bundesrepublik
Deutschland bestehen hinsichtlich des Beschaftigungsstandes und Einkommensniveaus
erhebliche regionale Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Be-
reich der offentlichen Fursorge wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik
Deutschland das Sozialgeflige auseinanderentwickelt.

Die Zustandigkeit des Bundes fiir die Anderungen des Wohngeldgesetzes folgt aus Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 18 GG.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiir die Anderung des Einkommen-
steuergesetzes aus Artikel 105 Absatz 2 erste Alternative GG.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen Ver-
tragen vereinbar.

VL. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch die vorgesehenen Regelungen ergeben sich keine Rechts- oder Verwaltungsverein-
fachungen.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Eine nachhaltige Entwicklung ist Leitbild der Politik der Bundesregierung. Durch dieses Ge-
setz werden die Zielstellungen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie aufgegriffen, die
2018 aktualisiert wurden. Als eine nationale Herausforderung wird die ordentliche Absiche-
rung im Rentenalter gesehen. Mit der Anerkennung von Lebensleistung in der gesetzlichen
Rentenversicherung wird das Vertrauen in die erste Saule der Alterssicherung gestarkt.
Das ist wichtig fur die Legitimation und Akzeptanz des gesetzlichen Rentenversicherungs-
systems und flr die Starkung des Zusammenhalts der Gesellschaft.

Die verbesserten Leistungen bei langjahriger Versicherung mit unterdurchschnittlichem
Einkommen flihren zu einer nachhaltigen Veranderung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, die die tragende Saule der Alterssicherung in Deutschland ist. Zusammen mit den
bereits umgesetzten MalRnahmen des Gesetzes lber Leistungsverbesserungen und Stabi-
lisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung wird damit ein weiterer wichtiger Beitrag
fur ein zukunftsfahiges Alterssicherungssystem geleistet.

Durch die Kombination von Einflihrung einer Grundrente und der flankierenden Freibetrage
in den FUrsorgesystemen wird zudem ein Beitrag zur Verbesserung der Einkommenssitua-
tion von Rentnerinnen und Rentnern im unteren Einkommensbereich geleistet und ein An-
reiz flr langjahrige Absicherung flr das Alter in der gesetzlichen Rentenversicherung fir
kiinftige Generationen gesetzt.

3. Demografische Auswirkungen

Ziel der Bundesregierung im Rahmen der Demografiestrategie ist es, die Lebensleistung in
der Rente besser zu berticksichtigen. Verschiedene Bestandteile dieses Gesetzentwurfs
tragen dazu bei.

Der Zuschlag an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung mit unterdurchschnittlichem
Einkommen stellt sicher, dass aus den wahrend des Erwerbslebens geleisteten Rentenver-
sicherungsbeitragen ein héheres Leistungsniveau erreicht wird. Durch die Steuerfinanzie-
rung der Leistung wird eine Belastung der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler verhin-
dert. Die notwendigen Mittel werden aus dem Bundeshaushalt geleistet. Die Inanspruch-
nahme der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in diesem Fall ist angemessen.

Der Gesetzentwurf sieht neben den Verbesserungen in der gesetzlichen Rente weitere we-
sentliche MalRnahmen vor, die eine bessere Honorierung der Lebensleistung sicherstellen.
Mit der EinfUhrung von Freibetragen im Wohngeld, in der Grundsicherung fir Arbeitsu-
chende, in der Hilfe zum Lebensunterhalt, in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung und in den flrsorgerischen Leistungen der Sozialen Entschadigung wird er-
reicht, dass die Verbesserungen in der Rente nicht durch eine Anrechnung in den bedarfs-
orientierten Fursorgesystemen beziehungsweise einkommensabhangigen Sozialleistun-
gen aufgezehrt werden.
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4. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

Die Kosten der Grundrente einschliel3lich der darauf von der Rentenversicherung zu leis-
tenden Beitrage an die Krankenversicherung der Rentner (KVdR) betragen im Einfiihrungs-
jahr 2021 rund 1,3 Milliarden Euro und steigen unter Berlicksichtigung kinftiger Rentenan-
passungen bis zum Jahr 2025 auf rund 1,6 Milliarden Euro an.

Kosten der MaBnahmen in Milliarden Euro

Grundrente einschifeRiich KVAR 1,30 .37 44 .53 071
Grundsicherung im Alter und bei EM 0,24 0,24 0,24 0,23 0,23
Wohngeld 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06
Hilfe zum Lebensunterhalt 0,02 0,02 0,02 0,02 0,02
Grundsicherung fur Arbeitsuchende 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01

*Kosten der Freibetrage unter Beriicksichtigung von Einsparungen durch die Grundrente

Die Kosten der Grundrente wurden auf Basis von Daten der gesetzlichen Rentenversiche-
rung unter Einbezug von Daten zum Einkommen im Alter aus der Studie Alterssicherung in
Deutschland (ASID) berechnet und auf die jeweiligen Jahre hochgerechnet. Da hierbei ver-
schiedene Annahmen zu treffen sind, handelt es sich um eine Schatzung, die mit gewissen
Unsicherheiten behaftet ist. Dies gilt auch hinsichtlich der Zahl der Begunstigten.

Im EinfUhrungsjahr profitieren rund 1,3 Millionen Rentnerinnen und Rentner, davon rund
70 Prozent Frauen. Der Anteil der Frauen ist wegen der Anerkennung von Zeiten der Kin-
dererziehung und Pflege und wegen geringerer Rentenanwartschaften héher. Insgesamt
werden rund 5 Prozent der Versichertenrenten Uber eine Grundrente aufgestockt, wobei
der Anteil bei den Mannern rund 3 Prozent und bei den Frauen rund 7 Prozent betragt. Etwa
drei Viertel der Berechtigten leben in den alten und etwa ein Viertel in den neuen Bundes-
ldndern. In den alten Bundeslandern betragt der Anteil der Berechtigten an allen Versi-
chertenrenten rund 5 Prozent, in den neuen Bundeslandern sind es rund 7 Prozent.

Finanzwirkungen auf den Haushalt des Bundes und der Lander in Milliarden Euro
(+ Belastung, - Entlastung)

Bomd
Erhéhung Bundeszuschuss aRV 1,40 1,43 1,47 1,51 1,65
Grundsicherung im Alter und bei EM
Einsparungen -0,20 -0,21 -0,22 -0,24 -0,25
Freibetrag 0,44 0,45 0,46 0,47 0,48
Wohngeld 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03
Grundsicherung fur Arbeitsuchende 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01
Summe Bund* 1,68 1,71 1,75 1,78 1,92
Liander und Kommunen
Wohngeld 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03
Hilfe zum Lebensunterhalt 0,02 0,02 0,02 0,02 0,02

*Abweichungen in der Summe sind rundungsbedingt

Die Kosten der Grundrente erhéhen die Ausgaben der Rentenversicherung. Diesen hdhe-
ren Ausgaben steht ein auch im Zeitverlauf entsprechend héherer Bundeszuschuss gegen-
Uber, sodass es insgesamt nicht zu einer héheren Beitragsbelastung kommt. Auch das Si-
cherungsniveau vor Steuern bleibt insgesamt unverandert.
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Langfristige Auswirkungen der MaBRnahmen auf das Sicherungsniveau und den Bei-
tragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung

Oalt a I»] hi
Beitragssatz in Prozent 18,6 18,6 18,6 18,6 19,8 | 20,0 202 20,7 209 212
Sicherungsniveau in Prozent 48,0 480 48,0 48,0 48,1 472 46,8 46,6 46,0 457

Mt Aol |~
Kosten der Grundrente in Mrd. Euro| 1,30 1,37 1,44 1,53 1,61 1,7 1,8 1,8 1,9 2,0
Beitragssatz in Prozent 18,6 18,6 18,6 18,6 19,8 20,0 20,2 20,7 20,9 21,2
Sicherungsniveau in Prozent 48,0 48,0 48,0 480 481 472 46,8 46,6 46,0 457

Der langfristige Anstieg der Kosten der Grundrente ist vor allem auf die jahrlichen Renten-
anpassungen und die demografische Entwicklung zurtickzufihren. Der Anteil der Mehraus-
gaben fur die Grundrente an den Rentenausgaben insgesamt betragt im Zeitablauf nahezu
konstant knapp 0,5 Prozent. Die Anzahl der Beglinstigten steigt von rund 1,3 Millionen
Rentnerinnen und Rentnern im Einfihrungsjahr auf rund 1,5 Millionen in 2030.

In der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Kapitel 4 SGB XIl) profitieren
rund 110 Tausend Bezieher von der Grundrente. Ohne den Freibetrag wiirden rund 45 Tau-
send von ihnen nicht mehr bedurftig sein. Insgesamt kommt es so zu Einsparungen in Héhe
von 200 Millionen Euro. Diesen Einsparungen stehen die Kosten des Freibetrags in Héhe
von knapp 440 Millionen Euro gegentiber, von dem insgesamt rund 200 Tausend Personen
profitieren.

Einsparungen durch die Grundrente und Kosten durch den Freibetrag entstehen in gleicher
Weise auch im Wohngeld, in der Hilfe zum Lebensunterhalt (Kapitel 3 SGB XII) und in der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende, wobei in der Summe beim Wohngeld zusatzliche Kos-
ten von etwa 60 Millionen Euro, in der Hilfe zum Lebensunterhalt etwa 20 Millionen Euro
und in der Grundsicherung fir Arbeitsuchende knapp 10 Millionen Euro anfallen. Von die-
sen Freibetragen profitieren rund 130 Tausend Personen im Wohngeld, rund 20 Tausend
Personen in der Hilfe zum Lebensunterhalt und rund 5 Tausend Personen in der Grundsi-
cherung fur Arbeitsuchende.

Im Zuge der Berechnungen fur das Wohngeld wurde ermittelt, dass in etwa gleichem Um-
fang Haushalte vom Wohngeld in die Grundsicherung wechseln wie Haushalte in das
Wohngeld hineinwachsen, die zuvor wegen zu hoher Einkommen keinen Wohngeldan-
spruch hatten. Die Mehrkosten fir das Wohngeld sind daher im Wesentlichen durch die
bestehenden Wohngeldempfanger mit mindestens 33 Jahren Grundrentenzeiten gepragt.
Das durch den Freibetrag in geringerem Umfang in die Wohngeldberechnung eingehende
Einkommen erhdht das Wohngeld als einkommensabhangige Leistung. Danach durften
rund 85 Tausend bestehende Wohngeldhaushalte vom Freibetrag profitieren. Es entstehen
im Jahr 2021 durch die Einfihrung des Freibetrags zusatzliche Wohngeldkosten von rund
60 Millionen Euro. Davon ist je die Halfte von Bund und Landern zu tragen.

Bei den fursorgerischen Leistungen der Sozialen Entschadigung bewegen sich die Mehr-
kosten aufgrund der geringen Anzahl Betroffener in einer nicht quantifizierbaren geringen
Hohe.

Die Grundrente fuhrt zu héheren Beitragseinnahmen in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und in der sozialen Pflegeversicherung.

Auswirkung auf die anderen Sozialversicherungszweige in Milliarden Euro
(+ Belastung, - Entlastung)

gesetziiche Krankenversicherung -0, 19 -0,20 0,21 -0,23 -0,24
soziale Pflegeversicherung -0,04 -0,04 -0,04 -0,04 -0,05
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Die Verdoppelung des Hochstbetrags beim BAV-Foérderbetrag von 144 Euro auf 288 Euro
fuhrt zu Steuermindereinnahmen von rund 50 Millionen Euro jahrlich.

5. Erfillungsaufwand

5.1 Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Grundrente

Fur Blrgerinnen und Blrger entsteht durch die Einfihrung der Regelungen zur Grundrente
Erflullungsaufwand. Dieser resultiert daraus, dass Grundrentenberechtigte zur Prifung des
anrechenbaren Einkommens eventuelle Kapitalertrage innerhalb einer Frist von drei Mona-
ten nach Bekanntgabe des Bewilligungsbescheids mitzuteilen haben. Es wird davon aus-
gegangen, dass 80 Prozent der Berechtigten — und damit 1,03 Millionen Rentnerinnen und
Rentner — daraufhin eine Rickmeldung an die Rentenversicherung Ubermitteln. Fur das
Auseinandersetzen mit der Vorgabe sowie das erforderliche Zusammenstellen und Uber-
mitteln von Informationen beim erstmaligen Nachweis von Kapitalertrdgen wird ein zusatz-
licher Aufwand von etwa 30 Minuten angenommen. Hieraus entsteht einmaliger Erflllungs-
aufwand im Einfihrungsjahr von insgesamt rund 515 Tausend Stunden. Laufender Erfll-
lungsaufwand ergibt sich aus der Informationspflicht fir den Rentenzugang. Bei einer Fall-
zahl von rund 107 Tausend Personen, die sich aufgrund des Hinweises im Rentenbescheid
an ihren Rentenversicherungstrager wenden, ergibt sich zusatzlicher Aufwand in Hohe von
insgesamt rund 54 Tausend Stunden.

Die Einkommensanrechnung ist im Folgejahr zu Uberprifen und eine erneute Rickmeldung
der Berechtigten bei Vorliegen von Kapitalertrdgen erforderlich. Hieraus resultiert laufender
Erfullungsaufwand. Es wird angenommen, dass sich im Rahmen der jahrlichen Uberprii-
fungsfalle weiterhin 40 Prozent der Berechtigten mit Unterlagen zu Kapitalertragen an ihren
Rentenversicherungstrager wenden. Es ergibt sich eine Fallzahl von 516 Tausend und ein
Zeitaufwand von jeweils 30 Minuten. Der zusatzliche Erflllungsaufwand belauft sich damit
auf rund 258 Tausend Stunden.

Fur Berechtigte mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland entsteht flr den
erforderlichen Nachweis des vergleichbaren auslandischen Einkommens im Einflhrungs-
jahr der Grundrente einmaliger Erflillungsaufwand. Dabei wird zunachst davon ausgegan-
gen, dass Rentnerinnen und Rentner mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufwand im Aus-
land genauso haufig Grundrente beziehen wie diejenigen Rentenbeziehenden mit Wohnsitz
oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland (etwa 11 Prozent). Aktuell haben insgesamt etwa
1,6 Millionen Rentenbeziehende ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im Ausland,
sodass etwa 176 Tausend Rentenbeziehende gegenlber den Tragern der Rentenversiche-
rung anzugeben haben, ob und in welcher Hohe sie auslandisches Einkommen beziehen.

Es wird angenommen, dass etwa 80 Prozent neben ihrer Rente aus Deutschland Uber kein
weiteres auslandisches Einkommen verfiigen, sodass das Auseinandersetzen mit der Vor-
gabe sowie die entsprechende Rickmeldung einen zusatzlichen Aufwand von etwa 6 Mi-
nuten und damit einen Erfillungsaufwand von rund 14 Tausend Stunden bedeuten durfte.
Verfligen die Berechtigten dagegen Uber vergleichbare auslandische Einkommen durfte
das erstmalige Auseinandersetzen mit der Vorgabe sowie das erforderliche Zusammenstel-
len und Ubermitteln der Informationen einen Aufwand von etwa 40 Minuten und damit einen
Erflllungsaufwand von rund 24 Tausend Stunden bedeuten. Fir den laufenden Erfullungs-
aufwand aus der Uberpriifung der Einkommensanrechnung in den Folgejahren ist davon
auszugehen, dass sich dieser Aufwand um jeweils 5 Minuten reduziert, da die Vorgabe
bereits bekannt ist. Er ergibt sich somit zusatzlicher Aufwand von insgesamt rund 23 Tau-
send Stunden.

Freibetrage in den Fiirsorgesystemen
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Durch die Anderungen in den Firsorgesystemen (Hilfe zum Lebensunterhalt, Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung, erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt als fursor-
gerische Leistung der Sozialen Entschadigung und Grundsicherung fir Arbeitsuchende)
und im Wohngeld wird eine Vorgabe eingefihrt: Grundrentenzeiten sind nachzuweisen, um
die neuen Freibetrage in Anspruch nehmen zu kénnen.

Freibetrag in der Hilfe zum Lebensunterhalt, in der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung und der erganzenden Hilfe zum Lebensunterhalt als fiirsorgeri-
sche Leistung der Sozialen Entschiadigung

Der einmalige Erfullungsaufwand beruht auf der Annahme, dass durch die bestehenden
Leistungsberechtigten die Vorlage eines Nachweises bei den zustandigen Leistungstragern
erfolgen muss, aus dem sich ergibt, dass die erforderlichen 33 Jahre an Grundrentenzeiten
beziehungsweise vergleichbaren Zeiten erfiillt sind. Hier wird ein Zeitwert fiir die Ubermitt-
lung des Rentenbescheids an den zustandigen Leistungstrager angenommen von 5 Minu-
ten. Dies trifft auf geschatzt gut 130 Tausend Personen zu. Hieraus entsteht ein einmaliger
Erflllungsaufwand von rund 11 Tausend Zeitstunden fir die Blrgerinnen und Burger.

Rentnerinnen und Rentner, die zwar ein Einkommen geringfligig oberhalb der jeweiligen
Einkommensgrenze haben, aber durch die Beriicksichtigung des Freibetrags Leistungsbe-
rechtigte werden, stellen eine Fallzahl von geschatzt rund 70 Tausend dar. Darunter sind
auch ehemalige Wohngeldhaushalte. Fir das sich Vertrautmachen mit der gesetzlichen
Regelung und die Inanspruchnahme einer Beratung wird ein Zeitaufwand von 35 Minuten
pro Fall angenommen. Hinzu kommt das Zusammenstellen der Nachweise und das Ausfiil-
len und Ubermitteln eines Antrags auf die existenzsichernde Leistung an den zusténdigen
Leistungstrager. Hierfur wird ein Zeitaufwand von 85 Minuten pro Fall angenommen. Ins-
gesamt entsteht hieraus ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 140 Tausend Zeitstun-
den fUr die Burgerinnen und Blrger.

Da sich die Zahl der Leistungsberechtigten in dieser Grékenordnung dauerhaft erhoht, ent-
steht ein laufender Erflllungsaufwand fir die Blrgerinnen und Blrger in Héhe von etwa
35 Tausend Zeitstunden. Dies beruht auf der Annahme, dass jahrlich der aktuelle Renten-
bescheid dem Leistungstrager vorgelegt und ein neuer Antrag auf existenzsichernde Leis-
tung gestellt werden muss. Hierflr wird ein Zeitaufwand von 30 Minuten pro Fall veran-
schlagt.

Freibetrag in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

Der einmalige Erfullungsaufwand beruht auf der Annahme, dass schatzungsweise rund
5 Tausend Personen von der Einfiihrung des Freibetrags betroffen sind. Fir das sich Ver-
trautmachen mit der gesetzlichen Regelung, die Inanspruchnahme einer Beratung, das Zu-
sammenstellen der Nachweise und das Ausfiillen und Ubermitteln der Unterlagen an den
zustandigen Leistungstrager wird ein Zeitaufwand von insgesamt jeweils 50 Minuten ange-
nommen. Insgesamt entsteht hieraus ein einmaliger Erflllungsaufwand von rund 4 Tau-
send Zeitstunden fur die Burgerinnen und Burger.

Ein laufender Erflllungsaufwand entsteht nicht, da sich die fur die Prifung der Freibetrags-
gewahrung erforderlichen Informationen zu Grundrentenzeiten und Rentenhdhe aus dem
Rentenbescheid ergeben beziehungsweise anderweitig bescheinigt werden und die Unter-
lagen flr die Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung flr Arbeitsuchende ohnehin
jahrlich einzureichen sind, sodass sich kein Mehraufwand ergibt.

Freibetrag im Wohngeldgesetz (WoGG)
Durch die Anderung des WoGG wird eine Vorgabe fiir die Birgerinnen und Blrger einge-

fuhrt: Grundrentenzeiten sind nachzuweisen, um den neuen Freibetrag in Anspruch neh-
men zu konnen.
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In den Jahren 2021 bis 2024 wird ein laufender Erfullungsaufwand pro Jahr von rund
33 Tausend Stunden ausgelost. Dieser wird insbesondere durch die Wohngeldantrage in
Form von Wohngelderst- und Wohngeldweiterleistungsantragen (die durchschnittliche jahr-
liche Anzahl betragt in den Jahren 2021 bis 2024 rund 21 Tausend) ausgeldst, die als Folge
des neuen Freibetrages erwartet werden. Dartber hinaus haben 85 Tausend Haushalte mit
aktuellem Wohngeldbezug die Nachweise fur den neuen Freibetrag vorzulegen. Dies fuhrt
zu einem einmaligen Erfillungsaufwand von rund 4 Tausend Stunden.

Die Hohe der zu erwartenden Sachkosten ist vernachlassigbar, insbesondere aufgrund der
kostenlosen Bereitstellung der Wohngeldantrage durch die Kommunen.

5.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Grundrente

Durch die Einfihrung der Grundrente entstehen den Kreditinstituten wegen erforderlicher
Ausklnfte zu Kapitalertragen der Grundrentenberechtigten gegenliber den Rentenversi-
cherungstragern zusatzliche Kosten in Form von Personalaufwand. Dieser belduft sich im
EinfUhrungsjahr auf rund 926 Tausend Euro und ergibt sich aus einem Zeitaufwand von
17 Minuten fur die Einarbeitung in die Informationspflicht, die Beschaffung der Daten sowie
deren Ruckmeldung, Lohnkosten von 50,30 Euro pro Stunde (mittleres Qualifikationsni-
veau im Wirtschaftsabschnitt Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen;
Quelle: Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands, Stand Dezember
2018) und einer zugrunde gelegten Fallzahl von 65 Tausend (bei einer angenommenen
Stichprobenquote von 5 Prozent). Fur den laufenden Erfullungsaufwand wird bei gleicher
Stichprobenquote eine Fallzahl von 7 Tausend Personen angenommen sowie ein reduzier-
ter Zeitaufwand von 14 Minuten, da die Vorgabe dann bereits bekannt ist. Es ergibt sich
damit zusatzlicher Aufwand von rund 80 Tausend Euro.

Freibetrag im Wohngeldgesetz (WoGG)

Durch die Anderung des WoGG entstehen wegen erforderlicher Auskiinfte zur Miete durch
die steigende Zahl an Erstantragen auf Wohngeld bei den Vermietern zusatzliche Kosten
in Form von Personalaufwand. Dieser belauft sich in den Jahren 2021 bis 2024 auf jeweils
7 Tausend Euro.

Daruber hinaus wird keine Informationspflicht eingeflhrt, gedndert oder abgeschafft.

Der Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft wird durch geeignete Entlastungsmaflinamen kom-
pensiert.

5.3 Erfullungsaufwand fur die Verwaltung

Grundrente

Aufgrund der Einfihrung der Grundrente wird den Tragern der Rentenversicherung Erfll-
lungsaufwand entstehen. Da mit dem Inkraftireten der Neuregelung nicht nur der Zugang
an Neurentnerinnen und Neurentnern, sondern auch der gesamte Rentenbestand bei Vor-
liegen der Voraussetzungen fir die Grundrente eine Verglinstigung durch den Zuschlag an
Entgeltpunkten erhalten soll, missen zunachst alle bestehenden Versicherungskonten da-
hingehend Uberpruft und aufbereitet werden, dass die fur die Gewahrung des Zuschlags an
Entgeltpunkten erforderlichen Grundrenten- und Grundrentenbewertungszeiten vorliegen.
Es wird davon ausgegangen, dass in rund 1,04 Millionen Fallen Ermittlungen erforderlich
werden, die durchschnittlich jeweils etwa 43 Minuten Aufwand bendtigen. Es ergibt sich ein
einmaliger Erfullungsaufwand von 640 Vollbeschéaftigteneinheiten, die sich bei einem
durchschnittlichen Personalkostensatz von 116 800 Euro im Jahr auf rund 74,75 Millio-
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nen Euro belaufen. Enthalten die Bestandskonten auch auslandische Zeiten, sind die Er-
mittlungen komplexer. Es wird hierfur von rund 155 Tausend Fallen und 90 Minuten Auf-
wand ausgegangen, woraus sich einmaliger Erfullungsaufwand von 200 Vollbeschaftigten-
einheiten ergibt, die sich bei einem durchschnittlichen Personalkostensatz von jahrlich
116 800 Euro auf rund 23,36 Millionen Euro belaufen. Die Ermittlung und Priafung von
Grundrenten- und Grundrentenbewertungszeiten fur den Zugang an Rentnerinnen und
Rentnern wird dagegen in lediglich 134 Tausend Fallen etwa 15 Minuten und damit 30 Voll-
beschaftigteneinheiten erfordern, was laufenden Erfullungsaufwand in H6he von rund
3,5 Millionen Euro verursacht.

Die Einkommensanrechnung bei der Grundrente wird sowohl fir die Versicherten als auch
fur die Verwaltung unbirokratisch ausgestaltet und verwaltungsintern moglichst automati-
siert durchgefuhrt werden. Die Sachbearbeitung wird daher nur in wenigen Féllen, in denen
es zu Stérungen im automatisierten Verfahren kommt, tatig werden missen. Von 2,766 Mil-
lionen Bestandsrentnern verfiigen 80 Prozent lediglich Gber inlandisches Einkommen; es
wird angenommen, dass von dieser Gruppen 20 Prozent aus dem automatisierten Verfah-
ren ausgesteuert werden. Diese 442 Tausend Falle verteilen sich zu 60 Prozent auf verhei-
ratete Berechtigte, bei denen gegebenenfalls weitere Ermittlungen zum Partnereinkommen
erforderlich werden und deren Bearbeitung insgesamt 64 Minuten und damit 240 Vollbe-
schaftigteneinheiten beanspruchen wird. Dies bedeutet einen einmaligen Erfullungsauf-
wand von rund 28 Millionen Euro. 40 Prozent der erwarteten ausgesteuerten Falle entfallen
auf unverheiratete Berechtigte, deren Einkommensprifung eine Bearbeitungszeit von
43 Minuten und damit 110 Vollbeschaftigteneinheiten erfordert. Dies bedeutet einen einma-
ligen Erfillungsaufwand von rund 12,85 Millionen Euro. Uber auslandisches Einkommen
verfugen 20 Prozent der 2,766 Millionen Bestandsrentner. In diesen Fallen ist kein automa-
tisiertes Verfahren moglich, sodass die Sachbearbeitung die Einkommen bei diesen Be-
rechtigten in jedem Fall ermitteln muss. Die 553 Tausend Falle mit auslandischem Einkom-
men verteilen sich zu 60 Prozent auf verheiratete Berechtigte, bei denen gegebenenfalls
weitere Ermittlungen zum Partnereinkommen erforderlich werden. Der Erflllungsaufwand
belduft sich auf 95 Minuten in 332 Tausend Fallen, was 450 Vollbeschaftigteneinheiten und
einmalig rund 52,56 Millionen Euro entspricht. 40 Prozent der Berechtigten mit auslandi-
schem Einkommen sind unverheiratet; die Einkommensprifung erfordert in diesen
221 Tausend Fallen 63 Minuten und verursacht so 200 Vollbeschaftigteneinheiten und ei-
nen einmaligen Erfullungsaufwand von rund 23,36 Millionen Euro.

Im Rentenzugang von 134 Tausend Personen verfiigen ebenfalls 80 Prozent lediglich Gber
inlandisches Einkommen. Es wird mit einer Abbruchquote von 20 Prozent flir diese Fall-
gruppe im automatisierten Verfahren gerechnet, sodass 21 440 Falle von der Sachbearbei-
tung zu ermitteln sind. 60 Prozent der Berechtigten sind verheiratet, was aufgrund der Er-
hebungen zum Partnereinkommen zu einem erhohten laufenden Erflllungsaufwand von
64 Minuten in etwa 13 Tausend Fallen und damit zu rund 12 Vollbeschéaftigteneinheiten und
rund 1,4 Millionen Euro flhrt. 40 Prozent der Berechtigten sind unverheiratet, der laufende
Erfullungsaufwand betragt daher bei 43 Minuten Bearbeitungszeit fir etwa 8 600 Falle fur
rund 5 Vollbeschaftigteneinheiten jahrlich rund 584 Tausend Euro. Die verbleibenden
20 Prozent des Rentenzugangs — 27 Tausend Berechtigte — haben auslandisches Einkom-
men und mussen, da dieses nicht automatisiert von den Finanzbehorden Ubermittelt wer-
den kann, ganzlich von der Sachbearbeitung bearbeitet werden. Davon ausgehend, dass
auch hier 60 Prozent der Berechtigten einen erhéhten Bearbeitungsaufwand von 95 Minu-
ten aufgrund von Partnereinkommen auslésen, ergibt sich in 16 Tausend Fallen ein laufen-
der Erfullungsaufwand aus 22 Vollbeschaftigteneinheiten von rund 2,57 Millionen Euro. Fur
40 Prozent unverheiratete Berechtigte mit auslandischen Einkommen ergeben sich 10 Voll-
beschaftigteneinheiten aus 11 Tausend Fallen und 63 Minuten Bearbeitungszeit, was einen
laufenden Erflullungsaufwand in H6he von rund 1,17 Millionen Euro bedeutet.

Durch die jahrliche Uberprifung der Einkommensanrechnung entsteht den Tragern der
Rentenversicherung zusatzlicher Erflllungsaufwand. Auch die Uberprifung wird unbiro-
kratisch ausgestaltet und verwaltungsintern méglichst automatisiert durchgefiihrt werden.
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Die Sachbearbeitung wird daher nur in wenigen Fallen, in denen es zu Stdrungen im auto-
matisierten Verfahren kommt, tatig werden mussen. Rund 464 Tausend Falle mit aus-
schlief3lich inlandischem Einkommen werden voraussichtlich aus dem automatisierten Ver-
fahren ausgesteuert und in 60 Prozent der Falle (verheiratete Berechtigte) einen Zeitauf-
wand von 64 Minuten und in 40 Prozent der Falle (unverheiratete Berechtigte) einen Zeit-
aufwand von 43 Minuten versuchen, was bei einem durchschnittlichen Personalkostensatz
von jahrlich 116 800 Euro einen laufenden Erfillungsaufwand aus 186 Vollbeschaftigten-
einheiten von rund 21,7 Millionen Euro verursacht. Es wird angenommen, dass rund
580 Tausend Falle mit ausschlie3lich auslandischem Einkommen vollstandig handisch von
der Sachbearbeitung zu Uberprifen sein werden. Es ergibt sich hierfir ein zusatzlicher Auf-
wand von 95 Minuten in 60 Prozent der Falle (verheiratete Berechtigte) und von 63 Minuten
(unverheiratete Berechtigte), aus denen insgesamt 683 Vollbeschaftigteneinheiten resultie-
ren, die laufenden Erflillungsaufwand von rund 79,8 Millionen Euro verursachen.

Die Anrechnung auch von Kapitalertragen verursacht zusatzlichen Erflllungsaufwand fir
die Trager der Rentenversicherung, der sowohl im Einfuhrungsjahr als auch laufend ent-
steht. Fur die Auswertung der Antworten der Berechtigten, die sich aufgrund der Aufforde-
rung, Kapitalertrage mitzuteilen, an die Rentenversicherungstrager wenden, und die darauf-
hin erforderliche Neuberechnung und Bescheidung der Grundrenten wird in erwarteten rund
1,03 Millionen Fallen einen Zeitaufwand von 43 Minuten verursachen und damit zuséatzliche
636 Vollbeschaftigteneinheiten erfordern. Das entspricht bei einem durchschnittlichen Per-
sonalkostensatz von jahrlich 116 800 Euro einem Erflllungsaufwand von rund 74,3 Millio-
nen Euro entsprechen. Es wird davon ausgegangen, dass die Angaben der Berechtigten
zu ihren Kapitalertrdgen aufgrund der den Tragern der Rentenversicherung hierflr einge-
raumten Berechtigung in funf Prozent, also 65 Tausend Fallen stichprobenartig auf Richtig-
keit beziehungsweise Vollstandigkeit Uberpruft werden. Der dazu zunachst erforderliche
Kontenabruf beim Bundeszentralamt flr Steuern wird dort fir die Eingabe der angefragten
Daten in elektronische Formulare und die elektronische Ruickubermittlung durch Beschaf-
tigte des mittleren Dienstes einen einmaligen wie laufenden Erflillungsaufwand von rund
132 Tausend Euro verursachen.

Die Auswertung der Auskinfte der durch den Kontenabruf ermittelten Kreditinstitute unter-
scheidet sich bei den Rentenversicherungstragern auch hier hinsichtlich der Bearbeitungs-
dauer danach, ob Einkiinfte von Ehegatten oder Lebenspartnern vorliegen. Es wird ange-
nommen, dass unter den stichprobenhaft gepriften Berechtigten 60 Prozent verheiratet
sind und eine erhdhte Bearbeitungszeit von 38 Minuten erfordern, was einen Erflllungsauf-
wand von 21 Vollbeschaftigteneinheiten und damit von rund 2,5 Millionen Euro bedeutet.
Fur den Erflllungsaufwand der 40 Prozent unverheirateten Berechtigten innerhalb der
Stichprobe fallen 26 Minuten an, aus denen 10 Vollbeschéaftigteneinheiten und damit rund
1,17 Millionen Euro resultieren. Unter der Annahme, dass die stichprobenhafte Uberpru-
fung in 10 Prozent der Falle eine Neuberechnung und Bescheidung der Grundrente erfor-
derlich macht undhierfir jeweils 30 Minuten anfallen, ergeben sich bei einer Fallzahl von
6 500 Fallen auf 4 zusatzliche Vollbeschaftigteneinheiten, die bei einem durchschnittlichen
Personalkostensatz von jahrlich 116 800 Euro zu zusatzlichem Erfullungsaufwand vion
rund 467 Tausend Euro fihren.Fir Auskunft und Beratung wird im EinfUhrungsjahr der
Grundrente von einem zusatzlichen Personalbedarf von etwas mehr als 600 Vollbeschaf-
tigteneinheiten ausgegangen. Der Bedarf ergibt sich aus dem voraussichtlich hohen Infor-
mationsbedurfnis, der mit der Einflhrung einer neuen Leistung in der Regel verbunden ist.
Er berechnet sich aus angenommenen 2,1 Millionen persdnlichen Beratungen zum Beispiel
in den Auskunfts- und Beratungsstellen der Rentenversicherungstrager sowie aus 1 Million
Beratungen am Servicetelefon.

Hinsichtlich der Anzahl der Beratungen wurde davon ausgegangen, dass sich circa 10 Pro-
zent der rund 21 Millionen eine Rente beziehenden Personen personlich zum Beispiel in
einer Auskunfts- und Beratungsstelle beraten lassen. Daruber hinaus wird angenommen,
dass sich circa 5 Prozent der eine Rente beziehenden Personen am Servicetelefon beraten
lassen.
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Fir die Beratungen in den Auskunfts- und Beratungsstellen werden etwa 15 Minuten beno-
tig, fur die Beratungen am Servicetelefon etwa 10 Minuten.

Im EinfGhrungsjahr der Grundrente belaufen sich die zusatzlichen Kosten auf 70 Millionen
Euro. Diesem Wert wurde ein durchschnittlicher Personalkostenansatz von 116 800 Euro
zugrunde gelegt.

In den Folgejahren wird von einem zusatzlichen Personalbedarf fur Auskunft und Beratung
von etwas mehr als 40 Vollbeschaftigteneinheiten ausgegangen. Dieser ergibt sich aus
300 Tausend Besuchern in den Auskunfts- und Beratungsstellen und einem aufgrund der
Grundrente entstehenden zusatzlichen Beratungsbedarf im Umfang von 10 Minuten.

Nach dem Einfihrungsjahr der Grundrente belaufen sich die zusatzlichen Kosten auf
4.6 Millionen Euro. Diesem Wert wurde ein durchschnittlicher Personalkostenansatz von
116 800 Euro zugrunde gelegt.

Die Anzahl an Widerspriichen zu Rentenbescheiden aufgrund der Prifung der Grundren-
tenberechtigung einschlieRlich des anrechenbaren Einkommens oder der jahrlichen Uber-
prifung von Einkommen wird sich erhdhen. Der Zeitaufwand unterscheidet sich je nach-
dem, ob ein Fall mit Auslandsberthrung (112 Minuten je Fall) oder ohne Auslandsberuh-
rung (116 Minuten je Fall) vorliegt, im Ubrigen unterscheiden sich lediglich die angenom-
mene Fallzahl nach Familienstatus und Bestand beziehungsweise Zugang. Fir den Be-
stand wird fur die Bearbeitung von Widersprichen insgesamt ein einmaliger Erfullungsauf-
wand aus 240 Vollbeschaftigteneinheiten und einem durchschnittlichen Personalkosten-
satz von jahrlich 116 800 Euro in H6he von rund 28,03 Millionen Euro erwartet, flr den
Zugang in Héhe von rund 1,17 Millionen Euro aus 10 Vollbeschaftigteneinheiten.

Fur die Programmierarbeiten zur Berechnung der Grundrente einschlieRlich der Durchflih-
rung der Einkommensanrechnung wird ein einmaliger Umstellungsaufwand von etwa
5 500 Personentagen geschatzt. Je Personentag sind 618 Euro anzusetzen, sodass sich
ein Umstellungsaufwand von insgesamt rund 3,4 Millionen Euro ergibt. Hinzu kommt ein-
maliger Umstellungsaufwand, um den Datenabgleich zwischen der Rentenversicherung
und der Finanzverwaltung zu realisieren, flr die es externe Unterstiitzung im Umfang von
1 500 Personentagen bedarf und der sich auf 2 Millionen Euro belauft.

SchlieBlich ergeben sich Sachkosten flir den Druck von Bescheiden und Porto in Hohe von
einmalig rund 1,8 Millionen Euro fir den Bestand und fir den Zugang in Héhe von rund
1,9 Millionen Euro. Diese Kosten ermitteln sich aus einmalig rund 250 Tausend Euro fur
den Druck von 2,9 Millionen Bescheiden und Portokosten in entsprechender Fallzahl, die
sich zu 92 Prozent auf Inlandsporto in H6he von 0,52 Euro und zu 8 Prozent auf Auslands-
porto in Hohe von 0,90 Euro verteilen und auf insgesamt rund 1,55 Millionen Euro summie-
ren. Fur die laufenden Kosten wurde eine Portoerhéhung angenommen und eingepreist,
sodass von einem etwas hoheren laufenden Aufwand ausgegangen wird.

Durch die neue Ubermittlungspflicht im Rahmen der Einkommenspriifung bei der Grund-
rente entsteht in den Landern automationstechnischer Umstellungsaufwand sowie Aufwand
fur den laufenden Betrieb.

Fir die Anbindung der Finanzverwaltung und die initiale Umsetzung der fir die Datenliefe-
rung durch die Lander erforderlichen MalRnahmen wird voraussichtlich ein Aufwand von
rund 1 Millionen Euro anfallen. Im Anschluss werden laufende Kosten fir Pflege und Da-
tenbereitstellung Uber eine Zentrale Produktionsstatte im Vorhaben KONSENS in Hohe von
300 Tausend Euro entstehen.

Freibetrag in der Hilfe zum Lebensunterhalt, in der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbminderung, der ergdanzenden Hilfe zum Lebensunterhalt als fiirsorgerische
Leistung der Sozialen Entschadigung und in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende
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Durch die Einfuhrung eines Freibetrags in der Hilfe zum Lebensunterhalt und in der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbminderung entsteht fir die Bearbeitung der Grundsiche-
rungsbescheide von Rentnerinnen und Rentnern, die eine ausreichenden Dauer an Grund-
rentenzeiten beziehungsweise ausreichenden Zeiten in anderen verpflichtenden Alterssi-
cherungssystemen vorweisen konnen und zum Zeitpunkt der Einfuhrung des Freibetrags
Leistungsberechtige der Grundsicherung nach dem SGB XII sind, einmaliger Erfullungsauf-
wand. Da dies auf geschatzt gut 130 Tausend Personen zutrifft, entsteht insgesamt beziig-
lich der Bestandsfalle ein einmaliger Erfullungsaufwand an Personalkosten in Hohe von
5,5 Millionen Euro (423 Tausend Euro je 10 Tausend Fallen) fur die Verwaltung der Kom-
munen als Sozialhilfetrager. Diese muissen die gegebenenfalls anzufordernden Bescheide,
aus der sich die fir den Freibetrag anrechenbaren Zeiten ergeben, prifen und gegenuiber-
stellen. Hierbei ist ein Zeitaufwand von 60 Minuten pro Fall zu erwarten, da bereits jetzt
Bescheide Uber den Versicherungsverlauf zur Berechnung des Anspruchs vorliegen wer-
den.

Rentnerinnen und Rentner, die zwar ein Einkommen geringfligig oberhalb der Grundsiche-
rungsgrenze haben, aber durch die Berlcksichtigung des Freibetrags Leistungsberechtigte
werden, stellen eine Fallzahl von geschatzt rund 70 Tausend dar. Darunter sind auch ehe-
malige Wohngeldhaushalte. Hinzu kommen die kunftigen Rentnerinnen und Rentner, die
durch die Berlcksichtigung des Freibetrags zu Leistungsberechtigten der Grundsicherung
nach dem SGB Xl werden. Fir die Bearbeitung der Grundsicherungsbescheide neuer Leis-
tungsberechtigten, die durch den Freibetrag erstmals in den Bezug von Leistungen der
Grundsicherung kommen, ist mit einer Dauer von jeweils 120 Minuten pro Fall zu rechnen,
wodurch ein einmaliger Erflllungsaufwand aus Lohnkosten von 5,9 Millionen Euro
(846 Tausend Euro je 10 Tausend Falle) bei den Kommunen als Sozialhilfetrager entsteht.
Hinzu kommt ein einmaliger Erfullungsaufwand aus Sachkosten in Form von Porto- und
Druckkosten fir den neuen Leistungsbescheid in Héhe von 200 Tausend Euro (1 Euro pro
Fall).

In den Kommunen ist ein laufender Erflllungsaufwand an Lohnkosten in Héhe 8,5 Millionen
Euro (423 Tausend Euro je 10 Tausend Falle) fUr die Bearbeitung der Grundsicherungsbe-
scheide von Rentnerinnen und Rentnern zu erwarten, die eine ausreichenden Dauer an
Grundrentenzeiten beziehungsweise ausreichenden Zeiten in anderen verpflichtenden Al-
terssicherungssystem vorweisen kénnen und Leistungsberechtigte der Grundsicherung
nach dem SGB XII sind. Dies trifft im Jahr nach der EinfGhrung der Grundrente auf rund
200 Tausend Personen zu. Hierzu wird eine Bearbeitungsdauer je Fall von durchschnittlich
60 Minuten angenommen. Hinzu kommt ein laufender Erfullungsaufwand aus Sachkosten
in Form Porto- und Druckkosten in Hohe von 70 Tausend Euro (1 Euro pro Fall) flr den
jahrlichen Leistungsbescheid fir die Rentnerinnen und Rentner, die zwar ein Einkommen
geringfligig oberhalb der Grundsicherungsgrenze haben, aber durch die Beriicksichtigung
des Freibetrags Leistungsberechtigte werden.

Im Rahmen der Einfihrung des Freibetrags ist fir die Kommunen mit einem einmaligen
Sachaufwand fir die Umstellung der Software und des IT-Verfahrens sowie einmaligem
Personalaufwand fur die Schulung des Personals auf diese Software und das Verfahren
bei den Sozialhilfetragern zu rechnen. Voraussichtlich sind insgesamt Kosten in Héhe von
2 Millionen Euro zu erwarten. Die bundesweit rund 420 Sozialhilfetrager bericksichtigen
und erfassen bereits jetzt Rentenauskinfte im Grundsicherungsbescheid. Insoweit ist an-
zunehmen, dass aufgrund der unterschiedlichen Ausgestaltung der IT-Lizenz- und Betreu-
ungsvertrage bei den Sozialhilfetrager teilweise bereits jetzt eine Unterscheidung im Be-
reich der Erfassung des Renteneinkommens maglich ist und teilweise eine solche erganzt
werden muss. Bei einer Ergdnzung um ein weiteres Erfassungsfeld wird mit Kosten von
durchschnittlich 8 Tausend Euro pro Trager gerechnet. Dies trifft erwartungsgemald auf
60 Prozent der Sozialhilfetrager zu.
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Bei den fur die erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt als flrsorgerische Leistung der So-
zialen Entschadigung zustandigen Stellen ergibt sich aufgrund der Einflhrung des Freibe-
trags zum einen ein einmaliger Erfullungsaufwand fir die Prifung und Neuberechnung der
Leistungen an Berechtigte, die bereits erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten. Fir
die Bearbeitung wird mit einem Zeitaufwand pro Fall von 31 Minuten gerechnet. Es wird mit
einer Fallzahl von 162 Fallen gerechnet. Zum anderen entsteht laufender Erfullungsauf-
wand fir die Verwaltung fir die Falle, in denen Personen aufgrund der Einfliihrung der Frei-
betrage erstmals Leistungen erhalten kdnnen, weil ihnr Einkommen zuvor oberhalb der Ein-
kommensgrenzen lag. Fur diese geschatzt 244 Falle ist mit einem laufenden Zeitaufwand
von 31 Minuten pro Fall zu rechnen. Hinzu kommen jahrlich rund 100 Falle von Personen,
die erstmals einen Leistungsantrag stellen und aufgrund der Einflihrung der Freibetrage
leistungsberechtigt sind. Auch hier wird ein Zeitaufwand von 31 Minuten pro Fall erwartet.
Die Antragsbearbeitung wird von Dienstkraften der Lander im gehobenen Dienst vorgenom-
men. Unter Berucksichtigung von Nebenkosten und Sachaufwand (1 Euro fir Porto und
Material) ist im Ergebnis bei den fur die ergdnzende Hilfe zum Lebensunterhalt als firsor-
gerische Leistung der Sozialen Entschadigung zustandigen Stellen ein einmaliger Aufwand
von rund 8 Tausend Euro und ein laufender Erflllungsaufwand von rund 5 Tausend Euro
zu erwarten.

Bei den fur die Grundsicherung fur Arbeitsuchende zustandigen Stellen ergibt sich bei ei-
nem zusatzlichen Aufwand von 8 Minuten pro Fall fir die Ermittlung des Freibetrages (1,5-
mal im Jahr) in rund 5 Tausend Fallen jahrlich ein Erflllungsaufwand von rund 60 Tau-
send Euro.

Freibetrag im Wohngeldgesetz (WoGG)

Durch die Anderung des WoGG entsteht beim Bund in den Jahren 2021 bis 2024 ein Erfiil-
lungsaufwand von durchschnittlich rund 6 200 Euro. Dieser resultiert aus einem einmaligen
Umstellungsaufwand beim Statistischen Bundesamt und den Statistischen Amtern der Lan-
der. Darunter fallen Anpassungen im sogenannten Schllsselverzeichnis und den dazuge-
horigen Erlauterungen sowie Umprogrammierungen in den vorhandenen Programmen und
bei Plausibilitatskontrollen. Es entsteht kein laufender jahrlicher Erflllungsaufwand.

Durch die Anderung des WoGG wird eine Vorgabe eingefiihrt. Diese besteht in der Einfiih-
rung eines neuen Freibetrages im Wohngeld, der bei der Berechnung des Wohngeldes zu
berlcksichtigen ist.

Von dem neuen Freibetrag profitieren rund 85 Tausend Haushalte, die 2021 bereits Wohn-
geld beziehen, und rund 20 Tausend Haushalte, die einen neuen Wohngeldanspruch er-
halten.

Im Jahr 2021 wird ein einmaliger Erfullungsaufwand in den Wohngeldbehdrden von rund
1,3 Millionen Euro ausgeldst. Dieser wird zum einen durch die zusatzlichen Wohngelder-
stantrage, die als Folge des neuen Freibetrages erwartet werden, sowie durch die Neuent-
schiedung bestehender Wohngeldbewilligungen, bei denen der neue Freibetrag zu berlck-
sichtigen ist, ausgeldst. Die erforderliche Zeit pro Erstantrag von 97 Minuten ergibt sich aus
der Gewichtung der Zeiten flr den Mietzuschuss von 92 Prozent mit 94 Minuten und flr
den Lastenzuschuss von 8 Prozent mit 128 Minuten. Es wurde ein durchschnittlicher Lohn-
satz von 31,50 Euro zugrunde gelegt (Quelle: Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des
Erfullungsaufwands, Stand Dezember 2018; Lohnkosten fur die Verwaltung (mittlerer
Dienst-Kommune): 31,50 Euro pro Stunde).

Fur die Falle der Neuentscheidungen bestehender Wohngeldbescheide, bei denen der
neue Freibetrag bericksichtigt wird, werden sowohl fir den Miet- als auch den Lastenzu-
schuss 5 Minuten fur die Bearbeitung angesetzt. In den Jahren 2022 bis 2024 wird ein lau-
fender Erfillungsaufwand von rund 800 Tausend Euro ausgeldst. Dieser Erfiillungsauf-
wand ergibt sich aus einer durchschnittlichen Bearbeitungszeit von 75 Minuten und einem



- 38 - Bearbeitungsstand: 19.02.2020 10:44 Uhr

durchschnittlichen Lohnsatz von 31,50 Euro (Quelle: Leitfaden zur Ermittlung und Darstel-
lung des Erfullungsaufwands, Stand Dezember 2018; Lohnkosten fur die Verwaltung (mitt-
lerer Dienst-Kommune): 31,50 Euro pro Stunde).

Es entstehen einmalige Umstellungskosten bei den Datenverarbeitungsverfahren von rund
130 Tausend Euro.

In den Jahren 2021 bis 2024 betragt damit der einmalige Erflllungsaufwand insgesamt rund
1,4 Millionen Euro und der laufende Erfiillungsaufwand rund 800 Tausend Euro.

6. Weitere Kosten

Far die Wirtschaft, einschlie3lich mittelstandischer Unternehmen, entstehen durch den Ge-
setzentwurf keine Kosten. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

7. Weitere Gesetzesfolgen

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen des Gesetzes wurden geprift. Die Regelun-
gen sind geschlechtsneutral formuliert. Von der Einflihrung der Grundrente werden Frauen
in besonderem Malfe profitieren, in der Folge auch von den Freibetragsregelungen.

VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der Regelung zur Grundrente sowie der Freibetragsregelungen ist nicht
vorgesehen und kommt angesichts der Intention, die Lebensleistung aufgrund langjahriger
Versicherung mit jahrelangem unterdurchschnittlichen Einkommen dauerhaft mit einer hé-
heren Rente zu honorieren, nicht in Betracht. Bis zum 31. Dezember 2025 wird durch die
Bundesregierung evaluiert, ob die mit der Einfihrung der Grundrente formulierten Ziele er-
reicht wurden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a, b, ¢, d und e

Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist wegen der Einfligung neuer Vorschriften durch dieses
Gesetz erforderlich.

Zu Nummer 2
§ 66

Folgeanderungen zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 76g) und Artikel 1 Nummer 6 (§ 97a). Der Zu-
schlag an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung ist bei der Ermittlung der persoénli-
chen Entgeltpunkte fir die Bestimmung des Monatsbetrags einer Rente zu bericksichtigen,
wird hierflr aber separat mit dem individuell maRgeblichen Zugangsfaktor vervielfaltigt. Die
Summe der personlichen Entgeltpunkte aus Satz 1 und die persénlichen Entgeltpunkte aus
dem Zuschlag an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung ist sodann fir die Ermittlung
des Monatsbetrags der Rente mal3geblich. Die separate Bestimmung der persdnlichen Ent-
geltpunkte aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung ist zum einen
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erforderlich, um die Einkommensanrechnung auf den daraus resultierenden Rententeil vor-
nehmen zu kdnnen (siehe Artikel 1 Nummer 6 — § 97a). Zum anderen ist so sichergestellt,
dass dieser Rentenanteil bei sonstigen Regelungen zum Zusammentreffen von Renten mit
Einkommen oder Hinzuverdienst unbertcksichtigt bleiben kann und dort nur die originare
Rente — ohne Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung — mafigeblich ist
(siehe Artikel 1 Nummer 6 — § 97a Absatz 7).

Zu Nummer 3

§ 769

Die Vorschrift regelt die Ermittlung des Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Versi-
cherung.

Absatz 1 bestimmt allgemein, unter welchen Voraussetzungen ein Zuschlag an Entgelt-
punkten fur langjahrige Versicherung ermittelt wird. Zum einen sind mindestens 33 Jahre
(396 Kalendermonate) mit Grundrentenzeiten erforderlich. Zum anderen muss der Durch-
schnitt an Entgeltpunkten aus Kalendermonaten mit Grundrentenbewertungszeiten unter
der jeweiligen in Absatz 4 genannten Hdchstgrenze an Entgeltpunkten liegen, die wiederum
abhangig von der Anzahl an Grundrentenzeiten ist.

In Absatz 2 Satz 1 und 2 werden die Grundrentenzeiten definiert. Zu ihnen gehéren in An-
lehnung an die Wartezeit von 45 Jahren fur die Altersrente fur besonders langjahrig Versi-
cherte (§§ 38, 236b in Verbindung mit § 51 Absatz 3a) insbesondere folgende anrechen-
bare Zeiten:

— Pflichtbeitragszeiten flr versicherte Beschaftigung oder Tatigkeit,

— Pflichtbeitragszeiten aufgrund von Kindererziehung, Pflege und Antragspflichtversiche-
rung,

— Rentenrechtliche Zeiten wegen des Bezugs von Leistungen bei Krankheit und wahrend
der Inanspruchnahme von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und von Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

— Bertlicksichtigungszeiten wegen Kindererziehung und Pflege.
—  Ersatzzeiten.

Anders als bei der Anrechnung auf die Wartezeit von 45 Jahren z&hlen Kalendermonate
mit Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten wegen des Bezugs von Arbeitslosengeld
nicht bei den Grundrentenzeiten mit (§ 76g Absatz 2 Satz 3). Entsprechendes gilt Uber
§ 244 Absatz 5 Satz 3 fur Zeiten des Bezugs von Arbeitslosenhilfe und Arbeitslosengeld Il,
wobei diese Zeiten auch bei der 45-jahrigen Wartezeit nicht zu berlcksichtigen sind (siehe
§ 244 Absatz 3 Satz 1). Erwerbsbiografien kdnnen mit Blick auf die Regelaltersgrenze und
je nachdem, ab welchem Zeitpunkt eine versicherungspflichtige Tatigkeit aufgenommen
wurde, unter Umstanden bis zu 50 Jahre umfassen. Die erforderliche Anzahl an Grundren-
tenzeiten kann damit beispielsweise auch bei langerem oder wiederholtem Bezug von Ar-
beitslosengeld erreicht werden.

Auch Kalendermonate mit freiwilligen Beitrdgen sind keine Grundrentenzeiten.

Unter welchen Voraussetzungen es sich bei den Grundrentenzeiten auch um Grundrenten-
bewertungszeiten handelt, ergibt sich aus Absatz 3. Hierbei handelt es sich um diejenigen
Grundrentenzeiten, die einen kalendermonatlichen Entgeltpunktewert — gegebenenfalls fir
einen (gemeldeten) Zeitabschnitt im Rahmen einer Durchschnittsbildung — haben, der min-
destens 0,025 Entgeltpunkte (kalenderjahrlich betrachtet 0,3 Entgeltpunkte) betragt. Maf3-
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gebend sind die Entgeltpunktewerte, die den jeweiligen Kalendermonaten mit Beitragszei-
ten oder beitragsfreien Zeiten nach §§ 70 ff. zugeordnet sind. Zuschldge an Entgeltpunkten
fur beitragsgeminderte Zeiten nach § 71 Absatz 2 (zum Beispiel fir eine Berufsausbildung
oder einen versicherungspflichtigen Kranken- oder Ubergangsgeldbezug in bestimmten
Zeitraumen, siehe § 247 Absatz 1 in Verbindung mit § 252 Absatz 2) sind ebenfalls fur die
Kalendermonate zu berlcksichtigen, auf die sie entfallen. AulRerdem zu berucksichtigen
sind — neben den jeweiligen Entgeltpunkten fir die Beitragszeiten — zugeordnete zusatzli-
che Entgeltpunkte nach § 70 Absatz 3a und § 262 sowie Zuschlage an Entgeltpunkten nach
§ 76e (Zuschlage an Entgeltpunkten fir Zeiten einer besonderen Auslandsverwendung)
und § 76f (Zuschlage an Entgeltpunkten flr nachversicherte Soldaten auf Zeit). Die Zu-
schlage nach §§ 76e und 76f werden zeitlich zwar nicht zugeordnet, sind aber faktisch un-
trennbar mit den Entgeltpunkten fir die Grund-Beitragszeit verbunden und insoweit auch
als Entgeltpunkte fur die Grundrentenbewertungszeiten zu bertcksichtigen. Nicht zu be-
ricksichtigen sind hingegen die Zuschlage an Entgeltpunkten nach § 76 (Zuschlage beim
Versorgungsausgleich), § 76a (Zuschlage an Entgeltpunkten aus Zahlung von Beitragen
bei vorzeitiger Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters oder bei Abfindungen einer An-
wartschaft auf betriebliche Altersversorgung oder von Anrechten bei der Versorgungsaus-
gleichskasse), § 76b (Zuschlage an Entgeltpunkten fur Arbeitsentgelt aus geringflgiger Be-
schaftigung), § 76¢c (Zuschlage beim Rentensplitting) und § 76d (Zuschlage an Entgelt-
punkten aus Beitragen nach Beginn einer Rente wegen Alters). Die Ermittlung des Zu-
schlags an Entgeltpunkten erfolgt erst, wenn alle anderen Berechnungsschritte zur Ermitt-
lung der Entgeltpunkte durchgefihrt wurden. Warden aktuell geltende Hochwertungsvor-
schriften unbertcksichtigt bleiben, kénnten einzelne Rentenberechtigte benachteiligt wer-
den. Durch die Zuschlagsberechnung ist es zwar maoglich, dass bestimmte Kalendermonate
mehrfach hochgewertet werden. Aber auch in diesen Fallen gilt letztlich nach Absatz 4 ein
Hoéchstbetrag, auf den die Hochwertung der Entgeltpunkte begrenzt wird.

Grundrentenzeiten, die entweder keinen Entgeltpunktewert (zum Beispiel Kinderbertick-
sichtigungszeiten fir ein Kind) oder einen Entgeltpunktewert von kalendermonatlich unter
0,025 Entgeltpunkten aufweisen (zum Beispiel versicherungspflichtiger Minijob ab Ap-
ril 1999), sind keine Grundrentenbewertungszeiten.

Die Ermittlung des Zuschlags an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung ergibt sich
aus Absatz 4. Dessen Satz 1 bestimmt, dass der Zuschlag an Entgeltpunkten aus dem ka-
lendermonatlichen Durchschnittswert an Entgeltpunkten aus allen Grundrentenbewer-
tungszeiten zu ermitteln ist.

Der Durchschnittswert aus allen Grundrentenbewertungszeiten nach Satz 1 ist allerdings
nur dann der weiteren Berechnung des Zuschlags an Entgeltpunkten zu Grunde zu legen,
sofern das Zweifache dieses Durchschnittswertes einen bestimmten Entgeltpunktehdchst-
wert nach den Satzen 3 bis 5 nicht tberschreitet. Der jeweils malligebende Entgeltpunkte-
héchstwert hangt von der Anzahl der vorhandenen Grundrentenzeiten ab. Durch diese Staf-
felung wird sichergestellt, dass auch Versicherte mit weniger als 35 Jahren Grundrenten-
zeiten einen Zuschlag erhalten kénnen, in diesen Fallen aber in geringerem Umfang. Bei
Uberschreiten des jeweils maRgebenden Entgeltpunktehdchstwertes ist lediglich der Diffe-
renzbetrag zwischen dem jeweiligen Entgeltpunktehdchstwert und dem Durchschnittswert
aus allen Grundrentenbewertungszeiten als Entgeltpunktewert fir die Berechnung des Zu-
schlags zugrunde zu legen.

Der sich nach den Satzen 1 bis 5 ergebende Entgeltpunktewert wird sodann um 12,5 Pro-
zent reduziert und anschlielfend mit der Anzahl der Kalendermonate mit Grundrentenbe-
wertungszeiten vervielfaltigt, hdchstens jedoch mit 420 Kalendermonaten (Satz 6).

Die Reduzierung um 12,5 Prozent ergibt sich durch Vervielfaltigung der Entgeltpunkte mit
dem Faktor 0,875. Sie dient der Starkung des Aquivalenzprinzips bei der Grundrente. Denn
die unterschiedlichen Durchschnittswerte an Entgeltpunkten aus allen Grundrentenbewer-
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tungszeiten fur die Ermittlung des Grundrentenzuschlags sollen nicht auf das gleiche Ni-
veau angehoben werden. Im Ergebnis wird hierdurch erreicht, dass die Rente mit Grund-
rentenzuschlag umso héher ausfallt je hdher die Rente aus der eigenen Beitragsleistung
ist. Damit wird das Aquivalenzprinzip, also der Grundsatz der Gleichwertigkeit von Leistung
und Gegenleistung, gestarkt.

Bei der Vervielfaltigung mit der Anzahl der Kalendermonate mit Grundrentenbewertungs-
zeiten sieht Satz 6 zudem eine Begrenzung bei 420 Kalendermonaten (35 Jahren) vor. Die
Anzahl der Kalendermonate mit Grundrentenbewertungszeiten kann aufgrund der Vorga-
ben fir eine Einordnung als Grundrentenbewertungszeit (wegen des Entgeltpunktemin-
destwertes nach Absatz 3) auch unter der Anzahl der Kalendermonate mit Grundrentenzei-
ten liegen. Ergibt sich zum Beispiel — jahrlich betrachtet — nach den Satzen 1 bis 5 ein
Entgeltpunktewert von 0,175 Entgeltpunkten und liegen jeweils 33 Jahre mit Grundrenten-
zeiten und Grundrentenbewertungszeiten vor, ergibt sich insgesamt ein Zuschlag an Ent-
geltpunkten fir langjahrige Versicherung in Héhe von 5,0531 Entgeltpunkten (0,175 Ent-
geltpunkte x 0,875 x 33 Jahre); waren es weniger als 33 Jahre mit Grundrentenbewertungs-
zeiten, dann wurde der Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung insgesamt
geringer ausfallen.

Vorliegen von 33 Jahren mit Grundrentenzeiten:

Liegt der kalendermonatliche Durchschnittswert der Grundrentenbewertungszeiten bei min-
destens 0,0334 Entgeltpunkten (jahrlich betrachtet 0,4008 Entgeltpunkte), wird kein Zu-
schlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung ermittelt. Liegt er darunter, ist ein
Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung zu ermitteln: Liegt — jahrlich be-
trachtet — der Durchschnittswert beispielsweise bei 0,3 Entgeltpunkten, so ist dieser Durch-
schnittswert zunachst auf 0,6 Entgeltpunkte zu verdoppeln und dann zu begrenzen auf
0,4008 Entgeltpunkte. Die sich ergebende Differenz von 0,1008 Entgeltpunkten wird an-
schlielfend um 12,5 Prozent reduziert und betragt dann 0,0882 Entgeltpunkte (0,1008 x
0,875). Dieser Wert ist der Berechnung des Zuschlags an Entgeltpunkten zugrunde zu le-
gen.

Vorliegen von mehr als 33 Jahren und weniger als 35 Jahren mit Grundrentenzeiten:

Ausgehend von dem Hochstwert von 0,0334 Entgeltpunkten (jahrlich betrachtet 0,4008 Ent-
geltpunkte) fur die Erhéhung bei 33 Jahren mit Grundrentenzeiten steigt mit jedem zusatz-
lichen Kalendermonat dieser Hochstwert um 0,001389 Entgeltpunkte an (jahrlich betrachtet
um rund 0,2 Entgeltpunkte pro Jahr); das Ergebnis nach der Erhéhung ist schlieBlich auf
vier Dezimalstellen zu runden.

Der ermittelte Entgeltpunktewert ist grundsatzlich mit der Anzahl der Kalendermonate mit
Grundrentenbewertungszeiten zu vervielfaltigen. Diese kdnnen auch unter der Anzahl der
Kalendermonate mit Grundrentenzeiten liegen. Ist zum Beispiel — jahrlich betrachtet — nach
den Satzen 1 bis 5 ein Entgeltpunktewert von 0,2625 Entgeltpunkten ermittelt und liegen
34 Jahre mit Grundrentenbewertungszeiten vor, ergibt sich insgesamt ein Zuschlag an Ent-
geltpunkten fir langjahrige Versicherung in Hoéhe von 7,8094 Entgeltpunkten (0,2625 Ent-
geltpunkte x 0,875 x 34 Jahre).

Vorliegen von mindestens 35 Jahren mit Grundrentenzeiten:

Liegt der kalendermonatliche Durchschnittswert der Grundrentenbewertungszeiten bei min-
destens 0,0667 Entgeltpunkten (jahrlich betrachtet 0,8004 Entgeltpunkte), wird kein Zu-
schlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung ermittelt. Da die Grundrente diejeni-
gen besserstellen soll, die nach langjahriger Versicherung aus unterdurchschnittlichem Ein-
kommen Uber eine nur geringe Rentenanwartschaft verfigen, ist es erforderlich, eine
Grenze zu definieren, oberhalb derer kein Zuschlag an Entgeltpunkten gewahrt wird. Der-
artige Begrenzungen sieht auch die bestehende Regelung tber Mindestentgeltpunkte bei
geringem Arbeitsentgelt nach § 262 vor. Fur die Grundrente wird unterstellt, dass derjenige,
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der aufgrund seines versicherten Entgelts im Durchschnitt 0,8004 Entgeltpunkte pro Kalen-
derjahr beziehungsweise 0,0667 Entgeltpunkte pro Kalendermonat erreicht, regelmafig
nicht auf die Grundrente angewiesen sein wird. Liegt der jeweilige Durchschnittswert der
Grundrentenbewertungszeiten unter diesen Grenzen, ist ein Zuschlag an Entgeltpunkten
fur langjahrige Versicherung zu ermitteln. Dazu wird der Durchschnittswert an Entgeltpunk-
ten fir die Grundrentenbewertungszeiten verdoppelt, begrenzt auf 0,0667 Entgeltpunkte
und danach um 12,5 Prozent reduziert. Liegt — jahrlich betrachtet — der Durchschnittswert
beispielsweise bei 0,4 Entgeltpunkten, so ist dieser Durchschnittswert an Entgeltpunkten
zunachst auf 0,8 Entgeltpunkte zu verdoppeln; der zusatzliche Entgeltpunktewert von
0,4 Entgeltpunkten wird anschlieRend um 12,5 Prozent auf 0,35 Entgeltpunkte (0,4 EP x
0,875) reduziert. Liegt der Durchschnittswert beispielsweise bei 0,6 Entgeltpunkten, ist er
zunachst zu verdoppeln und dann zu begrenzen auf 0,8004 Entgeltpunkte; der sich erge-
bende Entgeltpunktewert von 0,2004 Entgeltpunkte wird anschlieRend um 12,5 Prozent re-
duziert und betragt dann 0,1754 Entgeltpunkte (0,2004 EP x 0,875).

Der ermittelte Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung ist dann mit der
Anzahl der Kalendermonate mit Grundrentenbewertungszeiten zu vervielfaltigen, hdchs-
tens mit 420 Kalendermonaten (35 Jahre). Diese kénnen aufgrund der Vorgaben flr eine
Einordnung als Grundrentenbewertungszeit (wegen des Entgeltpunktemindestwertes nach
Absatz 3) auch unter der Anzahl der Kalendermonate mit Grundrentenzeiten liegen. Ist zum
Beispiel — jahrlich betrachtet — ein um 12,5 Prozent reduzierter zusatzlicher Entgeltpunkte-
wert von 0,15 Entgeltpunkten ermittelt worden und liegen 40 Jahre mit Grundrentenbewer-
tungszeiten vor, ergibt sich insgesamt ein Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Ver-
sicherung in H6he von 5,25 Entgeltpunkten (35 Jahre x 0,15 Entgeltpunkte). Wegen der
Begrenzung des Zuschlags an Entgeltpunkten fir maximal 420 Monate (35 Jahre) an
Grundrentenbewertungszeiten ist er auch nur flr diese Anzahl an Jahren zu ermitteln.

Absatz 5 regelt — in Anlehnung an § 262 Absatz 2 — die gleichmaRige Zuordnung des Zu-
schlags an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung auf die Kalendermonate mit Grund-
rentenbewertungszeiten. Dabei erhalten Kalendermonate, die mit Entgeltpunkten (Ost) be-
legt sind, entsprechende Zuschlage an Entgeltpunkten (Ost).

Der Zuschlag an Entgeltpunkten flir langjahrige Versicherung ist bei Durchflihrung eines
Versorgungsausgleichs — wie sonstige Anwartschaften innerhalb der Ehezeit — zwischen
den Ehegatten zu teilen, unabhangig davon, ob die ausgleichsberechtigte Person die Vo-
raussetzungen fir eine Grundrente selbst erflllt.

Zu Nummer 4
§77

Folgeanderungen zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 76g) und Artikel 1 Nummer 6 (§ 97a). Um die
Anrechnung von Einkommen auf den Rententeil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir
langjahrige Versicherung einerseits und die Anrechnung aufgrund des Zusammentreffens
von originarer Rente mit Einkommen oder Hinzuverdienst andererseits vornehmen zu kén-
nen, mussen beide Rentenbestandteile separat bestimmbar sein kénnen. Daflir bedarf es
der Definition eigener Zugangsfaktoren fur den Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige
Versicherung.

Zu Nummer 5
§ 88

Folgeadnderungen zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 76g) und Artikel 1 Nummer 6 (§ 97a). Um die
Anrechnung von Einkommen auf den Rententeil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir
langjahrige Versicherung einerseits und die Anrechnung aufgrund des Zusammentreffens
von origindrer Rente mit Einkommen oder Hinzuverdienst andererseits vornehmen zu kén-
nen, missen beide Rentenbestandteile separat bestimmbar sein kénnen. Dies muss auch
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in Fallen gelten, in denen einer spateren Rente mindestens die bisherigen persdnlichen
Entgeltpunkte zugrunde zu legen sind (Besitzschutz). Daher sind, wenn ein Zuschlag an
Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung gewahrt wurde, die besitzgeschitzten person-
lichen Entgeltpunkte hieraus gesondert zu bestimmen. Fur die Ermittlung der Hohe der spa-
teren Rente ist jedoch die Summe der besitzgeschitzten persdnlichen Entgeltpunkte der
originaren Rente sowie der besitzgeschutzten Entgeltpunkte aus dem Zuschlag an Entgelt-
punkten fur langjahrige Versicherung malfigeblich.

Zu Nummer 6
§ 97a
Zu Absatz 1

Die Vorschrift sieht die Feststellung des Grundrentenbedarfes vor. Dazu findet im Zeitpunkt
der Erstbewilligung des Grundrentenzuschlages und nachfolgend eine umfassende jahrli-
che Einkommensprifung statt, die auf Angaben aus der Einkommensteuerveranlagung auf-
setzt.

Absatz 1 bestimmt, dass Einkommen der Berechtigten auf den Rentenanteil aus dem Zu-
schlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung nach §§ 76g, 307e und 307f anzu-
rechnen ist. Zur Erhdhung der Zielgenauigkeit der Grundrente ist dabei nicht nur das eigene
Einkommen der Berechtigten, sondern auch das Einkommen ihrer Ehegatten oder (einge-
tragenen) Lebenspartner zu bertcksichtigen. Damit wird dem durch die Ehe beziehungs-
weise die Lebenspartnerschaft ausgedriickten Willen, dauerhaft eine Wirtschaftseinheit zu
bilden und der damit einhergehenden gegenseitigen Unterhaltspflicht (vergleiche
§ 1360 Burgerliches Gesetzbuch, § 5 Lebenspartnerschaftsgesetz — LPartG) angemessen
Rechnung getragen. Anders als im Bereich der sozialen Firsorgeleistungen des SGB Il und
des SGB Xll ist bei der Berechnung der Grundrente das Einkommen von Partnern in ande-
ren Gemeinschaftsformen nicht zu bertcksichtigen, da der mal3geblich auch auf eigener-
worbenen Entgeltpunkten beruhende Grundrentenanspruch mit den reinen Flrsorgeleis-
tungen nicht vergleichbar ist. Typischerweise werden die rechtlichen Unterhaltsansprtiche
innerhalb der Ehe oder Lebenspartnerschaft durch ein Unterhaltssaldo eher zu Gunsten
des wegen geringer Rentenerwartung fir die Grundrente Berechtigten gekennzeichnet
sein, sodass die Zielgenauigkeit der Anrechnungsregelung auch insofern gegeben ist.

Aufgrund der Regelung in § 21 LPartG, wonach Regelungen zu Ehegatten und Ehen, die
nach dem 22. Dezember 2018 in Kraft treten, auch fir Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften entsprechend gelten, bedarf es keiner ausdricklichen Erwahnung der Lebens-
partner im Gesetzestext.

Zu Absatz 2

Da die Einkommensprifung automatisiert und ohne Verwaltungsaufwand fir die Blrger un-
ter Berlcksichtigung eines Abrufverfahrens der steuerlich vorhandenen Angaben bei den
Finanzbehdrden erfolgt (siehe Begriindung zu Artikel 1 Nummer 11 — § 151b), ist im Rah-
men der Einkommensprifung auf die Einkommensdaten abzustellen, die bei den Finanz-
behoérden vorliegen. Aus diesem Grund ist das zu versteuernde Einkommen nach § 2 Ab-
satz 5 EStG, das von den Finanzbehérden im Rahmen der Veranlagung zur Einkommens-
teuer ermittelt wird, als ma3gebendes Einkommen zugrunde zu legen. Satz 2 bestimmt,
dass die Trager der Rentenversicherung als Einkommen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 aus-
schliel3lich die Daten zu bericksichtigen haben, die von der zustandigen Finanzbehdérde im
Rahmen des automatisierten Abrufverfahrens nach § 151b Gbermittelt werden. Der Ein-
kommensprifung zugrunde zu legen sind dabei die Festsetzungsdaten, die jeweils bis zum
30. September fur das vorvergangene Kalenderjahr bei den Finanzbehdrden vorliegen. Bei
typisierender Betrachtung kann davon ausgegangen werden, dass der Finanzbehdrde die
Veranlagungsdaten in der Regel zwei Jahre nach Ablauf des Veranlagungszeitraums vor-
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liegen und von den Tragern der Rentenversicherung nach § 151b abgerufen werden kon-
nen. Dadurch ist gewahrleistet, dass die Grundrentenberechtigten unabhangig vom Zeit-
punkt der Abgabe ihrer Einkommensteuererklarung im Grundsatz gleichbehandelt werden.

Das zu versteuernde Einkommen, das im Rahmen einer Veranlagung zur Einkommens-
teuer von den Finanzbehdrden ermittelt wird, wird in den dortigen IT-Anwendungen per
Datenaustausch in einem automatisierten Verfahren von den Tragern der Rentenversiche-
rung erhoben werden. Beim zu versteuernden Einkommen handelt es sich um einen Ein-
kommensbegriff, der die steuerpflichtigen Einklinfte sowie die steuerrechtlich mdglichen
Abzlge (zum Beispiel Sonderausgaben, aulergewdhnliche Belastungen, Freibetrage fir
Kinder, Verlustabziige oder sonstige Steuerbeglinstigungen, soweit dazu Angaben ge-
macht und diese berlicksichtigungsfahig waren) umfasst. Es handelt es sich um einen ver-
fassungsgemalen Einkommensbegriff, der die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der
Grundrentenberechtigten hinreichend widerspiegelt. Beim zu versteuernden Einkommen
nach § 2 Absatz 5 EStG handelt es sich damit um einen geeigneten und sachgerechten
AnknUpfungsmalstab fur die Gewahrung des Zuschlags an Entgeltpunkten fir langjahrige
Versicherung. Folgerichtig ist deshalb auch, dass steuerfreie Einnahmen, wie zum Beispiel
Einnahmen aus ehrenamtlicher Tatigkeit und aus pauschal besteuerter geringflgiger Be-
schaftigung (,Minijobs*), im Rahmen der Einkommensprifung unbericksichtigt bleiben.

Liegen fur das vorvergangene Kalenderjahr keine Daten nach Satz 1 Nummer 1, das heif3t
kein im Rahmen einer Veranlagung zur Einkommensteuer von der Finanzbehoérde ermittel-
tes zu versteuerndes Einkommen, bestimmt Satz 3, dass ersatzweise auf die Festsetzungs-
daten des vorvorvergangenen Kalenderjahres abzustellen ist. Fur den Fall, dass die Fi-
nanzbehdrde auch flr das vorvorvergangene Kalenderjahr kein zu versteuerndes Einkom-
men nach Satz 1 Nummer ermittelt hat, sind schlieRlich nach Satz 4 die Rente (die in An-
lehnung an die Minderungsbetrage nach § 18b Absatz 5 Satz 1 Nummer 8 des Vierten Bu-
ches — SGB IV — pauschal in einen Nettobetrag umzurechnen ist) sowie Einkommen nach
Satz 1 Nummer 3 fir das vorvergangene Kalenderjahr bei der Einkommensprifung zu be-
ricksichtigen.

Satz 5 bestimmt, dass die Trager der Rentenversicherung an die von den Finanzbehoérden
Ubermittelten steuerrechtlichen Daten gebunden sind. Ist der Grundrentenberechtigte bei-
spielsweise mit der Hohe des abgerufenen zu versteuernden Einkommens nicht einverstan-
den, muss er sich in dem Ublichen Verfahren an die zustandige Finanzbehdrde wenden.
Erhalt ein Grundrentenberechtigter einen Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Ver-
sicherung, so ist in den Folgejahren im zu versteuernden Einkommen nach Satz 1 Num-
mer 1 auch der auf den Zuschlag an Entgeltpunkten flir langjahrige Versicherung beru-
hende Rentenanteil enthalten. Damit sich die Gewahrung eines Zuschlags an Entgeltpunk-
ten fur langjahrige Versicherung in der Zukunft bei der Einkommensprifung fir das jewei-
lige Kalenderjahr nicht auswirkt (bei einem Uberschreiten des Einkommensfreibetrages
nach Absatz 4 wirde das zu einer Minderung des Auszahlungsbetrages fiihren), sieht
Satz 6 vor, dass der auf dem Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung be-
ruhende Rentenanteil (mafigebend ist der jeweilige Bruttobetrag) von dem von der Finanz-
behdrde per Datenaustausch Ubermittelten zu versteuerndem Einkommen fir das betref-
fende Steuerjahr im Rahmen der Einkommenspriufung von den Tragern der Rentenversi-
cherung abzuziehen ist. Mal3gebend ist das Jahr, flr das das zu versteuernde Einkommen
Ubermittelt wurde und soweit in diesem Jahr bereits Grundrente gezahlt worden ist.

Die zusatzliche Berlcksichtigung des steuerfreien Teils von Renten (§ 22 Nummer 1 Satz 3
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 4 EStG) bei der Einkommensprufung (Absatz 2
Satz 1 Nummer 2) ist dem Umstand geschuldet, dass seit dem Jahr 2005 stufenweise der
Ubergang zur nachgelagerten Besteuerung von Renteneinkiinften bis zum Jahr 2040 er-
folgt. Im Rahmen dieser Ubergangregelungen bleiben fiir Rentner, die bis zum Jahr 2040
in Rente gehen, Teile von Renten steuerlich unbericksichtigt. Durch die zusatzliche Be-
riicksichtigung des jeweils steuerfreien Teils von Renten werden die Effekte der Ubergangs-
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zeit bis zur vollstdndigen nachgelagerten Besteuerung von Renteneinkinften fur die Ein-
kommenspriufung bei der Grundrente bereinigt, indem die steuerfreien Teile von Renten bei
der Einkommensprifung gleichermalen bericksichtigt werden. Aus Gleichbehandlungs-
grinden gilt das auch fir den nach § 19 Absatz 2 und § 22 Nummer 4 Satz 4 Buchstabe b
EStG steuerfreien Betrag von Versorgungsbeziigen. Damit sich die Gewahrung eines Zu-
schlags an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung nicht auf die Hohe des nach Num-
mer 2 als Einkommen zu bertcksichtigenden steuerfreien Rentenanteils auswirkt, ist der
auf dem Zuschlag beruhende Rentenanteil (maf3gebend ist hier ebenfalls der Bruttobetrag)
hiervon abzuziehen (Satz 6).

Als Einkommen im Rahmen der Einkommensprifung zu beriicksichtigen sind auflerdem
die Einkunfte aus Kapitalvermégen (Nummer 3), die nicht bereits im zu versteuernden Ein-
kommen nach Nummer 1 enthalten sind. Dabei handelt es sich um (abgeltend) versteuerte
Kapitaleinkiinfte. Das Verfahren zu deren Bericksichtigung regelt Absatz 6.

Auszahlungen aus Kapitallebensversicherungen und Rentenversicherungen mit Kapital-
wahlrecht sind in Hohe des steuerrechtlich relevanten Ertrags bei der Ermittlung des zu
versteuernden Einkommens nach § 2 Absatz 5 EStG berlcksichtigt worden, soweit diese
steuerpflichtig sind und nicht bereits abgeltend besteuert worden sind. Als Einkommen be-
rucksichtigt werden entweder der Unterschiedsbetrag zwischen der Versicherungsleistung
und der Summe der auf sie entrichteten Beitrage oder die Halfte des Unterschiedsbetrages
(gilt bei Kapitallebensversicherungen, bei denen die Versicherungsleistung nach Vollen-
dung des 60. Lebensjahres — bei Vertragsschluss nach dem 31. Dezember 2011: 62. Le-
bensjahr — und nach Ablauf von zwdlf Jahren nach Vertragsschluss ausgezahlt wird). Damit
es gegenuber Berechtigten, die anstelle der Kapitalauszahlung eine lebenslange monatli-
che Rentenzahlung gewahlt haben (die mit ihrem jeweiligen steuerpflichtigen Ertragsanteil
im zu versteuernden Einkommen nach Nummer 1 enthalten ist), im Rahmen der Einkom-
mensprufung nicht zu einer Ungleichbehandlung kommt, ist in diesen Fallen der steuer-
rechtlich relevante Ertrag auf zehn Jahre umzulegen und der zu ermittelnde jahrliche Ein-
kommensbetrag hochstens fir die Dauer von zehn Jahren bei der Einkommensprifung zu
Grunde zu legen.

Zu Absatz 3

Die Einkommensteuer ist eine Jahressteuer, die Grundlagen fir ihre Festsetzung (unter
anderem die Ermittlung des zu versteuernden Einkommens) werden daher jeweils fur ein
Kalenderjahr ermittelt. Satz 1 bestimmt daher, dass ein Zwélftel des nach Absatz 2 zu be-
ricksichtigenden Einkommens als monatliches Einkommen gilt.

Fir die umfassende Einkommensprufung ist es erforderlich, auch vergleichbare auslandi-
sche Einkommen zu berticksichtigen. Da dies auch bei Berechtigten mit Wohnsitz oder ge-
wohnlichem Aufenthalt im Inland der Fall sein kann, bestimmt Satz 2, dass Absatz 2 sinn-
gemal anzuwenden ist. Sofern Berechtigte mit Wohnsitz oder gewoéhnlichem Aufenthalt im
Ausland auslandische Einkommen erzielen, ist es aus Gleichbehandlungsgriinden eben-
falls erforderlich, dass auch diese in die Einkommensprufung einbezogen werden. Dafir
haben die Berechtigten und ihre Ehegatten nach Aufforderung durch den Trager der Ren-
tenversicherung ihr vergleichbares auslandisches Einkommen durch geeignete Unterlagen
diesem gegenlber nachzuweisen. Die Trager der Rentenversicherung haben hierfir ein
aquivalentes Nachweisverfahren aufzubauen. Den Rentenversicherungstragern wird damit
eine Feststellungskompetenz hinsichtlich des zu bericksichtigenden vergleichbaren aus-
landischen Einkommens eingerdumt.

Bei der Bestimmung der Hohe des zu bertcksichtigenden vergleichbaren auslandischen
Einkommens bei Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland kénnen die Trager
der Rentenversicherung die bestehenden Regelungen in § 18b SGB IV analog anwenden.
Das bedeutet, dass wie bei der Einkommensanrechnung auf Renten wegen Todes die je
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nach Einkommensart vorgesehenen (inlandischen) Pauschalabziige vorgenommen wer-
den. Dadurch kann in vereinfachender und pauschalierender Weise dem Umstand Rech-
nung getragen werden, dass bei der Héhe des zu bericksichtigenden inlandischen Ein-
kommens jeweils auf das zu versteuernde Einkommen abzustellen ist.

Wird bei Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt im Ausland der Nachweis Uber das
(Nicht-)Vorliegen von auslandischem Einkommen nicht erbracht, bestimmt Satz 2, 2. Halb-
satz, dass kein Zahlungsanspruch auf den Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunk-
ten fur langjahrige Versicherung besteht.

Zu Absatz 4

Angerechnet wird das (monatliche) Einkommen nach Absatz 2, das den jeweils malRgeben-
den Betrag (entweder den fir Alleinstehende oder den fir Ehegatten oder Lebenspartner)
nach den Satzen 2 bis 4 Ubersteigt. Das Einkommen von Ehegatten oder Lebenspartnern
dient zur Deckung des gemeinsamen und damit hdheren Bedarfs. Deshalb gelten fir sie
etwas hohere Betrage als fir alleinstehende Berechtigte. Die Betrage sind dynamisch aus-
gestaltet, indem sie an die Entwicklung des aktuellen Rentenwertes gekoppelt sind.
Dadurch werden sie regelmaRig im Gleichklang mit der Entwicklung der Renten angepasst.
Die jeweils malkgebenden Betrage gelten einheitlich fir Berechtigte im gesamten Bundes-
gebiet. Unter Berlcksichtigung des aktuellen Rentenwertes von XX, XX Euro [Hinweis:
mal3gebend ist der aktuelle Rentenwert ab Juli 2020, der im Mérz 2020 feststeht.] ergeben
sich — auf einen vollen Eurobetrag aufgerundete — Betrage fir Alleinstehende in Héhe von
1 250 Euro und 1 600 Euro und fir Ehegatten oder Lebenspartner in Hohe von 1 950 Euro
und 2 300 Euro.

Zunachst bestimmt Satz 3 fur alleinstehende Berechtigte, dass von dem anzurechnenden
Einkommen, das der Hohe nach in einem Einkommenskorridor von uber 1 250 Euro bis
1 600 Euro liegt, zu 60 Prozent auf den Zuschlag fiir langjahrige Versicherung angerechnet
wird. Liegt das anzurechnende Einkommen Uber einem Betrag von 1 600 Euro, ist das die-
sen Betrag Ubersteigende anzurechnende Einkommen nicht nur zu 60 Prozent, sondern in
voller Hohe auf den Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Ver-
sicherung anzurechnen. Diese Staffelung fuhrt zu einer hoheren Zielgenauigkeit der Grund-
rente, da es bei einem insgesamt hoheren anzurechnenden Einkommen auch zu einer star-
ken Kirzung des auf dem Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung beru-
henden Rentenanteils beziehungsweise zu einem schnelleren Wegfall des gesamten Zah-
lungsanspruchs (teilweises oder vollstdndiges Ruhen) kommt.

Ist Einkommen des Berechtigten und seines Ehegatten anzurechnen, gelten nach Satz 4
jeweils héhere Betrage.

Anderungen der Hohe der jeweiligen Betrdge nach den Satzen 2 bis 4 werden erst mit
Beginn des Kalendermonats wirksam, zu dessen Beginn Einkommensanderungen nach
Absatz 5 Satz 2 zu berucksichtigen sind. Damit ist sichergestellt, dass es nicht zu mehrfa-
chen Anderungen in der Héhe des auf dem Zuschlag an Entgeltpunkten fiir langjéhrige
Versicherung beruhenden Rentenanteils kommt. Das wirde regelmaflig Falle des Ab-
schmelzens des auf dem Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung beru-
henden Rentenanteils betreffen, der sich dann zunachst aufgrund einer Anderung der Be-
trage nach den Satzen 2 bis 4 zum 1. Juli und ein weiteres Mal zu dem Zeitpunkt &ndern
wulrde, ab dem Einkommensanderungen zu bericksichtigen sind.

Zu Absatz 5

Absatz 5 sieht vor, dass das zu berlcksichtigende Einkommen nach Absatz 2 auch dann
abschlief3end in die Einkommensprifung einzubeziehen ist, wenn die Einkommensteuer
vorlaufig (zum Beispiel nach § 165 Absatz 1 Abgabenordnung — AO) beziehungsweise un-
ter Vorbehalt der Nachprifung (zum Beispiel nach § 164 Absatz 1 AO) festgesetzt worden
ist. Das Gleiche gilt, wenn ein Einkommensteuerbescheid angefochten wurde, da durch die



-47 - Bearbeitungsstand: 19.02.2020 10:44 Uhr

Einlegung eines Rechtsbehelfs (Einspruch oder Klage) die Vollziehung des Bescheides
grundsatzlich nicht gehemmt wird (§ 361 Absatz 1 AO, § 69 Absatz 1 Finanzgerichtsord-
nung). Das dient der Verwaltungspraktikabilitat bei den Tragern der Rentenversicherung
und vermeidet zusatzlichen Aufwand in Form riickwirkender Uberpriifungen und Korrektu-
ren der Einkommensprufung bei der Grundrente. Wurde die Vollziehung des Einkommen-
steuerbescheides dagegen ausgesetzt (zum Beispiel nach § 361 Absatz 2 AO, § 69 Ab-
satz 2 Finanzgerichtsordnung), sind die dieser Entscheidung der Finanzbehoérde zugrunde-
liegenden Einkommensdaten nicht zu verwenden. Eine solche Entscheidung ergeht unter
anderem bei ernstlichen Zweifeln an der RechtmaRigkeit des angefochtenen Einkommen-
steuerbescheides, sodass es nicht gerechtfertigt ware, diese Einkommensdaten abschlie-
Rend der Einkommensprifung bei der Grundrente zugrunde zu legen. In diesem Fall erfolgt
die Einkommensprifung weiterhin auf der Grundlage der Einkommensdaten aus der letzten
rechtsverbindlich gewordenen Entscheidung der Finanzbehérde.

Satz 2 enthalt den Grundsatz, dass eine Uberpriifung der Einkommensanrechnung beim
Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung jahrlich, aber auch nur einmal
jahrlich erfolgt. Einkommensanderungen, die im automatisierten Abrufverfahren (siehe
Artikel 1 Nummer 11 — § 151b) jeweils bis zum 31. Oktober bei den Tragern der Rentenver-
sicherung vorliegen, sind vom darauffolgenden 1. Januar an zu bertcksichtigen. Damit wird
verwaltungsmafRigen Gesichtspunkten bei den Rentnerinnen und Rentnern, bei der Finanz-
verwaltung und bei den Tragern der Rentenversicherung Rechnung getragen.

Zu Absatz 6

Die aktuelle Ausgestaltung des Steuerrechts Iasst lediglich die Beriicksichtigung der Ein-
kiinfte aus Kapitalvermogen (Kapitalertrage) im Rahmen des automatisierten Abrufverfah-
rens nach § 151b zwischen Rentenversicherung und Finanzverwaltung zu, die von den
Steuerpflichtigen im Rahmen ihrer Einkommensteuererklarung angegeben wurden. Um si-
cherzustellen, dass Kapitalertrdge nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 umfassend bei der Ein-
kommensprifung bericksichtigt werden, regelt Absatz 6 ein den automatisierten Datenab-
ruf erganzendes Verfahren, das ebenfalls einmal jahrlich durchzufiihren ist.

Satz 1 bestimmt, dass die Trager der Rentenversicherung die Einkommensprufung auf den
Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung zunachst
auf der Grundlage der Festsetzungsdaten durchfiihren, die ihnen im Rahmen des Abrufver-
fahrens Ubermittelt worden sind, und die entsprechend ermittelte Rente bescheiden. Ist ein
Grundrentenzuschlag zu zahlen, werden die Berechtigten nach Satz 2 in diesem Bescheid
zugleich daruber informiert, dass innerhalb einer angemessenen Frist von 3 Monaten nach
Bekanntgabe des Bescheides eine Verpflichtung fir sie und ihren Ehegatten oder Lebens-
partner besteht, die in dem nach Absatz 2 Satz 3 bis 4 maligeblichen Kalenderjahr erzielten
Kapitalertrage, die nicht bereits im zu versteuernden Einkommen nach Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 enthalten und damit noch nicht bei der Einkommensprifung bertcksichtigt sind,
mitzuteilen und nachzuweisen. Da im Rahmen der Einkommensprifung auf das zu versteu-
ernde Einkommen als mafligebende Einkommensgroflie abzustellen ist, besteht die Mittei-
lungs- und Nachweisverpflichtung entsprechend nur fir versteuerte Kapitalertrage. Nicht
anzugeben sind die Kapitalertrage, die bis 801 Euro flr Alleinstehende beziehungsweise
1 602 Euro fiur Ehepaare steuerfrei erzielt worden sind (Sparer-Pauschbetrag nach § 20
Absatz 9 EStG).

Nach Satz 3 haben die Trager der Rentenversicherung auflerdem auf ihre Berechtigung
hinzuweisen, mittels eines — stichprobenhaften — Datenabgleichs (siehe Artikel 1 Num-
mer 11 — § 151c) beim Bundeszentralamt fir Steuern und Abfragen bei den Kreditinstituten
an Informationen Uber vorhandene, aber trotz Verpflichtung nicht oder unrichtig mitgeteilte
Kapitalertrage zu erlangen.

Zur Begrenzung des Aufwandes sowohl bei den Berechtigten als auch den Tragern der
Rentenversicherung besteht eine Auskunftsverpflichtung zu Kapitalertragen nach Satz 2
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jedoch nur, wenn versteuerte Kapitalertrage im betreffenden Kalenderjahr erzielt worden
sind. Satz 4 regelt deshalb, dass Kapitalertrage nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bei aus-
bleibender Mitteilung der Berechtigten als nicht erzielt gelten. Satz 5 sieht schliel3lich fir
den Fall einer Mitteilung der Berechtigten Uber zu beriicksichtigende Kapitalertrage vor,
dass der Bescheid uber den Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fur lang-
jahrige Versicherung fur die Zukunft zu korrigieren ist, wenn sich aufgrund der vom Berech-
tigten mitgeteilten Kapitalertrage ein veranderter Zahlungsanspruch auf den Grundrenten-
zuschlag (Verringerung oder Wegfall) ergibt.

Ergibt sich dagegen erst durch ein Anfrageverfahren bei Bundeszentralamt fir Steuern und
anschlieltend bei den jeweiligen Kreditinstituten nach § 151¢c Absatz 2 eine Veranderung
des Zahlungsanspruchs auf den Grundrentenzuschlag, ist dieser in dann zutreffender Hohe
ruckwirkend festzustellen, das heil3t vom Beginn des Anrechnungszeitraumes von Einkom-
men nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2. Soweit Bescheide mit Wirkung flr die Vergan-
genheit aufgehoben wurden, sind zu viel erbrachte Rentenanteile aus dem Zuschlag an
Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung (Uberzahlungen) von den Versicherten an den
Trager der Rentenversicherung zu erstatten. In Fallen einer zu Unrecht unterbliebenen oder
unrichtigen Mitteilung besteht keine schitzenswerte Position der Betroffenen, sodass hier
— anders als bei einer Mitteilung durch die Berechtigen selbst — der Zustand herzustellen
ist, der bestanden hatte, wenn dem Rentenversicherungstrager die zu bertcksichtigenden
Kapitalertrage nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 bereits bei der Bescheiderteilung nach
Satz 2 bekannt gewesen waren. Die Vorschriften zur Anhérung Beteiligter (§ 24 des Zehn-
ten Buches — SGB X), zur Riicknahme eines rechtswidrigen beginstigenden Verwaltungs-
aktes (§ 45 SGB X) und zur Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung bei An-
derung der Verhaltnisse (§ 48 SGB X) gelten flir das Verfahren nach Absatz 6 nicht. Die
Nichtanwendung von § 24 SGB X folgt dabei aus dem bereits heute schon im Ermessen
der Behdrde liegenden Anhdrungsverzicht nach § 24 Absatz 2 Nummer 5 SGB X, soweit
einkommensabhangige Leistungen geanderten Verhaltnissen angepasst werden sollen.
Fur die Bescheidkorrektur aufgrund der Berlicksichtigung von Kapitalertragen und einem
damit verbundenen veranderten Zahlungsanspruch auf den Rentenanteil aus dem Grund-
rentenzuschlag erklart Satz 8 den Anhérungsverzicht zum Regelfall, und zwar zum einen
vor dem Hintergrund der ausfuhrlichen Hinweisverpflichtung der Rentenversicherungstra-
ger nach Satz 3 und zum anderen aus Grinden der Verwaltungspraktikabilitat.

Zu Absatz 7

Bei der Anwendung anderer Regelungen zur Anrechnung von Einkommen (zum Beispiel
nach § 97) und zur Berucksichtigung von Hinzuverdienst (zum Beispiel nach § 34) ist je-
weils nur der Rentenbetrag zugrunde zu legen, der sich unter Auf3erachtlassung des auf
dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung beruhenden Rentenanteils
ergibt. Dadurch wird verhindert, das im Fall der Anwendung weiterer Vorschriften zur Ein-
kommensanrechnung und zur Berlicksichtigung von Hinzuverdienst das jeweils zu berick-
sichtigende Einkommen zunachst bezogen auf den (Gesamt-)Rentenbetrag (also ein-
schliel3lich des Rentenanteils, der auf dem Zuschlag nach §§ 76g, 307e, 307f beruht) und
dann ein weiteres Mal nach § 97a ausschlielBlich bezogen auf den Rentenanteil, der auf
dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung beruht, berlicksichtigt wird.

Zu Nummer 7
§ 98 Nummer 4a

Folgeanderungen zu Artikel 1 Nummer 6 (§ 97a). Die Erganzung 16st das Konkurrenzver-
haltnis zwischen der Einkommensanrechnung beim Zuschlag an Entgeltpunkten fur lang-
jahrige Versicherung (§ 97a) und das Zusammentreffen der Rente mit Leistungen aus der
Unfallversicherung (§ 93). Soweit eine Rente mit Anspruch auf einen Zuschlag an Entgelt-
punkten fur langjahrige Versicherung mit Leistungen aus der Unfallversicherung zusam-
mentrifft, ist vor der Anwendung von § 93 die Einkommensanrechnung nach § 97a auf den
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Rentenanteil vorzunehmen, der auf dem Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versi-
cherung beruht. Der sich insoweit ergebende (Gesamt-)Rentenbetrag ist anschlielend bei
der Anwendung von § 93 zugrunde zu legen.

Zu Nummer 8

§ 113

Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 66).
Zu Nummer 9

§ 117a

Nach § 34 Absatz 1 besteht ein Anspruch auf Rente, wenn die fir die jeweilige Rente er-
forderliche Wartezeit erfillt ist und die personlichen sowie gegebenenfalls die geforderten
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Neben der Beurteilung
des originaren Rentenanspruchs ist hinsichtlich des Anspruchs auf den Zuschlag an Ent-
geltpunkten fir langjahrige Versicherung eine umfassende Einkommensprifung unter Ein-
beziehung der Finanzbehdrden erforderlich. Damit sich das Verwaltungsverfahren durch
das durchzufuhrende automatisierte Abrufverfahren nach § 151b nicht verzégert und den
Grundséatzen zum Entstehen von Anspriichen und deren Falligkeit Rechnung getragen wird
(8§ 40, 41 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und § 34 Absatz 1), kann Gber das Beste-
hen und die H6he des origindren Rentenanspruchs unter AuRerachtlassung der abschlie-
Renden Bestimmung der Hohe des Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Versiche-
rung entschieden werden. Neben dem Aspekt der Verwaltungsvereinfachung ist somit der
Lebensunterhalt des Versicherten — zumindest zum Teil — zeitnah zur Falligkeit der Ren-
tenleistung sichergestellt.

Zu Nummer 11
§ 120f

Mit der Erganzung wird klargestellt, dass Zuschlage an Entgeltpunkten wegen langjahriger
Versicherung wegen der hierauf erfolgenden Anrechnung von Einkommen und die Ubrigen
Entgeltpunkte nicht als Anrechte gleicher Art im Sinne von § 10 Absatz 2 des Versorgungs-
ausgleichsgesetzes gelten und mithin im Versorgungsausgleich gesondert ausgewiesen
und ausgeglichen werden muissen.

Zu Nummer 10
§ 151b

Die Regelung schafft in Absatz 1 die Voraussetzungen fur ein birgerfreundliches, effizien-
tes und verwaltungsdkonomisches Verfahren zur Ermittlung des Einkommens sowie zur
Prufung der Anrechnung des Einkommens von Berechtigten und deren Ehegatten und (ein-
getragenen) Lebenspartnern auf den Rentenanteil aus dem Zuschlag an Entgeltpunkten fir
langjahrige Versicherung nach § 97a.

Nach Satz 1 wird geregelt, dass fur diesen Zweck der Datenaustausch zwischen den Tra-
gern der Rentenversicherung und den zustandigen Finanzbehdrden in einem automatisier-
ten Abrufverfahren erfolgt. Damit sollen sowohl die Biirgerinnen und Blrger als auch die
Sachbearbeitung auf Seiten der Deutschen Rentenversicherung bei der Umsetzung des
neuen Verfahrens zur Grundrente spurbar entlastet werden.

Durch die Regelung in Satz 2 wird ein Datenabrufverfahren zwischen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und der Finanzverwaltung etabliert, indem die Trager der Rentenversiche-
rung ermachtigt werden, in einem automatisierten Verfahren die gemal § 97a Absatz 2
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Satz 1 Nummer 1 und 2 erforderlichen, in der Finanzverwaltung vorhandenen Daten abzu-
rufen. Dazu gehort das zu versteuernde Einkommen des Berechtigten und des Ehe- bezie-
hungsweise Lebenspartners, soweit es in dem automatisierten Verfahren mit den zustandi-
gen Finanzbehorden abrufbar ist, sowie der steuerfreie Anteil der von den Versorgungstra-
gern nach § 22a Absatz 1 EStG mitgeteilten Renten.

Nach Satz 3 werden die Datenstelle der Rentenversicherung sowie das Bundeszentralamt
fur Steuern als Vermittlungsstellen im Rahmen von Auftragsdatenverarbeitungen nach Ar-
tikel 28 der Verordnung (EU) 2016/679 und § 80 SGB X tatig.

Das Verfahren dient damit wirkungsvoll dem Ziel, dass berechtigten Neurentnerinnen und
-rentnern sowie Bestandsrentnerinnen und -rentnern zeitnah und unburokratisch der Zu-
schlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung bewilligt und ausgezahlt werden
kann. Die Einholung einer Einwilligung zur Erhebung der nach § 97a erforderlichen Daten
von Millionen von Rentnerinnen und Rentnern ware fir die Berechtigten — ein zumeist alte-
rer Personenkreis — aufwendig, langwierig und wegen der Moéglichkeit des jederzeitigen
Widerrufs der Einwilligung nicht effizient. Damit wirden die Interessen der Begunstigten an
einer zugigen Auszahlung nicht gewahrleistet. DarUber hinaus wuirde die Einholung einer
Einwilligung einen hohen Verwaltungsaufwand mit erheblichen Verzdégerungen bei der Pri-
fung und Auszahlung des Zuschlages flr die Trager der Rentenversicherung bedeuten. Die
Regelung stellt insofern eine spezifische Bestimmung im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Un-
terabsatz 1 Buchstaben c und e in Verbindung mit Absatz 2 und Absatz 3 der Verordnung
(EU) 2016/679 dar.

Indem die Trager der Rentenversicherung gezielt nur fir diejenigen Personen Daten bei
den Finanzbehoérden abrufen, die dem Grunde nach die Voraussetzungen fir den Erhalt
des Zuschlags an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung erflllen, wird gewahrleistet,
dass Sozial- und Steuerdaten nur zum Zweck der Gewahrung des Zuschlages zwischen
den Rentenversicherungstragern und der Finanzverwaltung ausgetauscht werden. Durch
die Beschrankung des Datenabrufs auf die flr die Berechnung der Grundrente erforderli-
chen Daten werden zudem nur solche Daten erhoben, die tatsachlich erforderlich sind.

Fur dieses Verfahren ist es erforderlich, dass die Trager der Rentenversicherung bei der
automatisierten Abfrage der Einkiinfte bei den Finanzbehoérden eine klare, eindeutige und
einfach in das aufzubauende Verfahren einzubindende Identifikationskennziffer verwenden.
Das automatische Datenabrufverfahren sollte auf bereits bestenhende Ubermittlungswege
zwischen den Tragern der Rentenversicherung und den Finanzbehoérden aufsetzen. Ein
Ruckgriff auf die Sozialversicherungsnummer des Berechtigten ware flir diese Zwecke nicht
zielfihrend, da sie bei den Finanzbehoérden in den bereits praktizierten digitalen Verfahren-
sablaufen nicht vorliegt. Mit Blick auf das Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. Januar 2021
kénnen auch nicht die Festlegungen zur Ausgestaltung des Identifikators bei der Register-
vernetzung abgewartet werden. In Ermangelung einer anderen geeigneten Kennziffer er-
scheint es zulassig, in diesem eng abgegrenzten Verwaltungsbereich die steuerliche Iden-
tifikationsnummer zur eindeutigen ldentifikation der betroffenen Person fir das vorgese-
hene automatisierte Datenabrufverfahren zu verwenden. Dies ist durch die hier bestehen-
den Besonderheiten gerechtfertigt: Die steuerliche Identifikationsnummer liegt den Tragern
der Rentenversicherung bereits im jeweiligen Rentenkonto der Rentenbezieher vor. Fur
neue Rentenbezieher wird die steuerliche Identifikationsnummer zusammen mit dem Ren-
tenantrag — bereits nach geltendem Recht — ebenfalls abgefragt. Sie wird dann mit Bezug
auf die gleichheitsgerechte Besteuerung von Renteneinkiinften von den Tragern der Ren-
tenversicherung gemeinsam mit den Finanzbehdrden bereits im Rentenbezugsmitteilungs-
verfahren verwendet. Zudem unterliegt auch ein Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige
Versicherung als Bestandteil der Rente in gleichem Male wie sonstige Alterseinklnfte der
Besteuerung, fir welche die steuerliche Identifikationsnummer bereits verwendet wird. Es
ist damit auch ein Bezug zum Steuerrecht gegeben. Um ein effizientes Verfahren im Inte-
resse der Berechtigten zu gewahrleisten, dirfen die Trager der Rentenversicherung daher
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bei der automatisierten Abfrage an die Finanzbehdrden die steuerliche Identifikationsnum-
mer des Berechtigten zur eindeutigen Identifikation der betroffenen Person verwenden.
Dadurch kann eine eindeutige Zuordnung dieser Person auf Seiten der Finanzverwaltung
erfolgen und der Datentransfer gewahrleistet werden. In Satz 4 wird zudem geregelt, dass
das Steuergeheimnis nach § 30 AO einer Offenbarung der angeforderten Daten nicht ent-
gegensteht.

Vergleichbare auslandische Einklnfte (auf3erhalb des zu versteuernden Einkommens) wer-
den vom automatisierten Abrufverfahren nicht erfasst. In diesen Fallen bedarf es eines ge-
eigneten Nachweises, der durch den Berechtigten vorzulegen ist.

Nach Absatz 2 werden fur das nach Absatz 1 einzurichtende Datenabrufverfahren mit den
Finanzbehdrden die allgemeinen Vorgaben zur Einrichtung eines automatisierten Datenab-
rufverfahrens nach § 79 SGB X entsprechend angeordnet. Dadurch wird die Einhaltung der
fur die besondere Konstellation des automatisierten Datenabrufverfahrens notwendigen
Vorgaben zum Datenschutz und zur Datensicherheit sichergestellt. Dabei wird auch den
Anforderungen nach Artikel 32 der Verordnung (EU) 2016/679 Rechnung getragen.

Nach Absatz 3 kann das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen die ndheren Einzelheiten zum Datenabruf nach
Satz 1 (insbesondere zur Einrichtung und zu Verfahren des automatisierten Datenabrufs)
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen.

§ 151c

Die Vorschrift dient der Verhinderung und der Bekampfung der missbrauchlichen Inan-
spruchnahme der Grundrente. Sie orientiert sich an vergleichbaren Regelungen unter an-
derem in § 41 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes und § 52 SGB Il. Sie erméachtigt
die Trager der Rentenversicherung, Angaben der Grundrentenberechtigten zu ihrem Ein-
kommen und zum Einkommen ihrer Ehegatten aus Kapitalertragen in dem fir die Einkom-
mensanrechnung nach § 97a mafigeblichen Kalenderjahr durch einen Datenabgleich im
Wege des Kontenabrufs nach § 93b AO mit dem Bundeszentralamt fir Steuern zu Uber-
prifen und dadurch Hinweise auf vorhandene, bislang trotz Anfrage nicht oder nicht voll-
standig von den Grundrentenberechtigten mitgeteilte Einklinfte aus Kapitalvermégen zu er-
langen.

Nach Absatz 1 kénnen die Trager der Rentenversicherung hierfir in einem ersten Schritt
stichprobenartig beim Bundeszentralamt fur Steuern um Auskunft ersuchen, wonach dieses
ein Kontenabrufverfahren durchfihrt. Da den Berechtigten nach § 97a Absatz 6 Satz 2 eine
Frist von 3 Monaten zur Erklarung der versteuerten Kapitaleinklinfte eingeraumt wird, soll
der Abruf erst nach Ablauf dieser Frist erfolgen kdnnen. Das Ergebnis des Kontenabrufs —
Kontenstammdaten, also die Information dartber, bei welchen Kreditinstituten die Bezieher
einer Grundrente Konten, Depots und Schliel3facher haben — wird daraufhin elektronisch
an die Rentenversicherungstrager Ubermittelt.

Fir das einzurichtende Verfahren gelten die allgemeinen Vorgaben zur Einrichtung eines
automatisierten Datenabrufverfahrens nach § 79 SGB X entsprechend. Dadurch wird die
Einhaltung der notwendigen Vorgaben zum Datenschutz und zur Datensicherheit sicherge-
stellt.

Um prifen zu kénnen, ob auf den mitgeteilten Konten abgeltend versteuerte Kapitalertrage
angefallen sind, sind die Trager der Rentenversicherung nach Absatz 2 berechtigt, in einem
zweiten Schritt ein Auskunftsersuchen an das jeweilige Kreditinstitut zu richten und dieses
aufzufordern, den Rentenversicherungstragern eventuell angefallene Kapitalertrage in dem
mafgeblichen Kalenderjahr mitzuteilen. Die Kreditinstitute sind zu dieser Auskunftsuber-
mittlung verpflichtet.
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Zu Nummer 12
§ 213

Die Kosten der Grundrente werden vollstandig durch eine Erhéhung des Bundeszuschus-
ses zur Rentenversicherung finanziert, damit es nicht zu einer Belastung der Beitragszah-
lerinnen und Beitragszahler in der Rentenversicherung kommt. Der Bundeszuschuss wird
ab dem Jahr 2021 dauerhaft um 1,4 Milliarden Euro erhoht.

Die Erhéhung des Bundeszuschusses wird mit der Neufassung von § 213 Absatz 2 Satz 4
geregelt. Im Jahr 2021 wird die Erhéhung des allgemeinen Bundeszuschusses von bisher
400 Millionen Euro um 1 100 Millionen Euro auf 1 500 Millionen Euro angehoben. Diese
Erhéhung wirkt dauerhaft und unterliegt den jahrlichen Anderungen des allgemeinen Bun-
deszuschusses, weil dieser in den Folgejahren ausgehend von dem erhéhten Betrag fort-
geschrieben wird. Diese Anhebung der Erhéhung des allgemeinen Bundeszuschusses ist
bei der Festlegung des Bundeszuschusses im Beitrittsgebiet zu bertcksichtigen, der sich
entsprechend um 300 Millionen Euro erhdht (§ 287¢), sodass sich insgesamt eine Erhé-
hung des Bundeszuschusses um 1,4 Milliarden Euro ergibt.

Zu Nummer 13
§ 244

Grundrentenzeiten sind unter anderem Zeiten des Bezugs von Leistungen bei Krankheit
(§ 769 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 51 Absatz 3a Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b).
In den Versicherungskonten der Rentenversicherungstrager sind insbesondere flir Zeiten
bis zum 30. September 1974 und fur die Zeit vom 1. Oktober 1974 bis 31. Dezember 1983
zwar Zeiten der Arbeitsunfahigkeit gespeichert, ob hierfir Leistungen bezogen wurden, ist
aber nur ab dem 13. Kalendermonat der Arbeitsunfahigkeit flir Zeiten ab Oktober 1974 er-
kennbar. Fir die Zeiten vor Oktober 1974 und fir die ersten zwdlf Monate der Zeiten ab
Oktober 1974 ist ein Leistungsbezug nicht erkennbar.

Soweit Versicherte keine Nachweise mehr vorlegen kénnen, wird mit der Erganzung des
Absatzes 5 Satz 1 und 2 die Glaubhaftmachung von Zeiten des Bezugs von Leistungen bei
Krankheit zugelassen. Hiermit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass Versicherte
mdglicherweise nicht mehr Uber Unterlagen zu diesen vor vielen Jahren bezogenen Leis-
tungen verfiigen.

Zeiten des Bezugs von Arbeitslosenhilfe und Arbeitslosengeld Il sind keine Grundrenten-
zeiten (Absatz 5 Satz 3).

Zu Nummer 14
§ 307e

Absatz 1 der Vorschrift regelt als Ubergangsnorm zu § 76g allgemein, unter welchen Vo-
raussetzungen auch Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentner mit einem Rentenbeginn
nach dem 31. Dezember 1991 einen Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versiche-
rung ab dem 1. Januar 2021 von Amts wegen erhalten kénnen. Hinsichtlich der Grundren-
tenzeiten und der Grundrentenbewertungszeiten wird dabei auf die Zeiten und Entgelt-
punkte abgestellt, die der Rente am 31. Dezember 2020 zugrunde liegen. Als Grundren-
tenzeiten nach § 76g Absatz 2 gelten auch Kalendermonate mit Anrechnungszeiten vor
dem 1. Januar 1984, in denen Versicherte wegen Krankheit arbeitsunfahig gewesen sind
oder Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben erhal-
ten haben. Anders als fur den Rentenzugang wird fiir den Rentenbestand bei diesen Zeiten
auf das Erfordernis eines Leistungsbezuges verzichtet. Dies ist erforderlich, um die Gewah-
rung des Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Versicherung fur den Rentenbestand
praktikabel zu gestalten, zumal der Leistungsbezug fir die Rentenversicherungstrager fir
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Zeiten vor 1984 aus dem Versicherungskonto Uberwiegend nicht erkennbar ist (siehe
Artikel 1 Nummer 13 — § 244). Gleiches gilt fur Folgerenten.

Fur die Ermittlung des Durchschnittswerts an Entgeltpunkten aus den Grundrentenbewer-
tungszeiten werden auch gegebenenfalls vorhandene Zuschlage an personlichen Entgelt-
punkten fur Kindererziehung nach § 307d berucksichtigt.

Absatz 2 bestimmt, dass fur die Héhe des Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjahrige Ver-
sicherung und fir ihre Zuordnung § 76g Absatz 4 und 5 entsprechend gelten.

Absatz 3 legt fest, dass sich der Zugangsfaktor fur den Zuschlag an Entgeltpunkten nach
§ 77 ermittelt, wenn er zu einem Zeitpunkt in Anspruch genommen wird, zu dem fir die
jeweilige Rente ein Zugangsfaktor von kleiner als 1,0 maf3gebend ware; bei Hinterbliebe-
nenrenten gilt § 77 Absatz 2 Nummer 4 Buchstabe a. Wird der Zuschlag an Entgeltpunkten
fur langjahrige Versicherung zu einem Zeitpunkt in Anspruch genommen, zu dem fir die
jeweilige Rente ein Zugangsfaktor von mindestens 1,0 mafligebend ware, ist der Zugangs-
faktor 1,0.

Absatz 4 betrifft Renten, die zwar nach 1991 begannen, fir die aber dennoch das Recht
vor 1992 anzuwenden war und somit aus heutiger Sicht kein Versicherungskonto nach dem
SGB VI vorliegt. In diesen Fallen ist fur die Zuschlagsgewahrung an Entgeltpunkten fir
langjahrige Versicherung der § 307f anzuwenden. Eine solche Fallkonstellation kann sich
zum Beispiel ergeben, wenn fir eine Rente mit Rentenbeginn ab 1992 aufgrund des § 300
Absatz 2 weiterhin das alte Recht anzuwenden war.

§ 307f

Absatz 1 bestimmt als Ubergangsnorm zu § 76g allgemein, unter welchen Voraussetzun-
gen auch Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentner mit einem Rentenbeginn vor dem
1. Januar 1992 einen Zuschlag an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung ab dem
1. Januar 2021 von Amts wegen erhalten kénnen.

Fir diese Bestandsrenten befinden sich im Versicherungskonto in der Regel noch keine
rentenrechtlichen Zeiten nach dem SGB VI. Zudem ist es bei diesen inzwischen schon min-
destens vor drei Jahrzehnten durchgeflinrten Berechnungen der Renten weder rechtlich
erforderlich noch angesichts der damaligen und mit heutigen MaRstaben nicht mehr ver-
gleichbaren Speichermdglichkeiten und Speicherkapazitaten moglich gewesen, die nun-
mehr fir die Prifung der Voraussetzungen und der Hohe des Zuschlags an Entgeltpunkten
erforderlichen rentenrechtlichen Zeiten so vorzuhalten, dass heute eine Identifizierung von
Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 mdéglich ist. Damit die Trager der Rentenversiche-
rung in diesen Fallen gleichwohl die Prifung und Ermittlung eines Zuschlags an Entgelt-
punkten vollautomatisiert und damit im Interesse der betroffenen Bestandsrentnerinnen und
Bestandsrentner burgerfreundlich und mit einem fur alle Seiten vertretbarem Verwaltungs-
aufwand zeitnah durchfiihren konnen, bedarf es fiir diese Falle vereinfachender und weit-
gehend pauschalierender Regelungen.

Absatz 1 bestimmt, dass AnknUpfungspunkt fiir die pauschalierende Regelung die Rente
nach Mindesteinkommen nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992 ist. Sofern flr
Bestandsrentenfalle vor 1992 in Anwendung dieser Regelung fur Pflichtbeitragszeiten in
der Zeit vom 1. Januar 1973 bis 31. Dezember 1991 ein Zuschlag an personlichen Entgelt-
punkten zu ermitteln war (Voraussetzung hierfur waren: Vorliegen von mindestens 35 Ver-
sicherungsjahren einschliellich einer gegebenenfalls — in Abhangigkeit von der Anzahl der
Kinder — zusatzlich zu berlicksichtigenden Kindererziehungspauschale sowie ein kalender-
monatlicher Durchschnittswert aus den betreffenden Pflichtbeitragszeiten von unter
6,25 Werteinheiten) und der Zuschlag nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992
nicht bereits auf 6,25 Werteinheiten (entspricht kalendermonatlich 0,0625 Entgeltpunkten)
zu begrenzen war, ist nach Absatz 1 ein Zuschlag an Entgeltpunkten fur langjahrige Versi-
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cherung zu ermitteln. Da Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentner mit einem Rentenbe-
ginn vor 1973 nicht (mehr) von der Rente nach Mindesteinkommen nach Artikel 82 des
Rentenreformgesetzes 1992 erfasst waren, kénnen sie auch keinen Zuschlag an Entgelt-
punkten fir langjahrige Versicherung mehr erhalten. In diesen Fallen ist aber — wie auch in
den Fallen eines Rentenbeginns ab 1973 — gegebenenfalls flr Pflichtbeitragszeiten vor
1973 eine Anhebung erfolgt, wenn mindestens 25 Versicherungsjahre vorgelegen haben.
Die Anhebung erfolgte hier — anders als nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992 —
stets auf 75 Prozent des Durchschnittsverdienstes, sodass die Bestandsrentnerinnen und
Bestandsrentner mit einem Rentenbeginn vor und ab 1973 fur Pflichtbeitragszeiten bis 1972
gleichbehandelt werden.

Die Rentenversicherungstrager kénnen den Durchschnittswert nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2, der Ausgangsbasis fur die Ermittlung des Zuschlags an Entgeltpunkten fur langjah-
rige Versicherung nach Absatz 2 ist, anhand der ihnen vorliegenden Daten aus der Berech-
nung nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992 ermitteln, indem sie den damals er-
mittelten Zuschlag durch die Anzahl der Kalendermonate, fur die dieser Zuschlag ermittelt
wurde, teilen und anschlieRend mit dem Faktor 3 vervielfaltigen.

Mit Absatz 2 wird sichergestellt, dass die von der Pauschalregelung erfassten Bestands-
rentnerinnen und Bestandsrentner auch die Freibetrédge in den Fursorgesystemen (zum
Beispiel in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) und auch im Wohngeld
gewahrt bekommen kénnen.

Absatz 3 regelt die Ermittlung der Hohe des Zuschlags an Entgeltpunkten flr langjahrige
Versicherung, der sich im Grundsatz an der Regelung in § 76g Absatz 4 orientiert, aller-
dings mit der Abweichung, dass in Anknlipfung an die malRgebende Hochstbegrenzung
nach Artikel 82 des Rentenreformgesetzes 1992 ein kalendermonatlicher Entgeltpunkte-
hochstwert von 0,0625 Entgeltpunkten gilt. Im Gegenzug entfallt der Abschlag von
12,5 Prozent nach § 76g Absatz 4 Satz 6. Satz 3 bestimmt, dass der nach den Satzen 1
und 2 ermittelte Entgeltpunktewert mit der Anzahl der Kalendermonate vervielfaltigt wird,
fur die ein Zuschlag an personlichen Entgeltpunkten nach Artikel 82 des Rentenreformge-
setzes 1992 ermittelt wurde. Im Ergebnis kann in diesen Fallen also ein Zuschlag an Ent-
geltpunkten fiir langjahrige Versicherung flir maximal 19 Jahre (228 Kalendermonate von
Januar 1973 bis Dezember 1991) gewahrt werden.

Absatz 4 regelt den Fall, dass eine nach § 307 umgewertete Rente sowohl Zeiten der all-
gemeinen Rentenversicherung als auch der knappschaftlichen Rentenversicherung enthalt.
In diesem Fall ist der ermittelte Zuschlag an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung
verhaltnismanig aufzuteilen.

Absatz 5 betrifft die nach § 307a umgewerteten Bestandsrenten aus dem Beitrittsgebiet.
Auch fir diese Renten kdnnen Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentner einen Zuschlag
an Entgeltpunkten (Ost) fur langjahrige Versicherung ab dem 1. Januar 2021 erhalten. Nach
§ 307a umgewertete Renten haben in der Regel ebenfalls keine Zeiten nach dem SGB VI
im Versicherungskonto. Von daher wird fur diese Bestandsrentenfalle vereinfachend auf die
Arbeitsjahre nach § 307a Absatz 3 abgestellt, die als Grundrentenzeiten und Grundrenten-
bewertungszeiten im Sinne von § 76g Absatz 2 und 3 gelten. Sind bisher Kinder in der
Rente nach § 307a berucksichtigt worden, wird auch eine Kindererziehungspauschale als
Grundrentenzeit berlcksichtigt (bei einem Kind zehn Jahre, bei zwei Kindern 15 Jahre und
bei drei oder mehr Kindern 20 Jahre). Fur die Berechnung des Zuschlags an Entgeltpunkten
(Ost) fur langjahrige Versicherung wird dann entsprechend auf die Summe der nach § 307a
ermittelten personlichen Entgeltpunkte (Ost) abgestellt, die der Rente am 31. Dezember
2020 zugrunde liegen (gegebenenfalls einschliellich der Erhéhung an personlichen Ent-
geltpunkten fur bisher in der Rente berlcksichtigte Kinder nach § 307a Absatz 1 Satz 2 und
vorhandener Zuschlage an personlichen Entgeltpunkten fir Kindererziehung nach § 307d).
Hieraus errechnet sich dann unter Heranziehung der Grundrentenbewertungszeiten (Ar-
beitsjahre nach § 307a Absatz 3) der kalendermonatliche Durchschnitt an Entgeltpunkten
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als Berechnungsbasis fur den Zuschlag an Entgeltpunkten (Ost) fur langjahrige Versiche-
rung entsprechend § 76g Absatz 4.

Absatz 6 bestimmt, dass auch flr Bestandrenten aus dem Beitrittsgebiet, die nach § 307b
neu berechnet wurden, ein Zuschlag an Entgeltpunkten (Ost) fir langjahrige Versicherung
in Betracht kommen kénnen. Bei diesen Bestandsrenten liegen — anders als bei den nach
§ 307a umgewerteten Bestandsrenten aus dem Beitrittsgebiet — Zeiten nach dem SGB VI
im Versicherungskonto vor. Von daher kann aus der am 31. Dezember 2020 nach § 307b
Absatz 1 Satz 3 malRgebenden Rente (neu berechnete Rente oder Vergleichsrente) mit den
entsprechend vorliegenden Entgeltpunkten (Ost) ein Zuschlag an Entgeltpunkten (Ost) fur
langjahrige Versicherung in Anlehnung an § 307e Absatz 1 und 2 ermittelt werden.

Absatz 7 regelt, dass sich der Zugangsfaktor fir den Zuschlag an Entgeltpunkten fiir lang-
jahrige Versicherung nach den Absatzen 1 bis 6 entsprechend der Regelung in § 307e Ab-
satz 3 bestimmt.

Absatz 8 bestimmt (analog § 307e Absatz 4), dass in den Fallen, in denen bei einer vor
1992 begonnenen Rente dennoch das Recht ab 1992 anzuwenden war und somit aus heu-
tiger Sicht ein Versicherungskonto nach dem SGB VI vorliegt, flr die Zuschlagsgewahrung
an Entgeltpunkten fiir langjahrige Versicherung der § 307e anzuwenden ist. Eine solche
Fallkonstellation kann sich zum Beispiel ergeben, wenn eine Rente mit Rentenbeginn vor
1992 nach dem 31. Dezember 1991 nach § 300 Absatz 3 in der Fassung bis 31. Dezember
2000 neu festgestellt worden ist.

§ 307g

Gemal den Vorgaben des Evaluierungskonzepts der Bundesregierung soll bis zum 31. De-
zember 2025 evaluiert werden, ob die mit der Einfliihrung der Grundrente formulierten Ziele
erreicht wurden. Es soll insbesondere untersucht werden, ob die besonderen Lebenslagen
in den neuen Bundeslandern und die Erwerbsbiografien von Frauen berlcksichtigt werden
konnten. Das beinhaltet auch die Prtfung, ob mit den Regelungen auch die Gruppe erreicht
wird, die erreicht werden sollte und ob und gegebenenfalls wie die Grundrente zielgenauer
ausgestaltet werden kann. Hierfir soll zum einen die Anzahl der Rentnerinnen und Rentner
mit Grundrentenbezug, aufgeschlisselt nach Geschlecht, Anzahl der Grundrentenzeiten
und Wohnsitz in den alten oder neuen Bundeslandern, zum anderen die konkrete Zusam-
mensetzung der Grundrentenzeiten in Bezug auf Zeiten der Kindererziehung und Pflege
ermittelt werden. In diesem Zusammenhang soll auch die Wirkung der Staffelung bis zum
Erreichen der vollen 35 Jahre an Grundrentenzeiten untersucht werden. Darlber hinaus
sollen sowohl die Auswirkungen der Einkommensanrechnung als auch der Freibetragsre-
gelungen betrachten werden.

Zu Artikel 2

Aus Gleichbehandlungsgrinden soll der in § 82a SGB Xl fur die Sozialhilfe vorgesehene
Grundrentenfreibetrag im Recht der Grundsicherung flr Arbeitsuchende nach dem SGB Il
entsprechend gelten. Zwar durften in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende im Vergleich
weniger Falle auftreten als in der Sozialhilfe; insbesondere sind Personen, die eine Rente
wegen Alters beziehen, von Leistungen nach dem Zweiten Buch ausgeschlossen (§ 7 Ab-
satz 4 Satz 1 SGB Il). Fur Bezieher einer Grundrente wegen Todes oder voribergehender
Erwerbsminderung gilt dies jedoch nicht. Zudem kdnnen Bezieher von Grundrenten auch
Mitglieder so genannter gemischter Bedarfsgemeinschaften mit Leistungsberechtigten
nach dem Zweiten Buch sein. In diesen Fallen vermeidet eine entsprechende Anwendung
des in § 82a SGB XIl vorgesehenen Freibetrages auch systematische Briiche zwischen
beiden Rechtskreisen.

Die Neuregelung im SGB Il beschrankt sich darauf, eine entsprechende Anwendung des
§ 82a SGB XII vorzuschreiben. In der Sache handelt es sich dabei um eine Rechtsgrund-
verweisung.
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Zu Artikel 3

Zu Nummer 1

Anpassung der Inhaltsibersicht aufgrund der Einfligung des § 82a.
Zu Nummer 2

§ 82a Absatz 1 regelt die EinfUhrung eines Einkommensfreibetrags fur Personen, die die
Grundrentenzeiten von 33 Jahren nach § 76g Absatz 2 SGB VI erfullen. Aufgrund individu-
ell sehr unterschiedlicher Bedarfe reichen die durch die Grundrente erzielten Einkommens-
verbesserungen nach dem SGB VI nicht immer aus, um Hilfebedurftigkeit zu vermeiden
oder zu beseitigen. Daher wird flr grundsicherungsbedurftige Rentenbezieher, die langjah-
rig rentenversichert gewesen sind, ein zusatzlicher Freibetrag in der Hilfe zum Lebensun-
terhalt und in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung geschaffen. Hier-
durch wird sichergestellt, dass den Betroffenen monatlich mehr tatsachliche Mittel zur Ver-
fligung stehen, als der aktuelle Grundsicherungsbedarf.

Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung ist daher ein Betrag in Hohe von 100 Euro monatlich aus der gesetzlichen Rente
zuzlglich 30 Prozent des diesen Betrag Ubersteigenden Einkommens aus der gesetzlichen
Rente vom Einkommen nach § 82 Absatz 1 abzusetzen. Der Freibetrag ist auf einen Betrag
von 50 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28, das heil’t aktuell
216 Euro (2020) gedeckelt. Der Freibetrag errechnet sich im Einzelfall pauschal aus dem
unbereinigten Bruttoeinkommen (§ 82 Absatz 1) aus der gesetzlichen Rente.

Von dem Freibetrag profitieren Leistungsberechtigte der Hilfe zum Lebensunterhalt und der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sofern sie mindestens 33 Jahre an
Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 SGB VI haben oder sofern sie als Hinterbliebene
eine Rente erhalten, der die Erflllung dieser Grundrentenzeit zugrunde liegt.

§ 82a Absatz 2 erstreckt den Freibetrag aus Absatz 1 auch auf solches Alterseinkommen,
welches nicht aus einer gesetzlichen Rente folgt, sondern welches aus anderen ver-
pflichtenden Systemen der Alterssicherung stammt. Hiermit erfolgt eine Wertschatzung,
dass auch diesen Grundsicherungsbeziehern mehr zu Verfiigung steht, wenn sie, ver-
gleichbar zu Beziehern von Grundrente, langjahrig Leistungen im Erwerbsleben, insbeson-
dere durch die Zahlung von Beitragen, erbracht haben. Von dem Freibetrag profitieren Leis-
tungsberechtigte der Hilfe zum Lebensunterhalt und der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung, sofern sie mindestens 33 Jahre an den Grundrentenzeiten vergleich-
bare Zeiten der Absicherung im jeweiligen verpflichtenden Alterssicherungssystem zurtck-
gelegt haben.

Vergleichbare Zeiten sind fir beitragsfinanzierte Systeme, wie die Alterssicherung der
Landwirte nach § 82a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder die berufsstandischen Versorgungs-
einrichtungen nach § 82a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 grundsétzlich solche, fur die Beitrage
aufgrund einer Versicherungspflicht eingezahlt wurden. Bei der berufsstandischen Versor-
gung gelten dabei angelehnt an § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 SGB VI insbesondere sol-
che Zeiten als anrechnungsfahig, in der Beschaftigte und selbststandige Tatige wegen einer
durch Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglied und zu-
gleich kraft gesetzlicher Verpflichtung Mitglied einer berufsstandischen Kammer waren.

Zeiten aus Beschaftigungen in denen Versicherungsfreiheit, nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 und 3 sowie Satz 2 SGB VI oder eine Befreiung von der Versicherungspflicht nach
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB VI besteht, sind anrechenbare Zeiten im Sinne des
Freibetrags.
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Sollten fur denselben Kalendermonat sowohl Grundrentenzeiten als auch vergleichbare
Zeiten in einem anderen verpflichtenden System der Alterssicherung vorliegen, wird fur die
Bestimmung der 33 Jahre dieser Monat nur einmal bericksichtigt.

Die Umsetzbarkeit dieser Freibetragsregelungen wird dadurch gewahrleistet, dass die Tra-
ger der Rentenversicherung sowie der sonstigen von § 82a SGB XII erfassten Altersvorsor-
gesysteme in ihren Rentenbescheiden ausweisen beziehungsweise noétigenfalls anderwei-
tig bescheinigen, dass die Betroffenen die entsprechenden Voraussetzungen erfillen, ins-
besondere ausreichende Grundrentenzeiten zurtickgelegt haben. § 307f Absatz 2 SGB VI
gilt entsprechend.

Zu Artikel 4

§ 25d Absatz 3c Satz 1 regelt die Einfihrung eines Einkommensfreibetrags flir Personen,
die die Grundrentenzeiten von mindestens 33 Jahren nach § 76g Absatz 2 SGB VI erfullen.
Die Vorschrift ist § 82a Absatz 1 SGB XlI nachgebildet. Durch die Schaffung eines zusatz-
lichen Freibetrages wird sichergestellt, dass Personen, die die Voraussetzungen fir eine
Grundrente nach § 76 g SGB VI erfullen, monatlich mehr zur Verfigung steht als der aktu-
elle Bedarf fur die erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt. Der Systematik des BVG folgend
wird aus Grinden der Verwaltungsvereinfachung in Satz 1, 2. Halbsatz auf den Bemes-
sungsbetrag nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a und nicht auf die Regelbedarfsstufe 1
abgestellt. Rechnerisch ergibt sich damit anndhernd der Betrag wie in § 82a Absatz 1,
2. Halbsatz SGB XII.

§ 25d Absatz 3c Satz 2 erstreckt den Freibetrag aus Satz 1 auch auf solches Alterseinkom-
men, welches nicht aus einer gesetzlichen Rente folgt, sondern aus anderen verpflichten-
den Systemen der Alterssicherung stammt. Die Vorschrift ist § 82a Absatz 2 SGB XlI nach-
gebildet.

Zu Artikel 5

Zu Nummer 1

Die Anderung der Inhaltsiibersicht folgt aus der Einfliigung des neuen § 17a WoGG.
Zu Nummer 2

§ 13 WoGG

Die Erganzung des § 13 Absatz 1 folgt aus der Einfligung des neuen § 17a WoGG. Bei der
Ermittlung des Gesamteinkommens ist auch der neue Freibetrag zu berticksichtigen.

Zu Nummer 3
§ 17a WoGG
Absatz 1

Flankierend zur Grundrente soll ein Freibetrag beim Wohngeld eingeflihrt werden, damit
die Verbesserungen bei der Rente nicht durch eine Kurzung des Wohngeldes aufgehoben
werden. Der neue Freibetrag in § 17a WoGG erganzt die bestehenden wohngeldrechtlichen
Freibetrage in § 17 WoGG.

Nur Rentnerinnen und Rentner, die mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten nach
§ 76g Absatz 2 des SGB VI oder vergleichbare Zeiten haben, sollen einen Freibetrag er-
halten. Das heiflt: Rentnerinnen und Rentner, die Wohngeld empfangen und weniger
Grundrentenzeiten oder weniger vergleichbare Zeiten aufweisen, erhalten nicht den Frei-
betrag.
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Die Regelung entspricht somit im Wesentlichen dem in § 82a SGB XlI vorgesehenen mo-
natlichen Freibetrag. Der neue wohngeldrechtliche jahrliche Freibetrag ist somit die Folge
der politischen Entscheidung, die Lebensleistung einer bestimmten Gruppe von Rentnerin-
nen und Rentnern ab einer gewissen Zahl an Rentenversicherungszeiten beziehungsweise
Zeiten in vergleichbaren Alterssicherungssystemen in besonderer Weise anzuerkennen.
Entsprechend der politischen Einigung wird damit eine Gruppe von Rentnerinnen und Rent-
nern auch im Wohngeld so gestellt, dass sie den Vorteil des Grundrentenzuschlags nicht
Uber eine Anrechnung als wohngeldrechtliches Einkommen verliert. In vielen Fallen wird
die Héhe des wohngeldrechtlichen Freibetrages voraussichtlich den Grundrentenzuschlag
Ubersteigen und in einigen Fallen wird der Freibetrag auch ohne Grundrentenzuschlag ge-
wahrt werden. Durch einen Freibetrag, der in der Hohe dem Freibetrag nach § 82a SGB XI|
entspricht, wird die Anzahl der Wohngeldempfangerinnen und -empfanger, die in den Be-
zug von nachrangigen Leistungen des Dritten beziehungsweise Vierten Kapitels SGB Xl|
wechseln missen, weil mit Wohngeld nicht mehr die Hilfebedurftigkeit Giberwunden werden
kann, reduziert.

In der systemgerechten Umsetzung des Grundrentenzuschlags auch im Wohngeld liegt ein
sachlicher Grund flr die Besserstellung von Rentnerinnen und Rentnern mit mindestens
33 Jahren an Grundrentenzeiten gegenuber Rentnerinnen und Rentnern mit weniger als
33 Jahren an Grundrentenzeiten und auch gegenulber allen anderen Wohngeldempfange-
rinnen und -empfangern.

Die Freibetrage werden bei der Wohngeldberechnung vom wohngeldrechtlichen Gesamt-
einkommen ausgenommen. Erhalten die Wohngeldempfangerinnen und Wohngeldempfan-
ger den Freibetrag, aber keinen Grundrentenzuschlag, erhéht das dadurch in geringerem
Umfang in die Berechnung eingehende Einkommen grundsatzlich das Wohngeld als ein-
kommensabhangige Leistung. Jedoch ist ein Freibetrag nicht mit einem in gleichem Umfang
héheren Wohngeld verbunden.

Erhalten die Wohngeldempfangerinnen und Wohngeldempfanger einen Grundrentenzu-
schlag, der unterhalb des Freibetrags liegt, so vermindert sich das wohngeldrechtliche Ein-
kommen um die Differenz zwischen Freibetrag und Grundrentenzuschlag. Das Wohngeld
erhoht sich im Durchschnitt um etwa die Halfte der Differenz zwischen Freibetrag und
Grundrentenzuschlag.

Ubersteigt der Grundrentenzuschlag den Freibetrag, so mindert das den Freibetrag tber-
steigende zusatzliche Einkommen das Wohngeld im Durchschnitt um etwa die Halfte des
Uber den Freibetrag hinausgehenden Einkommens.

Der neue Freibetrag ist von der Summe der Jahreseinkommen der zu bertcksichtigenden
Haushaltsmitglieder abzuziehen. Der Freibetrag differenziert der Héhe nach nicht nach der
Anzahl von Jahren an Grundrentenzeiten. Er berechnet sich wie folgt:

— 1200 Euro vom jahrlichen Einkommen aus der gesetzlichen Rente

— zuzlglich 30 Prozent der Differenz zwischen dem jahrlichen Einkommen aus der ge-
setzlichen Rente und den 1 200 Euro

— hdéchstens 50 Prozent der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII mul-
tipliziert mal 12.

Der Freibetrag errechnet sich im Einzelfall pauschal aus dem unbereinigten Einkommen
aus der gesetzlichen Rente.

Der Verweis auf den halftigen Jahresbetrag der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu
§ 28 SGB XIlI hat zur Folge, dass sich die Hochstgrenze des Freibetrages bei jeder Ande-
rung der Regelbedarfsstufe 1 erhoht.



- 59 - Bearbeitungsstand: 19.02.2020 10:44 Uhr

Die Umsetzbarkeit dieser Freibetragsregelungen wird dadurch gewahrleistet, dass die Tra-
ger der Rentenversicherung sowie der sonstigen von § 17a WoGG erfassten Altersvorsor-
gesysteme in ihren Rentenbescheiden ausweisen beziehungsweise noétigenfalls anderwei-
tig bescheinigen, dass die Betroffenen die entsprechenden Voraussetzungen erfillen, ins-
besondere ausreichende Grundrentenzeiten zurtckgelegt haben.

Absatz 2

§ 17a Absatz 2 WoGG erstreckt den Freibetrag aus Absatz 1 — wie § 82a Absatz 2 SGB XI|
— auch auf solches Alterseinkommen, welches nicht aus einer gesetzlichen Rente folgt,
sondern welches aus anderen verpflichtenden Systemen der Alterssicherung sowie zum
Beispiel aus der Beamtenversorgung stammt (siche §5 Absatz1 Satz1 Nummer 1
SGB VI). Auf die weitergehende Begriindung zu § 82a Absatz 2 SGB Xll (Artikel 3 Num-
mer 2) wird verwiesen.

Fur die beamtenrechtliche Versorgung gelten die ruhegehaltfahigen Dienstzeiten als ver-
gleichbare Zeiten. Die insoweit maligeblichen Zeiten ergeben sich aus dem Bescheid utber
die Festsetzung der Versorgungsbeziige fir die Beamtinnen und Beamten von Bund und
Landern. Entsprechendes gilt fir die Berufssoldatinnen und -soldaten.

Absatz 3

Erhalt die Wohngeldbehorde erstmalig Kenntnis dartber, dass die erforderlichen Grundren-
tenzeiten erfillt sind, so ist nach § 48 insbesondere nach Absatz 1 Satz 2 SGB X von Amts
wegen uber den Wohngeldanspruch neu zu entscheiden, wobei der neue Freibetrag zu
berticksichtigen ist. Andere Anderungen unterhalb der Schwellen des § 27 WoGG werden
nicht bertcksichtigt. Der Bewilligungsbescheid kann zudem unter den Voraussetzungen
des § 28 WoGG unwirksam werden beziehungsweise wegfallen.

Absatz 4

Jahrliche Erhéhungen der Obergrenze des Freibetrages, die durch eine jahrliche Anpas-
sung der Regelbedarfsstufe 1 zustande kommen, werden im Wohngeldrecht im laufenden
Bewilligungszeitraum nur dann bericksichtigt, wenn die Voraussetzungen fiir ein Verfahren

nach § 27 Absatz1 oder eine Neuentscheidung von Amts wegen nach § 27 Ab-
satz 2 WoGG vorliegen.

Zu Nummer 4
§ 28 Absatz 6 WoGG

Der Wohngeldanspruch andert sich auch in den Féllen des § 17a Absatz 3. Daher ist § 28
Absatz 6 zu erganzen.

Zu Nummer 5

§ 35 WoGG

Die Erganzung des § 35 Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe b folgt aus der Einfugung des
neuen § 17a WoGG. Die Wohngeldstatistik wird damit ermdglichen, dass die Zahl der
Haushaltsmitglieder, bei denen der neue Freibetrag berucksichtigt wird, bekannt wird.

Zu Artikel 6

Zu Nummer 1

§ 22a Absatz 2 Satz 10
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Da allein durch die Verwendung der steuerlichen |dentifikationsnummer des Berechtigten
das gemeinsame Einkommen des Berechtigten und seines Ehegatten beziehungsweise
Lebenspartners nach § 97a nicht ermittelbar ist, wird den Tragern der Rentenversicherung
die Befugnis eingeraumt, die steuerliche Identifikationsnummer des Ehegatten und Le-ben-
spartners beim Bundeszentralamt flr Steuern abzufragen und diese fur das automatisierte
Abrufverfahren zu nutzen. Hierfir wird das im Rahmen des Rentenbezugsmitteilungsver-
fahrens genutzte maschinelle Anfrageverfahren zur Abfrage der steuerlichen ldentifikati-
onsnummer des Berechtigten beziehungsweise Rentenempfangers ausgeweitet.

Zu Nummer 32
§ 100 Absatz 2 Satz 1

Mit dem Betriebsrentenstarkungsgesetz wurde ab 2018 speziell flir Geringverdiener (Ar-
beithnehmer mit einem monatlichen Bruttoarbeitslohn bis zu 2 200 Euro) eine neue steuerli-
che Foérderung in Form eines Zuschussmodells eingefiihrt, dem Foérderbetrag zur betriebli-
chen Altersversorgung (BAV-Foérderbetrag). Der BAV-Forderbetrag betragt unter den wei-
teren Voraussetzungen des § 100 EStG im Kalenderjahr mindestens 72 Euro (30 Prozent
von 240 Euro) und héchstens 144 Euro (30 Prozent von 480 Euro).

Als Anreiz fur den Aufbau einer zusatzlichen arbeitgeberfinanzierten betrieblichen Alters-
versorgung bei Geringverdienern wird der BAV-Fdrderbetrag mit Wirkung ab 2020 von ma-
ximal 144 Euro auf maximal 288 Euro angehoben. Damit werden zusatzliche Arbeitgeber-
beitrage bis zu maximal 960 Euro geférdert. Mit der Anderung wird der Koalitionsbeschluss
vom 10. November 2019 umgesetzt.

Nach § 100 Absatz 3 Nummer 2 EStG kann der BAV-Foérderbetrag nur fur einen vom Ar-
beitgeber zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachten Beitrag zur betrieb-
lichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder flir eine Direkt-
versicherung beansprucht werden. Der Arbeitgeber soll durch die staatliche Férderung mo-
tiviert werden, zusatzliche Mittel fir die betriebliche Altersversorgung seiner Arbeithnehmer
aufzubringen. Deshalb sind mittels Gehaltsverzichts oder -umwandlung finanzierte Beitrage
oder Eigenbeteiligungen des Arbeitnehmers nicht begtinstigt. Der Bundesfinanzhof (BFH)
hat jedoch in diesem Zusammenhang mit Urteil vom 1. August 2019 — VI R 32/18 — verneint,
dass bestimmte Steuerverglinstigungen fir Sachverhalte mit Gehaltsverzicht oder -um-
wandlung (je nach arbeitsvertraglicher Ausgestaltung) durch die im Einkommensteuerge-
setz verankerte Zusatzlichkeitsvoraussetzung ausgeschlossen werden. Die Auffassung des
BFH widerspricht der Auffassung des Gesetzgebers. Die Finanzverwaltung wendet daher
das zuvor genannte Urteil nicht an (siehe Nichtanwendungserlass des Bundesfinanzminis-
teriums vom 5. Februar 2020 — IV C 5 — S 2334/19/10017 :002 -).

Zum Inkrafttreten und zur erstmaligen Anwendung siehe Artikel 8 und die entsprechende
Begrindung.

Zu Artikel 7
§ 93 Absatz 8

Die Erganzung ist eine notwendige Folgeanderung, um den Tragern der gesetzlichen Ren-
tenversicherung beschrankt auf den Fall der Auszahlung einer Grundrente an Berechtigte
die Moglichkeiten des Kontenabrufverfahrens beim Bundeszentralamt fiir Steuern zu erdéff-
nen. Dadurch wird den Tragern der Rentenversicherung eine Uberpriifung der fir eine In-
anspruchnahme der Grundrente notwendigen Einkommensprifung bezogen auf Einklnfte
aus Kapitalvermogen Uber dieses bewahrte Verfahren grundsatzlich erméglicht. Eine miss-
brauchliche Inanspruchnahme der Grundrente soll dadurch bekampft und verhindert wer-
den. Hierfur haben sich die Trager der Rentenversicherung beim Bundeszentralamt fur
Steuern als Kontenabrufberechtigter zu registrieren. Nach erfolgter Registrierung kénnen
sie elektronisch Kontenabrufersuchen an dieses Ubermitteln.
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Zu Artikel 8

Zu Absatz 1

Die Regelungen dieses Gesetzes treten vorbehaltlich der Regelungen unter Absatz 2 am
1. Januar 2021 in Kraft.

Zu Absatz 2

Die Anderung beim BAV-Férderbetrag (siehe Artikel 6 Nummer 2) tritt am Tag nach der
Verkiindung dieses Anderungsgesetzes in Kraft. Sie gilt infolge der Anwendungsregelung
in § 52 Absatz 1 EStG fir alle Lohnzahlungszeitraume des Jahres 2020 (bei Arbeitgeber-
beitragen, die laufender Arbeitslohn sind) und fir alle Zuflusszeitpunkte in 2020 (bei Arbeit-
geberbeitragen, die sonstige Bezige sind).

Hat der Arbeitgeber in der Zeit zwischen dem 1. Januar und dem Inkrafttreten im Laufe des
Jahres 2020 zusatzliche, im Rahmen des § 100 EStG begunstigte Arbeitgeberbeitréage von
mehr als 480 Euro erbracht, kann er hohere BAV-Fdorderbetrage Uber geanderte Lohn-
steuer-Anmeldungen geltend machen.



	Freibetrag beim Wohngeld 
	Freibetrag in der Hilfe zum Lebensunterhalt und in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
	Langfristige Auswirkungen der Maßnahmen auf das Sicherungsniveau und den Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung 

	5.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
	5.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
	5.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 
	Grundrente 

